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1.700 JAHRE JÜDISCHES LEBEN 
IN DEUTSCHLAND
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Vor allem jüngere Menschen jüdischen Glaubens überlegen sich, ob sie weiter-
hin hier in Deutschland leben wollen. Dies sagte kürzlich Charlotte Knobloch, 
Präsidentin der Israelitischen Kultusgemeinde München und Oberbayern 
(IKG), in einem Interview mit dem „Münchner Merkur“. Junge Juden beunru-
higen antisemitische Vorfälle, die sich in den vergangenen Jahren vermehrt ge-
häuft haben. Zum einen sind es Anschläge auf Synagogen, zum anderen wer-
den Juden auf offener Straße tätlich angegriffen. Deshalb trauen sich nur noch 
wenige mit Kippa oder Davidstern-Kettenanhängern, die optisch einen Rück-
schluss auf ihre jüdische Herkunft geben könnten, auf die Straße zu gehen. 
Weil die Situation gefährlicher geworden ist, rufen einige jüdische Dachverbän-
de zur Vorsicht mit erkennbaren jüdischen Symbolen auf. Diese Tatsachen ma-
chen nicht nur betroffen, sondern sie müssen auf- und wachrütteln. Dass dies 
im Jahre 2021 in unserem Lande so sein könnte, ist eigentlich unvorstellbar.

Doch wie lassen sich Vorurteile ändern? Durch Wissen, Dialog und Neu-
gierde, denn nur so bekommt man Verständnis für den Anderen. Und Mut. 
Um Dinge zu ändern. Spielleiter Christian Stückl beispielsweise ist es gelun-
gen, die Oberammergauer Passion über die Jahre zunehmend von antisemiti-
schen Darstellungen und Texten zu befreien – trotz heftiger Gegenwehr und 
massiver Anfeindungen. Für seinen Mut und seine Durchsetzungsstärke wur-
de Stückl mehrfach ausgezeichnet.

In diesem Jahr feiern wir „1.700 Jahre jüdisches Leben in Deutschland“, 
jüdisches Leben, das mit unserem christlich abendländischen Leben verwo-
ben und untrennbar ist. Das wird auch in unserer Porträtserie  
„Gesichter unseres Landes“ auf hss.de/gesichter-unseres-landes/ deutlich, in 
der wir unbekannte und bekannte Jüdinnen und Juden vorstellen. Die Lektü-
re der Biographien als auch dieser Ausgabe der Politischen Studien lege ich 
Ihnen, verehrte Leserinnen und Leser, sehr ans Herz.

EDITORIAL

Durch Wissen, Dialog und Neugierde 
lassen sich Vorurteile VERÄNDERN.

„

Ihre 

Susanne Hornberger
Leiterin Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit  
der Hanns-Seidel-Stiftung, München.

ZUSTÄNDE, DIE AUFRÜTTELN MÜSSEN
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/// Was das Bildungssystem jetzt braucht

MACHT EURE HAUSAUFGABEN … 

Die Corona-Pandemie traf die deutsche, ja die weltweite Bildungslandschaft 
unvorbereitet. Selbständiges Lernen und Unterricht über Online-Plattformen 
wurden von heute auf morgen Realität. Die zarten Pflänzchen der Digitalisierung 
an deutschen Schulen mussten in Rekordzeit zu tragenden Säulen werden. Bis 
heute klappt nicht alles reibungslos, wie Heinz-Peter Meidinger, Präsident des 
Deutschen Lehrerverbandes, im Interview mit den Politischen Studien erklärt. 
Gleichzeitig plädiert er dafür, Schüler, Lehrer und Bildungspolitiker durch  
politisch motivierten Reformaktionismus nicht zu überfordern. Ein Gespräch  
über Schulen in Zeiten der Corona-Pandemie, den Wert von Bildung und  
die Rolle von Lehrkräften. 

/// IM ZEITGESPRÄCH: 
HEINZ-PETER MEIDINGER
ist Präsident des Deutschen 
Lehrerverbandes, Berlin.Q
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„
Die BISHERIGEN Routinen haben nicht mehr funktioniert.

Politische Studien: Herr Meidinger, es 
heißt immer wieder, durch die Corona-
Krise träten Brennpunkte im Bildungsbe-
reich deutlicher und schneller zu Tage als 
zuvor. Was sind Ihre Rezepte, damit nicht 
von verlorenen Schuljahren die Rede sein 
kann? 

Heinz-Peter Meidinger: Ja, in der Tat 
hat die Pandemie im Bildungsbereich 
viele Schwachstellen gnadenlos offen-
gelegt. Das fängt bei der endlos ver-
schleppten Digitalisierung der Schu-
len an, geht weiter beim massiven 
Lehrermangel, der uns jetzt ange-
sichts der zusätzlichen Aufgaben dop-
pelt schwer auf die Füße fällt, und 
betrifft schließlich auch das subopti-
male Krisenmanagement in und zwi-
schen den Bundesländern. Vor allem 
die Kultusministerkonferenz hat es 
anfangs nicht und später auch nur an-
satzweise geschafft, gemeinsame Ant-
worten auf die großen Herausforde-
rungen durch Covid-19 zu finden, wie 
etwa einen verbindlichen Hygienestu-
fenplan für Schulen. Da musste erst 
der Bund das Infektionsschutzgesetz 
ändern, bevor das möglich wurde. 

Im Grund genommen ist man der 
dynamischen Infektionslage immer 
hinterhergehinkt. Erst hatte man kei-
nen Plan, wie man aus dem ersten 
Lockdown an unseren Schulen wie-

der herauskommt. Dann hat man viel 
zu spät die Impfpriorisierung von 
Lehrkräften und die Testpflicht ver-
anlasst und jetzt warten wir darauf, 
dass Bund und Länder die Organisa-
tion und Ausgestaltung eines großen 
Nachholförderprogramms auf den 
Weg bringen, um die entstandenen 
Lerndefizite im nächsten Schuljahr 
wieder zu beheben. Aber obwohl wir 
natürlich sehen, dass auch in diesem 
Schuljahr vielfach Präsenz- durch 
Fernunterricht ersetzt werden musste, 
würde ich nicht pauschal von einem 
verlorenen Schuljahr sprechen. Ein 
großer Teil der Kinder und Jugendli-
chen wird die Defizite aufholen kön-
nen, wenn im nächsten Schuljahr 
eine entsprechende Zusatzförderung 
angeboten wird. 

Bringt eine solche Krise wie die Corona-
Pandemie nicht auch ganz neue Aspekte 
in einer ganzheitlich verstandenen Bil-
dung des Menschen mit sich? Selbständi-
ges Arbeiten und Flexibilität werden allen 
abverlangt, vom Schuldirektor bis zum 
Grundschüler. 

Normalerweise simuliert Unterricht 
die Probleme und Herausforderun-
gen der Welt. Durch die Pandemie 
hat jetzt aber die harte Lebenswirk-

lichkeit, diese unvorhersehbare Na-
turgewalt eines Virus, direkt auf die 
Schulen, auf jeden Einzelnen von uns 
durchgeschlagen. Wir alle, auch die 
Kinder und Jugendlichen, haben ge-
merkt, dass es zur Bewältigung einer 
solchen Pandemie keine fertigen 
Antworten, keine Patentrezepte gibt. 
Es war nicht nur Flexibilität gefragt, 
sondern auch ein verstärkter Zusam-
menhalt. Alle waren gefordert, nicht 
nur an sich selbst, sondern auch an 
das Wohl der Gemeinschaft, die Ge-
sundheit und das Infektionsrisiko 
des Anderen zu denken. 

Die bisherigen Routinen haben 
nicht mehr funktioniert. Lehrkräfte 
mussten ihren Unterricht radikal 
umorganisieren und neue Kommuni-
kationswege erproben, den Schülern 
wiederum wurde bewusst, dass sie 
in dieser Situation mehr Selbstver-
antwortung für den eigenen Lern-
prozess übernehmen müssen. Gera-
de die Abschlussjahrgänge merkten, 
dass sie sich nicht mehr darauf ver-
lassen konnten, quasi an der Hand 
durch die Prüfungen geführt zu wer-
den. Gut war es, wenn einen die El-
tern unterstützen konnten. Ja, so ko-
misch es klingt, die Pandemie hat zu 
mehr Ernsthaftigkeit, mehr Reali-
tätsbezug im Schulbetrieb und im 
gesamten Bildungsprozess geführt. 

Sie kritisieren in Ihrem neuen Buch „Die 
10 Todsünden der Schulpolitik“ unter  
anderem „eine enorme moralische, idea-
listische und visionäre Aufladung von 
Bildungsthemen“. Allerorten ist nun zu 
lesen, die Corona-Krise solle der Anlass 
dafür sein, die Bildungssysteme grund-
sätzlich zu reformieren. Wie lautet Ihre 
Einschätzung dazu?

Ich kritisiere in der besagten Streit-
schrift ja nicht nur die massive, oft 
auch parteipolitische Aufladung von 
Schulpolitik, sondern auch den Re-
formaktionismus, der häufig in den 
vergangenen Jahrzehnten dort zu be-
obachten war. Ich glaube, wir brau-
chen nicht noch mehr Reformen, die 
meist nur Unruhe und keine Pro
blemlösungen bringen, sondern die 
Schulpolitik muss endlich ihre Haus-
aufgaben machen. Dazu zählt vor-
rangig wieder eine klare Orientierung 
am Kernauftrag von Schule und das 
ist und bleibt guter Unterricht. Na-
türlich gibt es auch Schwachstellen, 
die zu beseitigen sind, wie die ver-
schleppte Digitalisierung, die fehlen-
de Vergleichbarkeit der Schulab-
schlüsse zwischen den Bundeslän-
dern und auch das schlechte Krisen-
management in der Kultusminister-
konferenz. Der Deutsche Lehrerver-
band fordert seit Langem einen Bil-

 „Die Pandemie hat im Bildungsbereich viele 
SCHWACHSTELLEN gnadenlos offengelegt.
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dungsstaatsvertrag, in dem sich die 
Bundesländer auf eine gemeinsame 
Wettbewerbsgrundlage einigen und 
beispielsweise die Abiturprüfungen 
besser normieren.

Die Corona-Krise hat gezeigt, dass auch 
Lehrer schnell auf Veränderungen reagie-
ren müssen. Sind die Lehramtsanwärter 
von heute gut auf den Schulalltag vorbe-
reitet?

Die Reform der Lehrerbildung ist eine 
Daueraufgabe. Allerdings warne ich 
vor dem Glauben, mit immer neuen 
Modulen in der Lehrerausbildung zu 
Inklusion, Demokratieerziehung, di-
gitalen Unterrichtsmedien und inter-
kultureller Kompetenz die Lehrerbil-
dung qualitativ deutlich verbessern 
zu können. Ginge man rein nach den 
digitalen Lerninhalten in der Lehrer-
ausbildung, müsste man 80 % der 
Lehrer diese Kompetenz absprechen. 
Gerade deswegen gehört zu einer gu-
ten Lehrerausbildung, dass man dort 
möglichst viel Rüstzeug im fachli-
chen, fachdidaktischen, pädagogi-
schen und methodischen Kompetenz-
bereich mitbekommt. Ganz wichtig 
ist aber vor allem die Haltung, die 
Lehrkräfte zeigen, nämlich eine  

Haltung, die geprägt ist von Offen-
heit, ständiger Fortbildungsbereit-
schaft, Flexibilität und einer ganz ho-
hen Verantwortungsethik gegenüber 
den anvertrauten Kindern und Ju-
gendlichen. Allerdings darf man die 
Einsatzbereitschaft und Leistungsfä-
higkeit von Lehrkräften auch nicht 
über die Belastungsgrenzen hinaus 
ausreizen. Diese Grenzen sind in der 
Pandemie auch überschritten worden. 

Was halten Sie von dem Vorschlag, dass 
Lehrer künftig mehr als „Bildungscoa-
ches“ fungieren sollen? 

Diese Vorstellung vom Lehrer als 
Lernbegleiter oder als Bildungscoach 
suggeriert, dass Kinder und Jugend-
liche sich am besten und schnellsten 
Unterrichtsinhalte selbst aneignen. 
Lehrkräfte sollten sich demzufolge 
auf eine moderierende und beraten-
de Funktion zurückziehen. Dies ist 
ein grobes Missverständnis der 
Lehrerrolle und widerspricht übri-
gens auch den zentralen Ergebnissen 
der empirischen Unterrichtsfor-
schung, wie sie etwa John Hattie in 
seinen Metastudien zusammenge-
fasst hat. Man kann die zentrale Rol-
le der Lehrkraft als Motivator, als 

zentrales Medium des Bildungspro-
zesses gar nicht überschätzen. „Great 
teachers“, erfolgreiche Lehrkräfte, 
das sind in den Augen Hatties Perso-
nen, die Kinder und Jugendliche für 
ihre Unterrichtsgegenstände begeis-
tern können, eine enge Feedbackkul-
tur praktizieren und letztendlich 
Lernprozesse klar strukturieren und 
organisieren. Wenn die Lernenden 
selber über ihr Lernpensum ent-
scheiden, dann würde nicht nur die 
Leistungsschere noch weiter aufge-
hen und sich die Bildungsungerech-
tigkeit verschärfen, sondern wir 
würden auch das gemeinsame Bil-
dungsfundament und damit noch 
mehr an Zusammenhalt in unserer 
Gesellschaft verlieren. 

Vor einigen Jahren hat ja eine Abi-
turientin in einem sozialen Netzwerk 
darüber geklagt, dass sie zwar Ge-
dichte in mehreren Sprachen analy-
sieren könne, aber keine Ahnung von 
Mietverträgen habe. Da offenbart 
sich ein grundlegendes Missver-
ständnis von schulischer Allgemein-
bildung. Das Miet- und Versiche-
rungsrecht ändert sich ständig, ganz 
abgesehen davon, ob man dann das 
Gelernte später parat hat, wenn man 
es braucht. Was man aber in der 
Schule gelernt haben sollte, ist Lese-, 
Analyse- und Interpretationsfähig-

keit oder kurz gesagt: kritische Ur-
teilskraft. Wer gelernt hat, Texte und 
Gedichte zu analysieren, der kann 
auch später, wenn es nötig ist, das 
Kleingedruckte in Versicherungsver-
trägen verstehen und die richtigen 
Schlüsse daraus ziehen. 

Es stellt sich offenbar generell die Frage 
danach, was Bildung heute bedeutet. Ist 
man ungebildet, wenn man Ovid nicht auf 
Latein wiedergeben, aber in Java Compu-
terprogramme erstellen kann? 

Bildung macht sich nicht isoliert an 
Latein- oder Programmierkenntnis-
sen fest. Über eine gute Bildung zu 
verfügen, heißt, dass ich eine breite, 
intelligent vernetzte Wissensbasis 
habe, die es mir ermöglicht, auch un-
bekannte Phänomene und Wissens-
gebiete zu erschließen und einzuord-
nen. Es geht um die grundlegende 
Fähigkeit, sich in dieser Welt zu ori-
entieren und einen eigenen Lebens-
entwurf zu verfolgen. Das geht nicht 
ohne eine Basis an Grundwissen be-
ziehungsweise einen fachspezifischen 
Wissenskanon. In der heutigen Welt 
gehört zu dieser für ein Weltver-
ständnis notwendigen Grund- und 
Allgemeinbildung mit Sicherheit 
auch der Einblick in ökonomische 

 „Man darf die Einsatzbereitschaft und 
Leistungsfähigkeit von Lehrkräften nicht über 
die BELASTUNGSGRENZEN hinaus ausreizen.

„
BILDUNG macht sich nicht isoliert an Latein- oder 
Programmierkenntnissen fest.
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Gesetzmäßigkeiten, aber auch eine 
Vorstellung davon, wie etwa Algo-
rithmen funktionieren. Und selbst-
verständlich ist auch musische Bil-
dung wichtig für uns als Menschen, 
um unsere Ausdrucks-, Teilhabe- 
und Gestaltungsmöglichkeiten in 
dieser Welt wahrnehmen zu können.

Es gibt immer mehr junge Leute mit allge-
meiner Hochschulreife, immer mehr Stu-
dierende. Sind Menschen heute einfach 
klüger als früher oder wurde das Niveau 
der Abschlüsse abgesenkt? 

Immer weiter steigende Abiturienten-
quoten sind nicht unbedingt gleich-
bedeutend mit einem immer höheren 
Bildungsniveau. In Deutschland ist 
die Quote der Hochschulzugangs
berechtigten innerhalb von 20 Jahren 
von etwas über 30 auf 50 % gestiegen. 
Es gibt sehr viele Anzeichen dafür, 
dass Studienberechtigung und Studi-
enbefähigung angesichts dieser enor-
men Expansion stärker denn je aus
einanderfallen, etwa wenn man die 
gleichzeitig gestiegenen Studien
abbruchs- und Studienwechslerquo-
ten berücksichtigt. Mit einem „muta-
tionsbedingten Intelligenzsprung“ 
hat die starke Zunahme von Studien-
berechtigten wohl nichts zu tun, auch 
wenn man auf diese Idee kommen 

könnte, wenn man sich das exponen-
zielle Wachstum der 1,0-Abiture in 
einigen Bundesländern anschaut.  
Allein in Berlin ist die Anzahl inner-
halb eines Zehnjahreszeitraums um 
das Vierzehnfache gestiegen. 

Wir beobachten eindeutig eine 
Noteninflation. Davon spricht man, 
wenn man für die gleiche Leistung in 
einem späteren Zeitraum bessere 
Noten erhält. Also wenn tatsächlich 
die echten Bestleistungen so stark 
gestiegen wären, wie die immer bes-
seren Noten suggerieren, dann müss-
ten wir bei PISA bei den Schüler
leistungen in den höchsten Kompe-
tenzstufen eine ähnliche Steigerung 
haben. Da sind aber in den letzten  
20 Jahren die Quoten stagniert be-
ziehungsweise sind sie in einigen 
Teilbereichen sogar zurückgegangen.

Vor allem im linken politischen Spektrum 
ist man der Ansicht, dass ein „Abitur für 
alle“, euphemistisch als „Demokratisie-
rung der Bildung“ tituliert, mehr Bildungs-
gerechtigkeit in der Gesellschaft mit sich 
brächte. Sind alle Probleme im Bildungsbe-
reich gelöst, wenn jeder Abitur machen 
kann?

Das ist der große, leider weitverbrei-
tete Irrtum sozialistischer Bildungs-
ideologie, dass eine inflationäre Ver-

teilung von bisher als hochwertig an-
gesehenen Bildungszertifikaten zu 
mehr Bildungsgerechtigkeit führen 
wird. Insbesondere dann, wenn da-
bei eine Entkoppelung von Leistung 
und Bewertung erfolgt, ist genau das 
Gegenteil der Fall. Der einflussreiche 
französische Soziologe und Sozial-
philosoph Pierre Bourdieu hat dies 
übrigens genau beschrieben, wie eine 
Inflation von Bildungszertifikaten zu 
ihrer Entwertung führt und keinen 
Beitrag zu einer gerechteren Gesell-
schaft liefern kann. Wenn jeder Abi-
tur hat, hat niemand Abitur. Das be-
deutet, dass sich dann außerhalb des 
Bereichs der Bildungszertifikate Me-
chanismen etablieren werden, die bei 
der Vergabe von begehrten Studien-
plätzen oder auch beruflichen Positi-
onen eine entscheidende Rolle spie-
len. Das Abitur ist dann nur mehr 
eine notwendige, aber keine hinrei-
chende Bedingung für den weiteren 
Lebens- und Berufsweg. 

Es ist kein Zufall, dass in Ländern, 
die bei der Zielvorstellung „Abi für 
alle“ schon weiter fortgeschritten sind, 
teurere Privatschulen oder harte 
Hochschulzugangsprüfungen eine 
weit größere Rolle spielen als bei uns. 
Bei Bewerbungen schaut da kaum 
mehr jemand auf das schulische Ab-
schlusszeugnis, sondern eher darauf, 
welche renommierte Schule man be-

sucht hat beziehungsweise welche Zu-
satzqualifikationen, etwa Auslands-
praktika, man absolviert hat. Wer, wie 
ich, ein absoluter Befürworter von so-
zialem Aufstieg durch Bildung ist, 
kann an einer Zertifikats- und Noten-
inflation kein Interesse haben. Sozia-
ler Aufstieg gelingt am besten durch 
Leistung. Natürlich müssen wir mehr 
für bessere Chancengerechtigkeit un-
ternehmen und die Startchancen be-
nachteiligter Kinder verbessern. Da 
gibt es immer noch großen Hand-
lungsbedarf. Ich bin der Auffassung, 
dass wir bei der Frühförderung von 
Kindern viel zu wenig tun. Da muss 
man ansetzen, nicht bei der leis-
tungsunabhängigen Verschleuderung 
von Bildungszertifikaten.

Gerade auch die aktuelle Pandemie hat 
gezeigt, dass Handwerk tatsächlich den 
sprichwörtlichen goldenen Boden hat. 
Warum fokussieren sich Politik – über 
Parteigrenzen hinweg – und Gesellschaft 
dennoch derart auf eine gesamtgesell-
schaftliche Akademisierung? 

Das ist eine gute Frage, warum die Po-
litik so stark auf die Ausweitung der 
Abiturientenquoten gesetzt hat. Bei 
linken Parteien beruhte das wohl auf 
dem Missverständnis, dass das zu 
mehr Bildungsgerechtigkeit führen 

„
Sozialer Aufstieg gelingt am besten durch LEISTUNG.

 „Wir beobachten eindeutig eine NOTENINFLATION.
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würde. Bei den Unionsparteien und 
der FDP hat seinerzeit wohl der 
Alarmruf der OECD in Folge des  
PISA-Schocks durchgeschlagen, ohne 
höhere Akademikerquoten würde 
Deutschland im internationalen 
Wettbewerb der Volkswirtschaften 
abgehängt werden. Da gerieten dann 
auch innerhalb Deutschlands die 
Bundesländer unter Druck, die wie 
Bayern noch eine ausgeglichene Ver-
teilung der Schüler auf die verschiede-
nen Schularten und Abschlüsse hat-
ten. Inzwischen sehen wir aber die 
großen Schwächen der Humankapi-
taltheorie, auf der ja diese Forderun-
gen nach immer mehr Hochschulab-
solventen beruhen. Wenn es nach der 
Höhe der Abiturquoten ginge, müss-
ten Länder wie Spanien und Italien 
wirtschaftlich weit vor Deutschland 
stehen, tun sie aber nicht. Und auch 
in den USA hat die Akademisierung 
längst einen kritischen Wert über-
schritten. Von den 70 % eines Jahr-
gangs, die ein Studium am College 
beginnen, hat im Alter von 25 Jahren 
nur etwa die Hälfte tatsächlich einen 
Abschluss erreicht. Und von diesen 
Absolventen sind wiederum fast 50 % 
arbeitslos oder arbeiten in Jobs, für 
die sie formal überqualifiziert sind. 

Die große Stärke des deutschen Bil-
dungssystems war in der Vergangen-

heit die gute Passung mit dem Be-
schäftigungssystem. Die ganze Welt 
hat uns beneidet um unsere geringe 
Jugendarbeitslosigkeit. Diesen Vorteil 
drohen wir gerade zu verspielen. Un-
ser künftiges Hauptproblem wird 
nicht der Akademikermangel sein, 
sondern der Facharbeitermangel und 
der Mangel an Bewerbern für Ausbil-
dungsstellen. Gleichzeitig müssen 
auch bei uns viele Hochschulabsol-
venten auf Beschäftigungsbereiche 
ausweichen, für die sie gar kein Studi-
um gebraucht hätten. Ein Drittel der 
von der Uni kommenden Jungarchi-
tekten nimmt derzeit Stellen an, für 
die auch eine Ausbildung als Bau-
zeichner gereicht hätte.

Der privatwirtschaftliche Bildungsbe-
reich in Deutschland wächst stetig. Rund 
9 % aller Schüler in Deutschland besu-
chen eine der knapp 6.000 Privatschulen, 
das sind etwa doppelt so viele wie vor gut 
20 Jahren. Gibt es eine Vertrauenskrise 
gegenüber den öffentlichen Schulen?

Insgesamt sehe ich keine Abstim-
mung mit den Füßen weg vom öffent-
lichen Schulwesen hin zu Privatschu-
len in Deutschland. Es gab zwar ei-
nen gewissen Nachholbedarf bei der 
Gründung von Privatschulen in den 

neuen Bundesländern seit 1990, aber 
größere Verschiebungen sind ausge-
blieben. Man darf das Privatschul
wesen bei uns auch nicht mit den oft 
doch sehr exklusiven und auch kos-
tenintensiven Privatschulen in ande-
ren Ländern wie etwa den USA oder 
Großbritannien vergleichen. Privat-
schulen in Deutschland sind sehr he-
terogen, da gibt es kirchliche, kom-
merzielle, reformpädagogische und 
elitäre Einrichtungen. Diese Hetero-
genität zeigt sich übrigens auch bei 
den Schülerleistungen, die je nach 
Privatschule deutlich unter, aber 
auch deutlich über dem Landes-
schnitt liegen können. Insgesamt 
sehe ich Privatschulen als ein zusätz-
liches Angebot und damit eine Berei-
cherung der Schullandschaft. Man 
muss die Entwicklung aber im Auge 
behalten. Eine größere Vertrau-
enskrise könnte dann entstehen, 
wenn sich die chronische Unterfinan-
zierung der staatlichen Schulen in 
Zukunft noch weiter verschärfen 
würde.

Was sind Ihre persönlichen Erfahrungen 
und Lehren, die Sie aus dieser Pandemie 
mitnehmen? 

Ich habe den ersten Lockdown im 
März 2020 noch als amtierender 
Schulleiter an einem niederbayeri-
schen Gymnasium hautnah miter-
lebt und bin dort zusammen mit der 
gesamten Schulfamilie mit den enor-
men Herausforderungen dieser Pan-
demie konfrontiert worden. Es sind 
mehrere Erfahrungen, die ich per-
sönlich aus dieser Pandemie im  
Hinblick auf den Schulbereich mit-
nehmen werde:

 „Ich sehe Privatschulen als ein ZUSÄTZLICHES Angebot 
und damit eine Bereicherung der Schullandschaft.

•	� Die Erfahrung, wie unvorbereitet 
insbesondere die Bildungspolitik 
und auch die Schulverwaltung von 
dieser Herausforderung getroffen 
wurde und wie schwer sich bis 
heute die Politik damit tut, ein an-
gemessenes Krisenmanagement zu 
praktizieren.

•	� Die Erkenntnis, welch große Flexi-
bilität, starke Innovationskraft 
und wieviel Engagement in einer 
Schule und einem Lehrerkollegium 
stecken worauf man in einer Krise 
zurückgreifen kann.

•	� Niemals ist aber auch klarer ge-
worden, was Kindern, Eltern und 
Lehrkräften fehlt, wenn Schule als 
Präsenzveranstaltung nicht mög-
lich ist, und das ist viel mehr als die 
Klage über zusätzliche Lerndefizite. 
Noch nie habe ich als Schulleiter in 
so viele glückliche Gesichter ge-
blickt, als damals, nach dem ersten 
Lockdown, Kinder und Lehrkräfte 
wieder in die Klassenzimmer zu-
rückgekehrt sind.

Die Fragen stellte Thomas M. Klotz,  
Leiter des Referats „Bildung, Hochschu-
len, Kultur“ der Akademie für Politik und 
Zeitgeschehen, Hanns-Seidel-Stiftung, 
München.  ///
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Leider war der blanke Antisemitismus, 
der sich rund um den al-Quds-Tag Mitte 
Mai dieses Jahres in blindem Hass und 
schäumender Wut gleich in mehreren 
deutschen Städten bei Demonstrationen 
und Ausschreitungen gegenüber Juden 
so medienwirksam entlud, kein singulä-
res Ereignis. Repräsentative Studien be-
scheinigen heute bis zu einem Viertel 
unserer Bevölkerung antisemitische 
Einstellungen. 

Sie begegnen uns in Form des nicht 
selten offen rassistischen Antisemitismus 
etwa der Neonazi-Szene, der zunehmend 

/// Einführung

auch in den Reihen der „Neuen Rechten“ 
und ihrem parlamentarischen Arm, der 
AfD, Einzug hält. Einer großen Beliebt-
heit erfreut sich in diesen Kreisen unter 
anderem der Ruf nach einem Schluss-

1.700 JAHRE JÜDISCHES LEBEN 
IN DEUTSCHLAND

PHILIPP W. HILDMANN /// Mitten auf Straßen und Plätzen wird Juden der Tod  
gewünscht. Auf Plakaten und Transparenten. Von Sprechchören skandiert, gebrüllt. 
Vor Rathäusern, Parlamenten, Synagogen. Von Frauen, Männern, Jugendlichen aus 
allen gesellschaftlichen Schichten, mit und ohne Migrationshintergrund. Nicht 1938 
oder 1942 im Deutschen Reich, sondern 2021 in der Bundesrepublik Deutschland. 
In einem Jahr, in dem wir vom Alpenrand bis zur Ostsee eigentlich dankbar daran 
erinnern, dass Juden nachweislich seit 1.700 Jahren ein untrennbarer und prägender 
Teil unseres Landes sind. 

Dieses Jahr feiern wir 1.700 Jahre jüdisches Leben in Deutschland – ein Jubiläum, über dem auch 
Wolken aufziehen.

strich unter den sogenannten „Schuld-
kult“ – die nationalsozialistischen Verbre-
chen an den Juden seien doch längst zur 
Genüge aufgearbeitet worden. Diese Erin-
nerungs- und Schuldabwehr des Post-Ho-
locaust-Antisemitismus findet wiederum 
ihren Ausdruck in der Relativierung der 
Shoah, der NS-Verbrechen und der deut-
schen Täterschaft. Einen nicht unwesent-
lichen Beitrag leisten hier Aussagen füh-
render AfD-Funktionäre, wenn sie sich 
wie Alexander Gauland zu der Behaup-
tung versteigen, „Hitler und die Nazis“ 
seien „nur ein Vogelschiss in unserer über 
1.000-jährigen Geschichte“ gewesen, 
oder wie Björn Höcke eine „erinnerungs-
politische Wende um 180 Grad“ fordern.

Antisemitismus begegnet uns aber 
auch im linken Spektrum, das eine ausge-
prägte Anfälligkeit für antisemitische 
Weltdeutungen aufweist. Gerade unter 

dem Dach linker Kritik an einer neolibe-
ralen Globalisierung öffnet sich eine gro-
ße Bandbreite verschwörungsideologi-
schen Denkens, antisemitischer Narrati-
ve und Stereotypen. Ihre dominanteste 
Ausprägung finden sie aktuell im Tarn-
mantel der „Israelkritik“. In dieser weit 
verbreiteten Variante des Judenhasses 
verbinden sich unverhältnismäßige Kritik 
am Staat Israel, Täter-Opfer-Umkehr, Re-
lativierung der Shoah und unverhohlener 
Antisemitismus zu einer toxischen Mi-
schung. Über diesen perfiden Weg einer 
Umweg-Kommunikation scheint es die-
sen Personen heute wieder möglich, Ju-
den als vermeintliche Repräsentanten Is-
raels verantwortlich zu machen, zu kriti-
sieren und sie zu einer Rechtfertigung der 
Politik Israels zu nötigen, ohne sich selber 
offen als antisemitisch zeigen zu müssen. 
Dementsprechend sah man führende Re-

Antisemitische Einstellungen 
NEHMEN ZU.
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präsentanten der Partei Die Linke noch 
vor wenigen Jahren in vorderster Reihe an 
den al-Quds-Märschen teilnehmen, wäh-
rend um sie herum „Hamas, Hamas, Ju-
den ins Gas“ skandiert wurde. 

Als relativ junges Phänomen begeg-
net uns in Deutschland des Weiteren ein 
insbesondere von muslimischen Ein-
wanderern mitgebrachter islamischer 
bzw. islamistischer Antisemitismus. 
Dieser geht bis auf den islamischen An-
tijudaismus des 7. und 8. Jahrhunderts 
zurück. Seit der Gründung des Staates 
Israel und der Niederlage der arabischen 
Staaten im Unabhängigkeitskrieg von 
1948 speist er sich aber überwiegend 
aus der reichlich sprudelnden Quelle 
des Nahost-Konflikts. Mit dem An-
wachsen der muslimischen Bevölkerung 
in Deutschland wuchs in den vergange-
nen Jahrzehnten auch der Anteil von 
Menschen, die aus kulturellen Kontex-
ten stammen, in denen der Hass auf Ju-
den ein fester Bestandteil ist. Aber erst 
als Muslime zu Beginn der 2000er-Jahre 
in einigen europäischen Ländern erst-
mals als Tätergruppe antisemitischer 
Übergriffe für größere Kreise sichtbar in 
Erscheinung traten, begann diese Ge-
fahrenquelle als eine solche langsam 
auch bei uns an Konturen zu gewinnen. 

Schließlich ist auch die gesellschaft-
liche Mitte nicht vor dem Gift des Anti-
semitismus gefeit. Sie hatte über Jahr-

zehnte hinweg eine gewisse Scheu an 
den Tag gelegt, mit diesem Thema in 
Verbindung gebracht zu werden. Jetzt 
ist der Antisemitismus auch in diesen 
Kreisen seit einigen Jahren wieder öf-
fentlich auf dem Vormarsch. Die Mei-
nungsbrücken zwischen extremisti-
schen Rändern und politischer Mitte 
sind zahlreicher geworden. Themen, die 
uns bisher eher in Randbereichen be-
gegnet sind, schieben sich nun zuneh-
mend auch in die gesellschaftliche Mit-
te. Flankiert wird dieser Prozess durch 
einen Anstieg des antisemitischen 
Grundwasserspiegels bei der Nutzung 
Sozialer Medien. Die quantitative, aber 
auch qualitative Zunahme antisemiti-
scher Beiträge und Kommentare „im 
Netz“ ist der sichtbarste Ausdruck dafür 
und befeuert hierzulande wie weltweit 
Verschwörungsglauben und Hass. 

Bei Worten allein bleibt es dabei 
nicht. Die Zahl antisemitischer Strafta-
ten steigt in Deutschland und auch in 
Bayern kontinuierlich. 2020 erreichten 
die Zahlen in Deutschland mit über 
2.300 Delikten den höchsten Wert seit 
Beginn der statistischen Aufzeichnun-
gen vor etwa 20 Jahren. Dies bedeutete 
einen Anstieg gegenüber dem Vorjahr 
um rund 16 %. Die Dunkelziffer dürfte 
deutlich höher liegen. Die Tendenz ist 
weiter steigend. Der Weg vom Sagbaren 
über das Unsägliche zum Machbaren ist 
im achten Jahrzehnt nach dem namen-
losen Zivilisationsbruch der Shoah wie-
der erschreckend kurz geworden. 

In all diesen Entwicklungen ist politi-
sche Bildungsarbeit zentral gefordert. 
Antisemitismus ist nicht nur eine physi-
sche Gefahr für die jüdischen Gemein-
den und ihre Mitglieder hierzulande. Er 
ist auch Symptom und Teil einer existen-
ziellen Krise der Demokratie, richtet er 
sich im Kern doch gegen die offene Ge-

sellschaft insgesamt. „Wir dürfen antise-
mitisches Denken, Reden und Handeln 
weder im Netz noch im Alltag, weder di-
gital noch analog dulden.“ Dieser Auffor-
derung von Ludwig Spaenle (CSU), dem 
Beauftragten der Bayerischen Staatsre-
gierung für jüdisches Leben und gegen 
Antisemitismus, schließt sich die Hanns-
Seidel-Stiftung nachdrücklich an. 

Ihrem Auftrag gemäß konzentriert 
sie sich dabei primär auf die Analyse-, 
Präventions-, Netzwerk- und Bildungs-
arbeit. Diesem Ansatz ist auch der vorlie-
gende Schwerpunkt gewidmet: 

Mit Mirjam Zadoff, der Leiterin des 
NS-Dokumentationszentrums Mün-
chen, gehen wir der Frage nach, wie 
man heute an die Zigtausenden erin-
nern kann, die grundlos aus der Ge-
meinschaft der deutschen Nation, die 
sie über Generationen hinweg mitge-
prägt hatten, ausgeschlossen worden 
waren. Und ihre Auffassungen lassen 
evident werden, wie unerlässlich diese 
Erinnerung ist, um auch in der Gegen-
wart einer schleichenden Radikalisie-
rung unserer toleranten Gesellschaft et-
was entgegenzusetzen. Katharina von 
Schnurbein, die Antisemitismusbeauf-
tragte der EU-Kommission, unter-
streicht, dass der Kampf gegen Antise-
mitismus mit der Anerkennung aller 
seiner zeitgenössischen Formen begin-

nen muss. Und sie wirft aus aktuellem 
Anlass einen intensiven Blick auf den 
israelbezogenen Antisemitismus, dem 
europäische Juden heute am häufigsten 
begegnen, sowie auf die Strategien der 
Europäischen Union gegen antisemiti-
schen Hass im Internet.

Das zu Beginn erwähnte Jubiläums-
jahr greift schließlich Andrea Löw noch 
einmal auf, die Stellvertretende Leiterin 
des Instituts für Zeitgeschichte. Sie 
nimmt uns hinein in das aktuelle jüdi-
sche Leben in Deutschland mit seiner 
bunten und bereichernden Vielfalt – mit 
seiner wieder wachsenden Angefochten-
heit, seiner Fragilität und seinem Be-
drohtsein. Judentum in Deutschland, so 
ihre wachrüttelnde Diagnose, sei heute 
Religionsausübung im Belagerungszu-
stand. Gemeinsam mit den anderen Au-
torinnen verweist sie auf die Zunahme 
antisemitischer Äußerungen und Straf-
taten im Kontext der Corona-Pandemie 
und unterstreicht noch einmal deutlich, 
dass sich Antisemitismus zum einen 
zwar direkt gegen Juden richtet, zum 
andern aber auch eine fundamentale Be-
drohung unserer freiheitlichen und de-
mokratischen Gesellschaft insgesamt 
darstellt. Dementsprechend sind wir 
auch alle gemeinsam herausgefordert. ///

/// �DR. PHILIPP W. HILDMANN
ist Leiter des Kompetenzzentrums Gesell-
schaftlicher Zusammenhalt und Interkultu-
reller Dialog / Planungsstab, Hanns-Seidel-
Stiftung, München. 

ANTISEMITISMUS findet im rechten 
wie im linken Spektrum statt.

Antisemitisches Denken, Reden 
und Handeln dürfen NICHT geduldet 
werden.
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Was Bilder zeigen können
Bilder sind nicht immer, was sie schei-
nen – auch nicht die Sammlung klein-
formatiger Schwarzweißfotos, die im 
März 2021 bei einer Online-Konferenz 
zur Geschichte der jüdischen Jugend 
vorgestellt wurde.1 Landschaften, Se-
henswürdigkeiten und Straßenszenen 
sind da zu sehen, dazwischen Fotografi-
en von Teenagern, die mit ihren Fahrrä-
dern von Bonn nach Köln radeln, oder 

/// Gegen das Vergessen

per Anhalter durch Deutschland unter-
wegs sind. Es handelt sich um Schnapp-
schüsse, die jüdische Jugendliche mit 
ihren eigenen Kameras machten, die sie 
zur Bar*Bat Mitzvah oder zum Geburts-
tag erhalten hatten. 

Ein kleines Detail lässt diese Foto-
grafien im richtigen Licht erscheinen: 
Sie wurden in der zweiten Hälfte der 
1930er-Jahre aufgenommen, manche 
1936, andere erst 1939 und kurz vor 

ERINNERUNG IN EINER
GESELLSCHAFT DER VIELEN

MIRJAM ZADOFF /// Der europaweit wachsende „neue Antisemitismus“ ist eine  
Gefahr für Jüdinnen und Juden, aber auch für die Demokratie an sich. Diversität, 
gegenwärtige und vergangene, hat sich nicht adäquat in ein deutsches Kultur­
verständnis eingeschrieben. Umso mehr brauchen wir eine offene Gesellschaft,  
in der Minderheiten ohne Vorbehalte geschützt werden und als aktive Träger einer 
vielfältigen Kultur Anteil an demokratischen Prozessen und Erinnerungsdiskursen 
haben. Dafür braucht unsere Gesellschaft eine verantwortungsvolle und multi­
perspektivische Erinnerungsgeschichte.

Das Kunstwerk „The Blacklist / Die Schwarze Liste“ von Arnold Dreyblatt am Königsplatz in  
München. Es ist ein Mahnmal zur Erinnerung an die Bücherverbrennungen der Nationalsozialisten 
im Jahr 1933.
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Ausbruch des Krieges, zu einer Zeit 
also, als das Leben und die Mobilität 
von Juden in Deutschland bereits mas-
siv eingeschränkt und ihnen viele Akti-
vitäten verboten worden waren. Trotz-
dem gelang es diesen Jugendlichen, sich 
ein Stück Unabhängigkeit und Mobili-
tät zurückzuholen und diese kurzen 
Fluchten zu dokumentieren. Keine Fra-
ge, es erforderte großen Mut in diesen 
Jahren als jüdischer Teenager per Fahr-
rad oder Anhalter durch Deutschland 
unterwegs zu sein, wo der öffentliche 
Raum feindselig und gefährlich war. 
Und es erforderte Mut, diese Ausflüge 
zu dokumentieren und die Fotoalben 

ins Exil zu retten. Von einer Geografie 
des Trotzes und der Auflehnung spricht 
die Historikerin Rebekka Grossmann 
deshalb, deren Forschungen diese ver-
gessenen Fotografien zu Tage gebracht 
haben.

FOTODOKUMENTE zeigen, dass sich 
einige jüdische Jugendliche noch 
Handlungsspielräume erkämpften. 
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Was Bilder zeigen sollten
Diese Fotografien dokumentieren nicht 
wie andere Aufnahmen der Zeit die Ver-
folgung und wachsenden Einschrän-
kungen von Juden in Deutschland. Und 
doch erzählen sie mit Blick auf die er-
kämpften Handlungsspielräume davon, 
wie bedrängt der Alltag gewesen war, 
aus dem man sich davonstahl. In Kni-
ckerbockern und mit geschulterten 
Rucksäcken holten sich diese Jugendli-
chen ein Stück weit den Freiraum zu-
rück, der ihnen durch das Regime ge-
nommen worden war. In ihren Fotogra-
fien schrieben sie sich selbst trotzig in 
Straßen und Ansichten ein, in denen für 
Juden und Angehörige anderer Minder-
heiten kein Platz mehr vorgesehen war. 
Denn das Regime bestimmte, dass sei-
ne angeblichen Feinde innerhalb der 
deutschen Bevölkerung im öffentlichen 
Raum nur mehr in negativen, verzerrten 
Bildern dargestellt werden durften. In 
der Propaganda des „Stürmers“ etwa, 
wo regelmäßig die angeblichen Ver-
schwörungen eines „Weltjudentums“ in 
Karikaturen visualisiert wurden, oder 
im Spielfilm „Jud Süß“, der Juden als 
Vergewaltiger deutscher Frauen dar-
stellte und den 20 Millionen deutsche 
Kinobesucher gesehen hatten oder auch 
in den großen Propagandaausstellun-
gen wie der Schau „Der ewige Jude“, die 
im November 1937 in München im Bib-
liotheksbau des deutschen Museums 
eröffnet wurde.

Damals inszenierten die mit der 
Ausstellung beauftragten Kuratoren auf 
3.500 Quadratmetern und in 20 Sälen 
in Objekten, gefälschten Statistiken, ins 
Monströse vergrößerten Fotos und 
angstmachenden Weltkarten einen het-
zerischen Antisemitismus. Schulklassen 
wurden zwangsverpflichtet, ein begeis-
terter Joseph Goebbels reiste an, über 
5.000 Besucher kamen jeden Tag. Die 
Ausstellung wanderte weiter nach Wien, 
Berlin, Bremen, Dresden und Magde-
burg und wurde von über einer Million 
Menschen gesehen. Eine ähnliche Schau 
wurde im Herbst 1941 im besetzten Pa-
ris einem französischen Publikum prä-
sentiert. Lobend kommentierte der Völ-
kische Beobachter: „So hat diese absolut 
objektive, fast leidenschaftslose Ausstel-
lung den Zweck, jedem die Augen zu 
öffnen anhand unwiderlegbarer Doku-
mente.“ Zu diesen angeblich objektiven 
Dokumenten zählten: Nasen, riesenhaft 
vergrößerte Nasen, Münder und Ohren, 
groteske Karnevalsobjekte in musealen 
Glasvitrinen. Dazwischen fanden sich, 
kleiner und fast schon unscheinbar, 
Gipsmasken deutscher Juden – in Kon-
zentrationslagern angefertigte Lebend-
masken, mit denen deportierte und ge-
quälte Menschen in Ausstellungsobjek-
te transformiert wurden.2

Die Tradition der Lebendmasken 
reicht zurück bis ins späte 19. Jahrhun-
dert, als in der deutschen Kolonie Pa-
pua-Neuguinea Gipsmasken der indige-
nen Bevölkerung angefertigt wurden, 
die man später kolorierte und im Berli-
ner Wachsfigurenkabinett ausstellte. 
Diese koloniale Technik, Gesichter in 
Objekte für die Wissenschaft zu ver-
wandeln, wurde bald von der Fotografie 
abgelöst. Nicht zufällig holten Nazi-Ku-
ratoren diese koloniale Praxis 1937 zu-
rück ins Museum. Es galt, aus Deut-

schen Fremde zu machen, aus bekann-
ten Gesichtern „Unzivilisierte“, aus Ver-
trauten Feinde. Material und Technik 
sollten visualisieren, was die Propagan-
da täglich in ihren Slogans und Hetzre-
den wiederholte, nämlich, dass es Deut-
sche gab, denen alles zustand, und sol-
che, denen alles abgesprochen wurde, 
auch das Deutschsein und die damit 

verbundenen Rechte. Die meisten Ju-
den, die 1933 zu Fremden und Feinden 
erklärt wurden, lebten seit Generatio-
nen in Deutschland. Um ihre Isolation, 
Beraubung und Verfolgung zu rechtfer-
tigen, bediente man sich alter antisemi-
tischer Feindbilder und vermischte sie 
mit (anti)modernen Verschwörungsmy-
then und pseudowissenschaftlicher 
Rassenforschung.

Das Ende der offenen, vielfältigen 
Gesellschaft

Die Weimarer Republik war zweifelsoh-
ne eine problematische, fehlerhafte und 
fragile Demokratie gewesen, aber sie 
war näher an einer offenen, vielfältigen 
Gesellschaft als alles, was Deutschland 
bis dahin erlebt hatte. Weimar brachte 
Freiheiten und ein neues Selbstverständ-
nis für Frauen, Minderheiten und eine 
bis dahin weitgehend stumme Jugend. 
Dieses rasche und wilde Aufblühen ge-

sellschaftlicher Diversität wurde 1933 
mit allen Mitteln aus dem öffentlichen 
Leben entfernt, Museen und Bibliothe-
ken wurden von ihr gesäubert, ihre Ver-
treter unterdrückt und verfolgt. An Stel-
le der Vielfalt rückte eine imaginierte 
„Volksgemeinschaft“, weiß, homogen, 
nationalistisch, antisemitisch. Eine Ge-
sellschaft, die angeblich die Kontinuität 
deutscher Kultur und Tradition reprä-
sentierte und dabei die Geschichte der 
modernen Migration ungeschrieben 
machen wollte.  

Eine der Gipsmasken, die 1937 in 
München ausgestellt wurden, zeigte 
Werner Scholem, der zu Beginn der 
20er-Jahre ein bekannter deutscher  
Politiker gewesen war. Der Sohn aus 
bürgerlich-jüdischem Haus und Bruder  
des späteren Religionswissenschaftlers 
Gershom Scholem machte sich zu Be-
ginn der Weimarer Republik einen Na-
men als einer der jungen Radikalen in 
der kommunistischen Partei. Wie viele 
andere junge Juden suchte er nach ei-
nem Bruch mit einer Gesellschaft, die 
von Antisemitismus und sozialer Unge-
rechtigkeit geprägt war. Damals entwi-
ckelte Joseph Goebbels eine persönliche 
Feindschaft gegenüber dem Redakteur 
und Politiker Scholem, eine gefährliche 
Prominenz. 

Mitte der 1920er-Jahre zierte sein 
Porträt bereits nationalsozialistische 
Wahlplakate. Kurz darauf geriet Werner 
Scholem in Clinch mit den Stalinisten in 
der KPD und flog 1926 aus der Partei. 
Ungeachtet dessen tauchte sein Konter-
fei mehr als zehn Jahre später in der gro-
ßen Münchner Propagandaausstellung 
auf, als Inbegriff des Feindes im eigenen 
Land. Die Gipsmaske war im KZ Dach-
au angefertigt worden, wo Werner Scho-
lem damals inhaftiert war. Eine entfern-
te Verwandte entdeckte das Objekt in 

MITTELS pseudowisschenschaftlicher 
Technik und Dokumentation sprach 
man „Unzivilisierten“ ihre Zuge-
hörigkeit zur Gesellschaft ab.

Das NS-Regime stellte Juden
nur noch in NEGATIVEN Bildern dar.
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der Ausstellung. Wäre nicht auch ein 
Namensschild angebracht gewesen, hät-
te sie ihn nicht erkannt. Vier Jahre Haft 
in Gefängnissen und Konzentrationsla-
gern hatten Spuren an dem 41-Jährigen 
hinterlassen und die Maske zeigte einen 
frühzeitig gealterten Mann. Weniger als 
drei Jahre später, im Sommer 1940, 
wurde er im KZ Buchenwald erschos-
sen, einer von Zigtausenden, die grund-
los aus der Gemeinschaft der deutschen 
Nation ausgeschlossen worden waren 
und derer man sich erst Jahrzehnte spä-
ter wieder erinnerte – wenn überhaupt. 

Das Vergessen 
Viele wurden und blieben vergessen, 
ebenso wie die Vielfalt jüdischer Kultu-
ren in Vergessenheit geriet. Anfang Mai 
2021 wurde am Münchner Königsplatz 
ein Mahnmal in Erinnerung an die Bü-
cherverbrennungen 1933 eröffnet. Am 
mutmaßlichen Ort der nationalsozialis-
tischen Bücherverbrennungen ist nun 
eine Spirale in den Boden eingelassen, 
die 359 Buchtitel von 310 Autoren anei-
nanderreiht. Die Titel sowie der Name 
des Kunstwerks basieren auf den histo-
rischen „schwarzen Listen“ des Berliner 
Bibliothekars Wolfgang Herrmann, die 
grundlegend für die Auswahl der Auto-
ren und der verbrannten Bücher war. 
Das Mahnmal des amerikanisch-deut-
schen Künstlers Arnold Dreyblatt, „The 
Blacklist / Die Schwarze Liste“, erinnert 
an Bücher, die in den Jahren vor 1933 in 

Buchhandlungen, auf Kaffeetischen 
und Wohnzimmerregalen den diversen 
und vielstimmigen Charakter der ersten 
deutschen Demokratie repräsentierten. 
Frauenrechtlerinnen meldeten sich da 
ebenso zu Wort wie Sozialdemokraten, 
Kommunisten, Anarchisten, Sexualwis-
senschaftler, Pädagogen und Romanci-
ers, viele von ihnen Juden. Diese Vielfalt 
wurde 1933 gewaltsam aus öffentlichen 
Sammlungen entfernt, um das Trugbild 
eines homogenen „deutschen Volkes“ 
entstehen zu lassen, einer Gesellschaft 
der Diskriminierung und des Aus-
schlusses – und des Vergessens. 

Die Drohung, aus dem europäischen 
Gedächtnis gelöscht zu werden, war den 
Verfolgten nur allzu bewusst. Im War-
schauer Ghetto fand sich eine Gruppe 
von Intellektuellen um den Historiker 
Emanuel Ringelblum und sammelte al-
les, was an Dokumenten und Artefak-
ten auffindbar war, um sowohl die Ge-
schichte des Ghettos und der Verfolgung 
zu dokumentieren als auch die Ge-
schichte und Kultur des polnischen Ju-
dentums vor 1939. Bis heute finden sich 
viele Bücher, die Wolfgang Herrmann 
1933 auf seine „schwarzen Listen“ auf-
nahm und die daraufhin öffentlich ver-
brannt wurden, nicht mehr in deutschen 
Bibliotheken. Bis heute tauchen Juden, 
Roma und Sinti und andere in vielen 
Schulcurricula gar nicht oder nur als 
Verfolgte auf, aber nicht dort, wo ihr 
Platz wäre, nämlich im Zentrum der 
deutschen Geschichte als einer multi-
perspektivischen Erzählung. 

Der Prozess des Erinnerns
Die Vergangenheit ist nicht abgeschlos-
sen, sondern über biografische und 
strukturelle Kontinuitäten mit dem 
Heute verbunden. In diesem Sinn ist 
auch das Erinnern ein Prozess, der sich 

aus der jeweiligen Gegenwart nährt. 
Das Erinnern an Nationalsozialismus 
und Holocaust reflektiert diese Prozess-
haftigkeit besonders deutlich, weshalb 
der gern gebrauchte Begriff der Erinne-
rungskultur irreführend ist. Ohne 
Kenntnis seiner Genese könnte man 
glauben, es handle sich um eine per De-
kret beschlossene politische Entschei-
dung, die das Erinnern in den 1950ern 
oder 60ern in die Parlamente und In-
nenstadtlagen geholt und eine breite Ge-
denkkultur installiert hat. Nichts an 
diesem Begriff verweist auf den langwie-
rigen, konfliktreichen und oft schmerz-
haften Prozess, der fast ausnahmslos  
auf die hartnäckige Initiative Einzel- 
ner – Überlebender, Lehrer, Mitglieder  
lokaler Geschichtswerkstätten und viele 
mehr – zurückging; ein Prozess, der erst 
lange nach Kriegsende erste große und 
sichtbare Erfolge verzeichnete. 

Was heute gern mit Stolz unter den 
Errungenschaften der „deutschen Erin-
nerungskultur“ aufgezählt wird, ver-
danken wir ganz besonders den Überle-
benden und Zeitzeugen. Noch 1966 be-
fürchtete Jean Améry, dass es für deut-
sche Jugendliche dereinst unmöglich 
sein werde, Goethe zu zitieren, aber 
Himmler auszulassen. Améry war einer 
von vielen Überlebenden, die zu Zeugen 
der deutschen Verdrängung und Igno-
ranz der Nachkriegsjahre wurden. Sie 
waren es, die über Jahrzehnte einen wi-
derständigen Kampf für das Erinnern 
geführt haben, und es dauerte bis in die 
1970er- und 80er-Jahre, bis ihre Erzäh-
lungen endlich ein breites Publikum er-
reichten. Noch Ende der 1980er-Jahre 
führte Saul Friedländer einen richtungs-
weisenden Briefwechsel mit Martin Bro-
szat, dem Direktor des Münchner Insti-
tuts für Zeitgeschichte. Broszat vertrat 
die damalige Sicht der deutschen Zeitge-

schichte, als er die Erinnerungen der 
Überlebenden zu „geschichtsvergrö
bernde(n) Mythen“ degradierte, die ei-
ner objektiven, auf den Hinterlassen-
schaften der Täter basierenden Wissen-
schaft gegenüberstünden. Den Tätern 
und ihren Nachkommen wurde damit 
größere Sachlichkeit und Neutralität zu-
gesprochen als den Zeitzeugen und ih-
ren Nachkommen. 

Friedländer, Überlebender und Pro-
fessor für Geschichte in Israel und den 
USA, konterte und forderte eine „inte
grierte Geschichte“, die Täter- und Opfer-
perspektiven verknüpft und sich damit 
von einer Deutungshoheit der Täterna
tion loslöst. Friedländers Forderung 

nach einem multiperspektivischen Erin-
nern brachte einen damals längst fälli-
gen Wandel im deutschen Nachdenken 
über die nationalsozialistischen Verbre-
chen und sie kann als Vorbild dienen für 
die Aufarbeitung anderer Traumata. 
Seine Geschichte zeigt, wie wichtig wi-
derständiges Denken für die Ausbildung 
von Erinnerungsdiskursen war, und es 
bis heute ist. 

Im November 2019 eröffneten wir in 
den Räumen des Münchner NS-Doku-
mentationszentrums die Ausstellung 
„Tell me about yesterday tomorrow“, in 
der es, so eine Pressestimme, darum 
ging, zu „Erinnern, um die Welt neu zu 
denken“. Über fünfzig, teilweise eigens 

Die Bücherverbrennung 1933 sollte 
jüdische Kultur VERGESSEN machen.

Erinnerungskultur braucht eine 
MULTIPERSPEKTIVISCHE Ausrichtung.
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für die Ausstellung entstandene, künst-
lerische Arbeiten stellten Fragen an die 
deutsche Erinnerungskultur oder brach-
ten diese in einen Austausch mit ande-
ren kulturellen und nationalen Diskur-
sen über traumatische Vergangenheiten. 
In diesem Rahmen entstand auch die 
Arbeit „The Steeple and the People“ der 
kanadischen Künstlerin Ydessa Hende-
les, die in der nahegelegenen Kirche der 
Abtei St. Bonifaz zu sehen war. Die als 
Tochter von Auschwitz-Überlebenden 
in Deutschland geborene und in Kanada 
aufgewachsene Künstlerin ließ sich mit 
ihrer Installation sensibel auf diesen be-
sonderen Ort ein. In St. Bonifaz, als 
Kloster und Gemeindezentrum, stehen 
Gebet, Einkehr und Gemeinschaft im 
Vordergrund, im klostereigenen Flücht-
lings- und Obdachlosenheim geht es um 
Empathie und Solidarität mit den Ver-
lierern der wirtschaftlichen und gesell-
schaftlichen Srukturen. 

Ydessa Hendeles schuf dafür eine 
zeitgenössische künstlerische Fabel, die, 
rund um die Geschichte der jüdischen 
Gemeinde Fürth, eine alternative, utopi-
sche Auslegung einer eigentlich dystopi-
schen Erzählung der Vergangenheit ent-
warf. Trennung und Verfolgung wurden 
darin in eine Geschichte von Akzeptanz 
und Hoffnung verwandelt. Im Zentrum 
der aufwendigen Installation befand 
sich die kleine, zerknitterte Fotografie 
einer Gruppe von Jugendlichen und Er-
wachsenen aus dem Jahr 1932, das ein-
zige Familienfoto des Vaters der Künst-
lerin, das er wahrscheinlich über seine 
Jahre in Auschwitz bei sich getragen 
und gerettet hatte. Es ist der klösterli-
chen Gemeinschaft zu verdanken, dass 
dieses vielschichtige Kunstwerk, das 
nicht zuletzt die Geschichte des christli-
chen Antisemitismus in Bayern offen-
legt, beinahe ein ganzes Jahr lang in die 

Gemeindearbeit der Pfarrei und das All-
tagsleben der Abtei integriert wurde.

Zukünftiges Erinnern
Kürzlich wurde ich in einem Interview 
gefragt, ob nicht auch heutige Stätten jü-
discher Kultur in Deutschland als Erin-
nerungsorte betrachtet werden müss-
ten? Diese Frage enthüllt den Kern eines 
großen Problems des gesellschaftlichen 
Erinnerns hierzulande. Denn Synago-
gen oder Kulturzentren von Roma und 
Sinti sind keine Erinnerungsorte der 
deutschen Verbrechen und Genozide. 
Sie sind Symbole dessen, was vergessen 
wurde, nämlich die Geschichte der Di-
versität und Vielfalt vor 1933, die der 
Homogenisierungswahn der Nazis aus 
Bibliotheken, Museen, Archiven und 
dem Bewusstsein der Menschen „gesäu-
bert“ hat. Und es dauerte lange, bis die-
se Diversität wieder in der deutschen 
Gesellschaft angekommen war und ist. 

Gerade in diesen langen Monaten 
der Pandemie stellt sich die Frage, wel-
che neuen Wege es für das Sprechen, 
Denken und Visualisieren von Erinne-
rung geben kann oder soll. Denn ob-
wohl vieles richtig gemacht wurde, ist es 
mehr als bedenklich, wenn in deutschen 
Parlamenten eine „Erinnerungswende“ 
gefordert wird, und monatelang Pande-
mieleugner im Verbund mit Verschwö-
rungsfanatikern und Rechtsradikalen 
durch die Innenstädte marschieren, um 
sich als Opfer einer „Corona-Diktatur“ 
zu inszenieren, mit gelbem Stern an der 
Brust und Vergleichen mit Anne Frank 
und Sophie Scholl im Mund. Was ist 
falsch gelaufen, wenn gewaltsame anti-
semitische und rassistische Übergriffe 
zunehmen, wenn rechtsextreme Ideolo-
gien in Polizei und Militär kolportiert 
werden, ohne dass eine Gesellschaft 
sich geschlossen und solidarisch zur 

Wehr setzt? Hat der Geschichtsunter-
richt versagt? Oder verblasst die Erinne-
rung in einer Art natürlichem Vorgang, 
weil die zeitliche Distanz wächst?

So wichtig ritualisiertes Gedenken 
ist (und daran habe ich keinen Zweifel), 
läuft es doch Gefahr, instrumentalisiert 
zu werden, wenn sich keine Verantwor-
tung für politisches Handeln, für 
Menschlichkeit und Empathie daraus 
ableitet. Die Erinnerung an den Natio-
nalsozialismus zeigt auf vielen Ebenen, 
wie wichtig gesellschaftliche Verant-
wortung und Solidarität sind und was 
zu lernen ist aus der schleichenden Ra-
dikalisierung einer toleranten Gesell-
schaft, aus dem Empathie-Verlust ge-
genüber Freunden, Nachbarn oder Kol-
legen, aus der Verantwortung der Er-
möglicher und der Rolle der unschein-
baren Mitläufer, der Profiteure und 
Stillhalter, die das Rückgrat des Regi-
mes bildeten. Die Grauzonen sind es, in 
denen sich die Relevanz und Notwen-
digkeit gesellschaftlicher Solidarität, 
Verantwortung und Zivilcourage zeigt. 

„Antisemit ist immer nur der Ande-
re“, schrieb der Historiker und Schrift-
steller Doron Rabinovici vor kurzem 
über die aktuellen Debatten zum „neu-
en Antisemitismus“, und weiter: „Der 
Judenhass richtet sich gegen die offene 

Gesellschaft schlechthin. Er ist deshalb 
nicht nur eine physische Gefahr für die 
jüdischen Gemeinden, sondern ebenso 
ein Symptom und ein Teil der existenti-
ellen Krise der Demokratie.“3 Diversität, 
gegenwärtige und vergangene, hat sich 
nicht adäquat in ein deutsches Kultur-
verständnis eingeschrieben, und es gilt, 
neue Erzählungen zu entdecken und 
vergessene Menschen zu feiern. Um glo-
bale, rechtsextreme Allianzen abzuweh-
ren, brauchen wir eine offene Gesell-
schaft, in der Minderheiten ohne Vorbe-
halte geschützt werden und Anteil ha-
ben an demokratischen Prozessen und 
an Erinnerungsdiskursen, nicht als zu 
erziehendes Publikum oder gar als „Ob-
jekte“ in Sammelgebieten von Museen, 
Archiven oder Bibliotheken, sondern als 
aktive Träger einer vielfältigen Kultur 
und Erinnerung. ///

/// DR. MIRJAM ZADOFF 
ist Direktorin des NS-Dokumentationszen­
trums München.

Anmerkungen
  1 �Grossmann, Rebekka: Geographies of Defiance: 

Cross-National Mobilities of German-Jewish 
Youth, 1929-1939, https://www.hsozkult.de/con 
ferencereport/id/tagungsberichte-8940

  2 �Zadoff, Mirjam: Der rote Hiob: Das Leben des 
Werner Scholem, München 2014. 

  3 �Rabinovici, Doron: Antisemit ist immer nur der 
Andere. Oder: Veränderungen in der globalen De-
batte über den neuen Antisemitismus und deren 
österreichische Widerspiegelung, in: Jahrbuch für 
Antisemitismusforschung 29, 2020, S. 314-321.

Aus dem Gedenken muss 
VERANTWORTUNG für politisches 
Handeln, Menschlichkeit und 
Empathie folgen.
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Europa, Mai 2021 
In meinem jüdischen Bekanntenkreis 
breitet sich gerade wieder Unbehagen 
aus. In Israel werden seit Tagen Zivilis-
ten von der Hamas beschossen und eu-
ropäische Juden werden gefragt, ob sie 
einmal erklären könnten, was in „ih-
rem“ Land denn wieder los sei. Und 
zwar nicht etwa, weil sie Politikwissen-
schaft studiert haben oder beruflich auf 
den Nahen Osten spezialisiert sind, son-

/// Was tun wir gegen Judenfeindlichkeit?

dern einfach, weil sie Juden sind. Auf 
sozialen Medien müssen sie mitanse-
hen, wie Pro-Palästinenser vor der Syna-
goge in Gelsenkirchen „Sch*** Juden“ 
skandieren. Auf Twitter schreiben eini-
ge offen, dass sie Angst vor judenfeindli-
chen Übergriffen auf der Straße haben. 
Die nationalen jüdischen Dachverbände 
in einigen EU-Ländern schicken War-
nungen heraus, mit als jüdisch erkenn-
baren Symbolen vorsichtig zu sein. Eine 

EU-STRATEGIEN GEGEN 
ANTISEMITISMUS

KATHARINA VON SCHNURBEIN /// Seit der Jahrtausendwende ist Antisemitismus  
wieder sichtbarer geworden. Die EU-Kommission wird 2021 die erste EU-Strategie 
gegen Antisemitismus und zur Förderung jüdischen Lebens vorlegen. Antisemitismus-
bekämpfung beginnt mit der Anerkennung aller Formen des zeitgenössischen  
Antisemitismus und muss alle relevanten Politikbereiche einbeziehen. Aus aktuellem 
Anlass wird ein besonderes Augenmerk auf israelbezogenen Antisemitismus  
sowie auf Judenhass im Internet gelegt.1

Der Antisemitismus ist wieder auf dem Vormarsch. Dem muss mit aller Kraft entgegengewirkt werden.

Freundin in Belgien sagte mir, sie sei er-
leichtert, dass die jüdische Schule ihrer 
Kinder wegen Shavuot2 ohnehin ge-
schlossen sei. Einige fragen sich öffent-
lich: „Ist es Zeit, (wieder) die Koffer zu 
packen?“ Frustriert bemerkte der Ko-
lumnist Mike Wulinger auf Twitter: 
„Wer Juden nur als Stolpersteine kennt, 
kann wohl nicht verstehen, dass die 

heute Lebenden nicht einfach auf sich 
rumtrampeln lassen. Und viele vermis-
sen den öffentlichen Aufschrei, den Auf-
stand der Anständigen“.3

Antisemitismus im 21. Jahrhundert
Antisemitismus, diese älteste Form des 
Hasses, ist seit der Jahrtausendwende 
erneut auf dem Vormarsch. Weg war er 
nie, aber jetzt werden antisemitische 
Vorurteile wieder ungenierter, öffentlich 
und mit Klarnamen geäußert. Laut einer 
repräsentativen Umfrage der EU-
Grundrechteagentur von 2018 unter 
16.300 europäischen Juden in 12 EU-
Mitgliedsstaaten4 sagen neun von zehn 
Befragten, dass Antisemitismus ihr 
größtes Problem sei, noch vor anderen 
Problemen wie der Angst vor Arbeitslo-
sigkeit oder Krankheit.5 In manchen 

Mit dem Konflikt im Mai 2021 
im Nahen Osten macht sich 
ZUNEHMENDER Antisemitismus in 
Europa bemerkbar.
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Ländern richten sich 60 bis 70 % der re-
gistrierten hassmotivierten Straftaten 
gegen die jüdische Bevölkerung, die in 
jedem EU-Land weit weniger als 1 % der 
Bevölkerung darstellt. 

Von der Antike über das Mittelalter 
bis zur Neuzeit verfestigte sich ein nega-
tives Judenbild. Antisemitismus mutier-
te, neue Ausdrucksformen kamen hin-
zu, während die alten nicht verschwan-
den. So existieren heute christlicher, 
muslimischer, rassistischer Judenhass 
neben Verschwörungsmythen, die einst 
die Pest den Juden in die Schuhe scho-
ben und heute Juden oder Israel für den 
Ausbruch der Corona-Pandemie verant-
wortlich machen. Nach der Shoah hätte 
man meinen können, dass es mit dem 
Judenhass endlich vorbei sei. Stattdes-
sen kamen Holocaustleugnung und -tri-
vialisierung hinzu, und seit der Grün-
dung Israels versteckt sich Antisemitis-
mus bequem hinter Anti-Zionismus, der 
als politische Meinung präsentiert wird. 

Die Arbeitsdefinition „Antisemi
tismus“ der IHRA

Die verschiedenen Formen des Antise-
mitismus wurden 2016 in der Arbeitsde-
finition „Antisemitismus“ der Internatio
nal Holocaust Remembrance Alliance 
(IHRA) zusammengefasst. Diese wurde 
einstimmig von den damals 31 Mit-
gliedsstaaten der IHRA angenommen.6 
An der IHRA-Definition wird gelegent-

lich bemängelt, dass sie Kritik gegen-
über Israel einschränkt. Dabei besagt sie 
explizit, dass „Kritik an Israel, so wie sie 
gegenüber anderen Ländern geübt wird, 
nicht antisemitisch ist“ und dass „anti-
semitische Taten dann Straftaten sind, 
wenn sie als solche vom Gesetz be-
stimmt sind“. 

Laut der FRA-Umfrage 2018 be-
trachten europäische Juden auf einer Lis-
te von acht Aussagen Holocaustleug-
nung als die perfideste Form des Antise-
mitismus. Die Aussage, der sie aber, ins-
besondere online, am häufigsten begeg-
nen, ist israelbezogener Antisemitismus. 
Würde die IHRA-Definition diese Form 
des Antisemitismus nicht berücksichti-
gen, würde man entscheidende Erfah-
rungen der Betroffenen ausklammern. 
Die Mehrheit der Juden in Europa macht 
diese Unterscheidung übrigens: Wäh-
rend nur 38 % Kritik an Israel als antise-
mitisch betrachten, wird die von man-
chen Vertretern des linken politischen 
Spektrums unterstützte palästinensische 
„Boykott, Divestment and Sanctions“-
Bewegung (BDS), die u. a. zum Boykott 
israelischer Künstler und Wissenschaft-
ler als Vertreter eines Apartheit-Staates 
aufruft, von 82 % der Respondenten als 
antisemitisch angesehen.7

Für die Europäische Kommission ist 
die IHRA-Definition seit Januar 2017 die 
Grundlage ihrer Politik gegen jegliche 
Form von Antisemitismus. Das Europäi-
sche Parlament hat die Definition im Juni 
2017 angenommen und der Europäische 
Rat bezieht sich in zwei Ratserklärungen 
von 2018 und 2020 darauf. Um Strafver-
folgungsbehörden, Schulleitungen, Leh-
rern sowie den Medien die Anwendung 
der IHRA-Definition zu erleichtern und 
um Missverständnissen hinsichtlich der 
Meinungsfreiheit vorzubeugen, hat die 
Europäische Kommission im Januar 

2021 gemeinsam mit der IHRA ein 
Handbuch zur praktischen Anwendung 
der IHRA-Definition8 veröffentlicht. 

Israelbezogener Antisemitismus
Aus aktuellem Anlass soll hier der isra-
elbezogene Antisemitismus näher be-
leuchtet werden. Dass er im öffentlichen 
Raum sehr präsent ist, mag damit zu-
sammenhängen, dass jeder zweite Euro-
päer Juden in seinem Land durch die 
Brille des Nahost-Konflikts wahrnimmt.9 
In manchen Ländern, wie etwa in 
Deutschland, liegt die Zahl wesentlich 
höher.10 Es ist also nicht verwunderlich, 
dass die jüdische Gemeinde in Europa 
sich bedroht fühlt, wann immer der 
Nahost-Konflikt aufflammt. 

Besonders virulent sind zurzeit die öf-
fentlichen Bekundungen aus pro-palästi-
nensischen Kreisen, bei denen die rote 
Linie zum Antisemitismus oft über-
schritten wird. Umfragen haben ergeben, 
dass antisemitische und anti-zionistische 
Vorurteile unter Muslimen zwei- bis drei-
mal verbreiteter sind11 als in der Gesamt-
bevölkerung12. Eines muss klar sein, und 
das wurde auch von der Europäischen 
Kommission im Zuge der jüngsten De-
monstrationen wieder deutlich gemacht: 
Man kann mit der Politik Israels uneins 
sein, jedoch rechtfertigt kein Konflikt in 
der Welt Hassrede oder antisemitische 
Taten gegenüber Juden in Europa. Anti-

semitische Volksverhetzung muss straf-
rechtlich verfolgt werden. 

Gerne zeigt man im rechten politi-
schen Spektrum auf importierten Anti-
semitismus. Damit macht man es sich 
jedoch zu einfach. Antisemitismus gab 
es bekanntlich lange bevor es Israel gab, 
ja wahrscheinlich sogar bevor der Islam 
als Religion gestiftet wurde. Antisemi-
tismus kommt in Deutschland immer 
noch überwiegend vom rechten politi-
schen Rand und aus rechtsextremen 
Kreisen. Und: Bisher fehlt es im Rah-
men von Integrationsmaßnamen an kla-
ren Botschaften, dass, wer Deutscher 
und damit Teil dieser Gesellschaft wer-
den will, jüdisches Leben als selbstver-
ständlich dazugehörig ansehen muss. 

Nach wie vor ist die Sicherheit die 
größte Sorge der jüdischen Europäer. Im 
Rahmen der seit 2019 bestehenden Ar-
beitsgruppe Antisemitismus der EU-
Kommission beraten Mitgliedsstaaten 
und jüdische Vertreter die Ausarbeitung 
und Umsetzung nationaler Strategien, 
zu der sich alle EU-Länder in Erklärun-
gen des Rates zum Antisemitismus von 
201813 und 202014 verpflichtet haben. 
Die Gewährleistung der Sicherheit ist 
ein zentrales Thema. Das schließt die 
Finanzierung der notwendigen Sicher-
heitsmaßnahmen mit ein. Die Kommis-
sion hat in den vergangenen Jahren eine 
Reihe von Gesetzgebungsinitiativen 
und politische Maßnahmen zur Präven-
tion und Bekämpfung von Terrorismus 
und gewaltbereitem Extremismus auf 
den Weg gebracht. Zudem wurden 2020 
zwölf Millionen Euro für den Schutz 
von religiösen Stätten bereitgestellt. 

Antisemitismus online
Das Internet ist in der vergangenen De-
kade zum größten Forum der Verbrei-
tung von Judenhass und Verschwö-

Seit der Antike existiert ein 
NEGATIVES Judenbild.

Der israelbezogene Antisemitismus 
korreliert mit dem NAHOST-KONFLIKT.
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rungsmythen geworden. Während der 
Corona-Pandemie stiegen antisemiti-
sche Inhalte signifikant an. Auch gelbe 
Judensterne mit „ungeimpft“ in einer 
das Hebräische verunglimpfenden 
Schrift konnte man weitgehend unwi-
dersprochen tragen. Um Hass und 
Hassrede im Internet beizukommen, 
braucht es entschlossenes Vorgehen: 
Plattformbetreiber, die sich ihrer Macht 
und Verantwortung bewusst sind und 
entsprechend handeln; europäische Ge-
setze, die greifen und national umge-
setzt werden; nationale Behörden, die 
Hassrede und Volksverhetzung im Netz 
ebenso ahnden wie auf der Straße, und 
verantwortungsvolle Nutzer.

Plattformen verdienen ihr Geld mit 
der Verbreitung von Inhalten. Hass und 
Hetze verkaufen sich gut. Dies hat dazu 
geführt, dass online Verhalten geduldet 
wurde, welches man im analogen Zu-
sammenleben niemals tolerieren würde. 
Fake News haben zu Einflussnahme im 
Wählerverhalten geführt und Hetze und 
Verschwörungsmythen zu terroristi-
schen Anschlägen wie auf die Synagoge 
in Halle im Oktober 2019 und die Shi-
sha-Bar im Februar 2020 in Hanau. 

Mit der Rahmenrichtlinie gegen 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit 
von 2008 hat die EU eine rechtliche 
Grundlage geschaffen, wonach Hassre-

de, die auf gruppenbezogener Men-
schenfeindlichkeit basiert, strafbar ist. 
Und was offline strafbar ist, ist auch on-
line strafbar. Straftaten im Netz sind zu 
ahnden. Dazu müssen Algorithmen und 
„Big Data“ ausgewertet werden können. 
Das erfordert mehr geschultes Personal 
in Strafverfolgungsbehörden, engeren 
Austausch zwischen nationalen Behör-
den und enge Zusammenarbeit mit Wis-
senschaftlern und Experten, die Hassre-
de im Internet analysieren.

2016 hat die Europäische Kommissi-
on einen freiwilligen Verhaltenskodex 
mit den großen sozialen Medien und 
Plattformen vereinbart. Darin verpflich-
ten sich diese, ihnen gemeldete illegale 
Hassrede binnen 24 Stunden zu prüfen 
und gegebenenfalls zu löschen. Der Ver-
haltenskodex hat nicht nur dazu ge-
führt, dass Hassrede beseitigt wird, 
wenn auch zu wenig, vielmehr haben 
die Plattformen mit der Unterschrift 
auch ihre Verantwortung anerkannt. Sie 
sind nicht nur Briefträger für Botschaf-
ten, sondern haben über Algorithmen 
auch Einfluss darauf, ob und wie sich 
Inhalte verbreiten.

Das Internet wird gerne als Datenau-
tobahn ohne Verkehrsregeln bezeichnet. 
Die Europäische Kommission hat 2020 
ein Gesetz über digitale Dienstleistun-
gen vorgelegt, das systematische Ansät-
ze zur Regulierung und Überwachung 
von Plattformen festlegt. Es geht um 
mehr Transparenz von Datenflüssen, 
Werbung, Algorithmen, Moderation, 
Benachrichtigungsverfahren über illega-
le Inhalte, Rechenschaftspflicht und Ko-
operationspflichten mit Behörden. 

Zu guter Letzt muss aber auch jeder 
einzelne Nutzer verantwortungsvoll mit 
Inhalten umgehen. Das beginnt beim 
Lesen eines jeden Artikels, bevor man 
ihn weiterleitet, und geht bis zum Hin-

terfragen von Verschwörungsmythen. 
Hassrede und Verschwörungsmythen 
im Netz anzusprechen braucht Mut, 
weil die Gefahr besteht, selbst Opfer 
von Anfeindungen zu werden. Als im 
Zuge der Corona Pandemie im Frühjahr 
2020 antisemitische und andere Ver-
schwörungsmythen stark zunahmen, 
hat die Europäische Union gemeinsam 
mit UNESCO und dem jüdischen Welt-
kongress die Twitterkampagne #Think-
BeforeSharing15 lanciert, die Nutzern 
helfen soll, Verschwörungsmythen zu 
erkennen und zu entlarven.

Jüdisches Leben in Europa
Heute gibt es jüdisches Leben in 
Deutschland und ganz Europa wieder in 
all seiner Vielfalt: säkular, reformiert, or-
thodox, zionistisch und anti-zionistisch, 
über die gesamte Bandbreite des politi-
schen Spektrums verteilt. Aufgrund der 
Shoah sind die jüdischen Gemeinden in 
Europa aber klein und viele Menschen 
kennen keine Juden, vielleicht auch, weil 
diese ihre jüdische Identität aus Angst 
vor negativen Reaktionen nicht preisge-
ben. Nur 3 % der Europäer fühlen sich 
„sehr gut informiert“ über jüdische Ge-
schichte, Sitten und Bräuche, rund ein 
Viertel findet sich „gut“ informiert.16 
Gleichzeitig wissen wir, dass das Ken-
nenlernen jüdischer Kultur eines der  

sichersten Mittel gegen antisemitische 
Vorurteile ist und nur noch übertroffen 
wird von der direkten Begegnung mit  
Jüdinnen und Juden.

Dieses Jahr feiert Deutschland 1.700 
Jahre jüdisches Leben und zeigt mit Ver-
anstaltungen im ganzen Land, wie ver-
woben jüdisches Leben von jeher war 
und welchen Beitrag Juden zur politi-
schen, wirtschaftlichen und kulturellen 
Entwicklung Deutschlands leisteten 
und leisten. Dieses Jahr sollte nicht als 
einmaliges Jubiläumsjahr verstanden 
werden, sondern als der Beginn von 
mehr sichtbarem jüdischen Leben in 
Deutschland und Europa.

EU-Strategie gegen Antisemitis-
mus und zur Förderung jüdischen 
Lebens 2021

Im Mai 2021 wurde die Konferenz zur 
Zukunft Europas eröffnet, in deren 
Rahmen die Bürger der EU über ihr Eu-
ropa diskutieren können. Die Zukunft 
Europas hängt eng mit der Zukunft der 
Juden in Europa zusammen. Ohne Ju-
den in Europa kein Europa. 

Die Unterstützung jüdischen Lebens 
in seiner Pluralität wird deshalb auch ei-
nen zentralen Platz in der ersten Europä-
ischen Strategie zur Antisemitismusbe-
kämpfung und zur Förderung jüdischen 
Lebens einnehmen, die vor Ende 2021 
von der Europäischen Kommission vor-
gelegt werden wird. In dieser Strategie 
werden Maßnahmen zu Prävention und 
Bekämpfung von Antisemitismus inner-
halb und außerhalb der EU sowie zur 
Förderung jüdischen Lebens und Kultur 
vorgeschlagen. Außerdem werden auch 
Vorschläge gemacht, wie wir Holocaust-
Gedenken und Bildung, nicht nur zur 
Shoah, sondern auch zu Antisemitismus 
und jüdischem Leben besser fördern 
können. 

Das INTERNET ist das größte Forum 
für Verbreitung von Judenhass und 
Verschwörungsmythen.

Die Twitterkampagne 
#THINKBEFORESHARING hilft, Ver-
schwörungsmythen zu erkennen 
und zu entlarven.
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Holocaust-Gedenken und Bildung
Die kommenden zehn Jahre werden da-
rüber entscheiden, ob das Gedenken an 
die Shoah und das Wissen über sie als 
zentrales Geschehen in Europa an die 
nachfolgenden Generationen weiterge-
geben werden wird, und zwar auch an 
die Generationen, denen jeglicher Bezug 
zum Zweiten Weltkrieg fehlt, weil ihn 
niemand in der Familie erlebt hat. In 
manchen europäischen Großstädten 
sind die Großeltern von 20 bis 30 % der 
Bürger nicht einmal in Europa geboren. 

In einer zunehmenden multikultu-
rellen Gesellschaft wird es zudem im-
mer wichtiger, dass alle Europäer erfah-
ren, unabhängig von ihrer Familienge-
schichte oder ihrem Herkunftsland, wie 
es von antisemitischen Vorurteilen und 
Worten zum Holocaust kommen konn-
te und was dem jüdischen Volk im Ho-
locaust angetan wurde. Untersuchun-
gen zeigen, dass besonders die Ausein-
andersetzung mit der lokalen Geschich-
te nicht nur ein deutlich besseres Ver-
ständnis für die Hintergründe der Shoah 
schafft, sondern auch eine größere Iden-
tifikation mit dem Wohnort bewirkt 
und somit zum Beispiel der Integration 
neuer Europäer dienen kann. Das wäre 
ganz im Sinne der Rede von Bundesprä-
sident Steinmeier anlässlich des Tages 
der Deutschen Einheit 2017: „Und zum 

Deutsch-Werden gehört, unsere Ge-
schichte anzuerkennen und anzuneh-
men. Das sage ich auch denen, die aus 
Osteuropa, Afrika oder den muslimisch 
geprägten Regionen des Mittleren Os-
tens zu uns gekommen sind. Wer in 
Deutschland Heimat sucht, kann nicht 
sagen: ‚Das ist Eure Geschichte, nicht 
meine‘.“17

Seit 2010 fördert die Europäische 
Union mit 15 Millionen Euro den Auf-
bau des European Holocaust Research 
Infrastructure (EHRI), das weltweit Ho-
locaustgedenkstätten und Forschungs-
zentren vernetzt und unter anderem die 
Digitalisierung von Archivmaterial in 
Yad Vashem / Israel und anderswo un-
terstützt, um Holocaust-Forschung 
weltweit zu ermöglichen. Als Teil der 
EU-Strategie muss es jetzt darum gehen, 
lokales Forschen und Gedenken etwa 
von Schulklassen und lokalen Organisa-
tionen zu unterstützen und dafür die 
notwendigen Strukturen aufzubauen. 

Wann endet Antisemitismus?
Der wiederaufflammende Antisemitis-
mus seit der Jahrtausendwende wird 
von der Bevölkerung durchaus wahrge-
nommen. Rund die Hälfte der EU-Bür-
ger ist der Meinung, Antisemitismus sei 
in ihrem Land ein Problem.18 Das ist ein 
deutliches Zeichen an die Politik zu han-
deln. Leider wird es gegen die antisemi-
tische Pandemie in absehbarer Zeit wohl 
keinen Impfstoff geben, der uns immun 
machen würde. Eines aber könnte hel-
fen: Wenn wir aufhören, Antisemitis-
mus als Sache von Juden oder nur als 
Minderheitenschutz zu sehen. Antise-
mitismus betrifft zunächst Juden, aber 
letztendlich betrifft er uns alle. Er rüttelt 
an den Festen der Demokratie, er miss-
achtet unsere Werte, er tritt die Men-
schenrechte mit Füßen. Wenn Juden-

hass in der Vergangenheit anstieg, stand 
es nie gut um Europa. Das Motto des 
Jubiläumsjahres „1.700 Jahre jüdisches 
Leben in Deutschland“ ist „CHAI“ – 
das Leben. Und genau darum geht es. 
Wenn wir verstehen, dass es nicht um 
„Andere“ geht, sondern um unser aller 
Zukunft und die unserer Kinder, dann 
werden sich Politiker und eine breite Be-
völkerungsschicht wesentlich vehemen-
ter für eine plurale, offene Gesellschaft 
einsetzen, in der Hass und Antisemitis-
mus keinen Platz haben. ///

/// �KATHARINA VON SCHNURBEIN 
M.ST. MES

ist Beauftragte der Europäischen Kommis-
sion für Antisemitismusbekämpfung und 
Förderung jüdischen Lebens, Brüssel.

Das Gedenken an die Shoah muss 
an die nachfolgenden Generationen 
WEITERGEGEBEN werden.

Antisemitismus betrifft uns ALLE.
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Einführung
Wir sind mitten in einem Jubiläums-
jahr: 1.700 Jahre jüdisches Leben in 
Deutschland werden gefeiert. Auf jüdi-
sche Geschichte und Kultur wird allent-
halben aufmerksam gemacht. Jüdi-
sches Leben ist vielfältig und ebenso ist 
die Geschichte der Juden in Deutsch-
land facettenreich und sollte nicht nur 
auf die Jahre der Verfolgung reduziert 
werden. Etwa 200.000 Juden leben 
heute in Deutschland und viele von ih-
nen fühlen sich hier zuhause. Große 
Teile der Mehrheitsbevölkerung wissen 
nicht viel über jüdisches Leben, über 
jüdische Kultur und Religion. Die Akti-
vitäten des Jubiläumsjahres können 
helfen, hieran etwas zu ändern und die 
vielen Aspekte jüdischen Lebens in 

/// Lasst die Koffer auf dem Dachboden!

Deutschland sichtbar und neugierig zu 
machen.

Ja, es gibt ein vielfältiges jüdisches 
Leben in Deutschland im Jahr 2021. Es 
gibt Synagogen und jüdische Schulen, 
Lehrstühle und Rabbinerseminare, es 
gibt Vereine, etwa Sportvereine, und 
eine Vielzahl jüdischer Institutionen. 
Doch muss dieses Leben, sobald es als 
jüdisch sichtbar wird, ständig ge-
schützt werden. Und so bleiben immer 
auch Zweifel bei den hier lebenden Ju-
den, ob ihre Heimat ihnen ein sicherer 
Ort ist. Synagogen benötigen Polizei-
schutz und strenge Sicherheitsvorkeh-
rungen beim Einlass. Jüdische Männer 
überlegen sich inzwischen sehr genau, 
ob sie sich mit der Kippa in der Öffent-
lichkeit bewegen, oder dies besser un-

SCHATTEN AUF DEM JUBILÄUM

ANDREA LÖW /// Im Jubiläumsjahr „1.700 Jahre jüdisches Leben in Deutschland“  
soll die Vielfalt jüdischen Lebens, jüdischer Geschichte und Kultur im Mittelpunkt 
stehen. Doch ist die Situation der deutschen Juden stets auch von Unsicherheit  
geprägt, von der Angst vor antisemitischen Äußerungen und Gewalt. Ein Jubiläum 
voller Ecken und Kanten. 

Jüdische Mitbürger und ihre 
Einrichtungen sind zunehmend 
gefährdet und benötigen Schutz 
vor Anfeindung und Angriffen.
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terlassen, um sich nicht unnötig einer 
Gefahr auszusetzen. Jüdische Schulen 
müssen geschützt werden, und immer 
wieder stellt sich Eltern und Lehrern 
die Frage, wie sie ihren Kindern dies er-
klären sollen. 

Ein vollkommen normales Leben, 
ganz ohne Angst, hat es in diesem Land 
auch nach 1945, nach dem Holocaust, 
nie gegeben. Diese potenzielle Bedro-
hung ist keineswegs, wie besonders von 
Seiten der AfD und anderer rechter Per-
sonen und Gruppierungen gerne be-
hauptet wird, erst mit den Flüchtlingen 
aus arabischen Ländern nach Deutsch-
land gekommen. Die meisten antisemiti-
schen Straftaten haben nach wie vor ih-
ren Ursprung im rechtsextremen Milieu. 
Und neu ist der Judenhass wahrlich auch 
nicht. Der Journalist und Jurist Ronen 
Steinke hat kürzlich eine Chronik anti-
semitischer Gewalttaten in Deutschland 
nach 1945 veröffentlicht, die fast 100  
deprimierende Seiten umfasst. 

Trotzdem hat sich zuletzt etwas ver-
ändert, und zwar radikal zum Schlechten 
verändert, durch den Anschlag eines 
Rechtsextremen auf die Synagoge in Hal-
le im Herbst 2019. Der Antisemitismus 
wird aggressiver. Nochmal Steinke: „An-
tisemiten haben in den vergangenen Jah-
ren immer weiter Hemmungen abgelegt, 
die Schlagzahl hat sich erhöht. Es braucht 
hohe Zäune, so traurig das ist. Judentum 
in Deutschland, das ist heute Religions-
ausübung im Belagerungszustand.“1

Die Koffer wieder packen?
Michael Brenner, Professor für jüdische 
Geschichte und Kultur an der Ludwig-
Maximilians-Universität (LMU) in 
München, hat kurz nach dem Anschlag 
in Halle einen Beitrag in der Süddeut-
schen Zeitung veröffentlicht, in dem er 
die Frage stellt, ob sie – die Juden, die 
dachten, jüdisches Leben in Deutsch-
land nach dem Holocaust sei möglich – 
sich getäuscht hätten. Sich so getäuscht 
hätten, wie viele Juden in der Geschichte 
vor ihnen. Er fragt in seinem eindrucks-
vollen und persönlichen Text: „Wann ist 
der Zeitpunkt erreicht, an dem wir uns 
nichts mehr vormachen und uns sagen 
müssen: bis hierhin und nicht weiter? 
Wenn noch ein Rabbiner auf der Straße 
angepöbelt wird? Wenn der erste Brand-
satz auf eine Synagoge wirklich explo-
diert? Wenn nicht nur zufällig vorbeige-
hende Passanten neben einem jüdischen 
Gotteshaus erschossen werden, sondern 
Betende in einer Synagoge das Opfer 
sind? Wir dürfen uns nicht an alles ge-
wöhnen und so tun, als können wir wei-
terleben wie bisher.“ Er, selbst Sohn von 
Holocaust-Überlebenden, schließt sei-
nen Text so: „Die sprichwörtlichen Kof-
fer, schon lange ausgepackt und ausge-
leert, stehen bei vielen Juden in Deutsch-
land noch auf dem Dachboden. Wir 
sollten sie herunterholen. Es ist an der 
Zeit zu überlegen, was wir einpacken. 
Noch können wir sie stehenlassen, aber 
sie sollten bereit sein, denn der Tag, an 
dem wir sie brauchen, mag nicht mehr 
weit sein.“2

Der Schock über das, was da in Halle 
passiert ist und was dort hätte passieren 
können, sitzt tief bei den Juden in 
Deutschland. Und bei der übrigen Bevöl-
kerung? Sicherlich, das Entsetzen war 
groß nach Halle, Solidaritätsbekundun-
gen und Zeichen der Empathie gab es 

allerorten. Doch ging die nichtjüdische 
Mehrheitsgesellschaft schnell zur Tages-
ordnung über. Seitdem hat es keinen  
positiven Trend gegeben. Bundesweit  
ist ein Anstieg antisemitischer Straftaten 
zu verzeichnen: 2.351 markieren einen 
Höchststand, seitdem antisemitische 
Straftaten seit 2001 als „politisch moti-
vierte Straftaten“ statistisch erfasst wer-
den.3 Doch sind solche Zahlen sehr unsi-
cher, nur die angezeigten Straftaten sind 
hier erfasst. Häufig jedoch bringen Ju-
den das erlebte Unrecht gar nicht zur 
Anzeige. Mitunter fehlt das Vertrauen in 
die Polizei und die Justiz, sie möchten 
Probleme vermeiden, nicht weiter auffal-
len. Auch sind sie es einfach leid, als  
Opfer gesehen zu werden. Schon wieder.

Und so verbergen viele lieber in der 
Öffentlichkeit, dass sie Juden sind, an-
statt Angriffe anzuzeigen. Hinzu 
kommt, dass in dieser Statistik nur Straf- 
und Gewalttaten erfasst sind. Anders ist 
dies bei den Berichten der Recherche- 
und Informationsstellen, an die daneben 
auch allgemeine antisemitische Vorfälle 
wie Pöbeleien und Schmierereien gemel-
det werden können. Der Jahresbericht 
der Recherche- und Informationsstelle 
Bayern hat dokumentiert, dass im Jahr 
2020 in Bayern 239 antisemitische Vor-
fälle erfasst worden sind, was 55 Fälle 
mehr als im Vorjahr waren. „Ich finde es 
frappierend, dass seit einem Jahr einer-
seits das öffentliche Leben fast lahmge-

legt ist und sich die Menschen deutlich 
weniger als sonst auf der Straße bewe-
gen, andererseits es trotzdem mehr anti-
semitische Vorfälle gegeben hat als 2019, 
und zwar gerade auf der Straße“, kom-
mentiert der Präsident des Zentralrats 
der Juden in Deutschland, Josef Schus-
ter, diese Ergebnisse.4

Es ist politischer Konsens der demo-
kratischen Parteien wie in weiten Teilen 
der Bevölkerung auch gesellschaftlicher 
Konsens in Deutschland, sich für jüdi-
sches Leben und gegen jegliche Form des 
Judenhasses einzusetzen. Die Mehrheit 
der nicht-jüdischen Deutschen wünscht 
sich jüdisches Leben in Deutschland. 
Und so gibt es für Juden in ihrem priva-
ten Umfeld durchaus positive Erfahrun-
gen, Freundschaften mit Nicht-Juden, 
klar. Doch wird allgemeiner die Umwelt, 
werden zumindest Teile der Gesellschaft 
von Juden zunehmend (wieder) als be-
drohlich wahrgenommen.5

Auch wenn antisemitische Ansichten 
und Überzeugungen seit 1945 immer in 
der deutschen Gesellschaft zu finden wa-
ren, machen heutzutage nicht zuletzt 
Lautstärke und auch Dreistigkeit dieser 
Minderheit einen Unterschied: Derjeni-
gen, die finden, dass „die Juden“ zu viel 
Einfluss besitzen, dass mit der Erinne-
rung an den Holocaust und dem Gefühl 
der Schuld so langsam mal Schluss sein 
müsse (der sogenannte sekundäre Anti-
semitismus), oder dass „die Juden“ doch 
schließlich gerade dieselben Verbrechen 
gegenüber den Palästinensern verübten 
wie die Nazis an ihnen. Den Hass auf Is-
rael bekommen die deutschen Juden im-
mer wieder zu spüren. All diese juden-
feindlichen Äußerungen sind immer wie-
der zu lesen und zu hören. Antijüdische 
Vorurteile sind mit je veränderter Aus-
prägung in verschiedenen politischen 
und gesellschaftlichen Lagern anschluss-

Antisemitische Straftaten NEHMEN ZU.

Der Antisemitismus wird AGGRESSIVER
und bedrohlicher.
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fähig. Der Historiker Peter Longerich 
warnt in diesem Zusammenhang: „Die 
Vielgestaltigkeit dieser antisemitischen 
Potenziale macht in der Summe ihre gro-
ße Gefahr aus.“ Verschiedene Varianten 
des Judenhasses können, so zeigt der his-
torische Rückblick, miteinander „zu ei-
ner facettenreichen Großerzählung“ ver-
schmelzen, die wiederum einen erhebli-
chen Einfluss gewinnen kann.6

Wie fragil die Situation ist, wie leicht 
entflammbar, und zwar im wahrsten 
Sinne des Wortes, zeigen die jüngsten 
antijüdischen Ausschreitungen in 
Deutschland. Als Reaktion auf die Eska-
lation des Nahost-Konflikts im Mai 2021 
entlädt sich in mehreren deutschen Städ-
ten der Judenhass, werfen Menschen 
Steine auf Synagogen, brennen Israel-
Flaggen ab, brüllen Hassparolen. Neben 
auch geäußerter Kritik am Vorgehen des 
Staates Israel gibt es vor allem die radi-
kalen Äußerungen, die sich gegen „die 
Juden“ insgesamt richten. Dies ist höchst 
problematisch, darf doch der Schritt von 
legitimer Kritik an der Außen- und In-
nenpolitik eines Staates weder zur Aber-
kennung seines Existenzrechts noch der 
emotionalen und politischen „Geisel-
nahme“ sämtlicher Juden führen. In die-
sen Ausschreitungen fallen besonders 
türkische Nationalisten und Islamisten 
auf. Doch greift es zu kurz, wie die AfD 
dies versucht, die Einwanderung als den 
großen Katalysator für den Judenhass in 

Deutschland darzustellen. Der Juden-
hass mancher Einwanderer aus dem Na-
hen Osten ist ein großes Problem, doch 
trifft er, wie dargestellt, hierzulande auf 
verschiedene antisemitische Vorurteile 
und diese Mischung macht die Situation 
noch gefährlicher.

Eine große Rolle spielt das Internet. 
In den Kommentarfeldern der Zeitungen 
und besonders in den sozialen Medien 
können antisemitische und rassistische 
Aussagen und Beleidigungen ohne grö-
ßere Hemmnisse nahezu ungebremst 
weiterverbreitet werden. Sie erlangen da-
durch rasch eine enorme Reichweite. 
Anonym lassen dort Antisemiten auch 
ihren Vernichtungsfantasien freien Lauf. 
Ein beträchtlicher Teil der erfassten anti-
semitischen Straftaten spielt sich inzwi-
schen im Internet ab. Die Drohungen, 
Beleidigungen und konkret geäußerten 
Vernichtungswünsche, häufig mit Bezug 
zu Hitler und dem Holocaust, waren zu-
letzt derart radikal, dass der Zentralrat 
der Juden in Deutschland sich dazu ent-
schieden hat, einige von ihnen auf Twit-
ter zu veröffentlichen.

Die Bedeutung der Corona- 
Demonstrationen

Ein wichtiger radikalisierender Faktor 
waren im vergangenen Jahr die De-
monstrationen gegen die Anti-Corona-
Maßnahmen der Bundesregierung. An-
tisemitische Verschwörungsnarrative 
und die Verharmlosung des Holocaust 
sind auf diesen Demonstrationen stän-
dig zu beobachten. 

Die Frage darf gestellt werden, wie es 
den letzten Holocaust-Überlebenden und 
ihren Kindern und Enkelkindern geht, 
wenn in Deutschland – ausgerechnet in 
Deutschland – immer wieder Frauen und 
Männer auf diesen Demonstrationen die 
Maßnahmen der Regierung zum Schutz 

der Bevölkerung vor einem gefährlichen 
Virus mit den Terrormaßnahmen des 
Nazi-Regimes gegen die jüdische Bevöl-
kerung vergleichen. Wenn diese Demons-
trierenden sich gelbe Sterne anheften, auf 
denen „Nicht geimpft“ steht, oder in An-
lehnung an die Kennzeichnungspflicht 
für Juden Armbinden tragen oder Schil-
der hochhalten, auf denen zu lesen ist: 
„Ich bin ein Covid-Jud“. Nur zur Erinne-
rung: Seit Mitte September 1941 waren 
Juden im Deutschen Reich gezwungen, 
sich mit einem gelben Stern mit der Auf-
schrift „Jude“ zu kennzeichnen. Viele Ju-
den trauten sich nun nicht mehr auf die 
Straße, gekennzeichnet mit diesem Stern 
und dadurch potenziell Anfeindungen 
und Gewalt ausgesetzt. Kurz darauf be-
gannen die Deportationen der meisten 
der so Gekennzeichneten „nach Osten“, 
ins Ungewisse, für die meisten, wie sich 
herausstellte, in den Tod. Mit einer uner-
träglichen Vermessenheit tragen die De-
monstrierenden diese Sterne im Vergleich 
dazu wie ein Abzeichen.

Es gab auf den Demonstrationen auch 
Plakate, auf denen zu lesen war, „Impfen 
macht frei“, in Anlehnung an das berüch-
tigte Tor im Stammlager von Auschwitz, 
über dem steht, „Arbeit macht frei“. De-
monstrierende verglichen sich außerdem 
immer wieder mit Anne Frank. Jeder ein-
zelne dieser unerträglichen Vergleiche 
oder die bewusste Bezugnahme auf Op-
fer der nationalsozialistischen Judenver-
folgung muss dekonstruiert werden: 
Anne Frank lebte zwei Jahre lang ver-
steckt in einem Amsterdamer Hinter-
haus, um dem Tod zu entgehen. Sie 
schrieb dort im September 1942 in ihr 
Tagebuch: „Es beklemmt mich doch 
mehr, als ich sagen kann, dass wir nie-
mals hinausdürfen, und ich habe große 
Angst, dass wir entdeckt werden und 
dann erschossen werden.“ Anne Frank 

wollte Schriftstellerin werden. Sie hatte 
Träume und Wünsche für ihr Leben nach 
Verfolgung und Versteck: „Ich werde in 
der Welt und für die Menschen arbeiten.“ 
Im Sommer 1944 schrieb sie hoffnungs-
voll über die Landung der Alliierten in 
der Normandie. Dann wurde ihr Ver-
steck entdeckt, beide untergetauchten 
Familien wurden im September 1944 
nach Auschwitz deportiert. Von dort 
wurde Anne ins Konzentrationslager Ber-
gen-Belsen verschleppt, wo sie, vermut-
lich im Februar 1945, elendig starb und 
in einem Massengrab verscharrt wurde. 
Mit Schicksalen wie diesen vergleichen 
sich die Demonstrierenden.7

Diese Vergleiche sind geschmacklos, 
widerlich und – bestenfalls – ignorant. 
Sie verhöhnen die Opfer. Der Holocaust 
wird relativiert und verharmlost. Er wird 
auf eine unerträgliche Art und Weise be-
nutzt und bagatellisiert und die Erinne-
rung an die Oper des Massenmords miss-
braucht. Diese widerwärtigen Vergleiche 
verstören die meisten von uns. Und wenn 
sie schon die Mehrheitsgesellschaft der-
art abstoßen, als wie verletzend und un-
erträglich müssen Juden in Deutschland 
solche Vergleiche empfinden?

Diese unsäglichen historischen Ver-
gleiche finden ihre geschmacklose Pa
rallele in der Banalisierung der NS-Ver-
brechen durch rechte Ideologen, die im 
Deutschen Bundestag sitzen. Erinnert 

Bei Demonstrationen gegen die 
Anti-Corona-Maßnahmen gab es 
GLEICHSETZUNGEN mit der national-
sozialistischen Judenverfolgung.

Die Eskalation des Nahost-Konflikts 
im Mai 2021 entfacht deutschland-
weite antijüdische AUSSCHREITUNGEN.
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sei an die Formulierung von Alexander 
Gauland, Fraktionsvorsitzender der 
AfD im Bundestag und Ehrenvorsitzen-
der der Partei, Hitler und der National-
sozialismus seien nur ein „Vogelschiss“ 
in der deutschen Geschichte gewesen. 
Und Björn Höcke, Fraktionsvorsitzen-
der der AfD im Thüringer Landtag, 
nannte das Holocaust-Mahnmal in Ber-
lin ein „Mahnmal der Schande“.

Es bleibt zu hoffen, dass es der kriti-
schen Auseinandersetzung mit der Ver-
gangenheit und der politischen Bildung 
gelingt, alle diejenigen Menschen zu er-
reichen, die offen für Informationen 
sind, zuhören und noch nicht abgedrif-
tet sind und sich von antisemitischen 
Verschwörungsnarrativen und Juden-
hass leiten lassen. Dies ist entscheidend 
für unsere Demokratie. Sagen doch das 
Recht und die Sicherheit einer Minder-
heit immer auch mindestens genauso 
viel über die Verfasstheit der Mehrheits-
gesellschaft aus. 

Charlotte Knobloch, die Präsidentin 
der Israelitischen Kultusgemeinde Mün-
chen-Oberbayern, hat in ihrer Rede im 
Deutschen Bundestag zum Holocaust-
Gedenktag am 27. Januar 2021 betont, 
dass es im Kampf gegen den Antisemitis-
mus, im Eintreten für eine demokratische 
Gesellschaft, in der Juden sich sicher und 
zuhause fühlen, um mehr geht als um den 
Schutz der jüdischen Minderheit: „Denn 
wo Antisemitismus Platz hat, kann jede 
Form von Hass um sich greifen. Rassis-
mus, Homophobie, Frauenfeindlichkeit, 
Menschenverachtung jeder Couleur. Der 
Kampf dagegen ist ein Kampf für die 
Menschenwürde, für Demokratie, für Ei-
nigkeit, für Recht und Freiheit.“8 In der 
Tat geht es in dieser zentralen Frage eben 
auch darum, wie eine demokratische Ge-
sellschaft insgesamt mit anderen Kultu-
ren und Religionen umgeht.

Neugier und Dialog sind gefragt
Das Jubiläumsjahr ist vielleicht eine 
Chance, der Mehrheitsbevölkerung jüdi-
sches Leben näher zu bringen, dem Ge-
fühl von gegenseitiger Fremdheit und 
den vorhandenen Stereotypen über „die 
Juden“ entgegenzuwirken. Es fängt 
schon sprachlich damit an, dass immer 
wieder, in gewisser Weise durchaus 
wohlmeinend, von „jüdischen Mitbür-
gern“ geredet wird. Doch schließt diese 
Formulierung nicht schon ungewollt 
diejenigen, von denen die Rede ist, aus? 
Kaum jemand würde ständig von den 
„christlichen Mitbürgern“ reden. Hier 
zeigt sich eine gewisse Unbeholfenheit, 

ja Befangenheit. Wissen, Neugier und 
Dialog sind gefragt. Dabei wird und 
muss der Holocaust immer eine Rolle 
spielen. Doch kommt es in der Gegen-
wart und mit Blick auf die Zukunft auf 
mehr an, wie Andrei Kovacs, Geschäfts-
führer des Vereins „1.700 Jahre jüdi-
sches Leben in Deutschland“, betont: 
„Der Holocaust, die Shoah wird immer 
eine Rolle spielen. Er ist nicht wegzuden-
ken. […] Das macht das Zusammenleben 
nicht einfacher, aber ich glaube, wir 
müssen genauso wie in einer guten Be-
ziehung auch in die Zukunft schauen. 
Wir müssen schauen, dass wir jetzt nicht 
nur Tränen gemeinsam vergießen, son-
dern auch einmal gemeinsam lachen, 

denn nur so ist eine gute Beziehung mög-
lich. Nur so kann man den Nachbarn 
kennenlernen und mit ihm zusammenle-
ben und auch eine gewisse Empathie 
schaffen, um genau diesen Antisemitis-
mus damit zu bekämpfen.“9

Die Bedeutung der Empathie kann 
gar nicht genug betont werden. Sie kön-
nen wir erreichen durch Verbesserun-
gen im Bildungsbereich, durch dieses 
von Kovacs geforderte Kennenlernen, 
das helfen kann, Befangenheit abzule-
gen und Vorurteile abzubauen. Es geht 
darum, zu zeigen, dass jüdisches Leben 
Teil der deutschen Kultur war und ist, 
darum, die Vielfalt jüdischen Lebens 
und jüdischer Kultur zu veranschauli-
chen und nicht die immer gleichen Bil-
der von orthodoxen Juden zu zeigen, die 
der Lebenswirklichkeit deutscher Juden 
nur in den wenigsten Fällen entspre-
chen. Kennenlernen schafft Vertraut-
heit, schafft Empathie und schafft letzt-
lich eine Gemeinschaft, die sich demje-
nigen entgegenstellt, der einzelne ihrer 
Mitglieder beschimpft, beleidigt oder 
bedroht. Die Zivilgesellschaft ist hier in 
besonderem Maße gefragt. Die deut-
schen Juden sollten im Jubiläumsjahr 
und dauerhaft ihre zur Sicherheit her-
ausgeholten Koffer wieder auf den Dach-
boden räumen können. ///

/// PROF. DR. ANDREA LÖW
ist Historikerin und stellvertretende Leiterin 
des Zentrums für Holocaust-Studien am Ins-
titut für Zeitgeschichte, München.
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Allensbach-Umfragen zeigen,2 dass es 
gerade nachwachsenden Generationen 
an Kenntnissen über das SED-Regimes 
und seine Opfer mangelt. Thomas Peter-

/// Aufklärung über die SED-Diktatur

sen vom Institut für Demoskopie Al-
lensbach bilanziert dazu: „Ganz offen-
sichtlich ist es nicht gelungen, das Wissen 
über den Charakter des SED-Regimes an 
die nachwachsenden Generationen wei-
terzureichen“.3 Aber auch bei einer Min-
derheit unter Älteren schwinden und 
verblassen im rasanten Wandel der Zeit 
Erinnerungen an die SED-Diktatur.

Umso wichtiger ist es, Geschichte zu 
vergegenwärtigen und die Erinnerung 
an sie zu verinnerlichen. Die Auseinan-
dersetzung mit den historischen Reali-

60 JAHRE MAUERBAU 

HARALD BERGSDORF /// Am 13. August 2021 gedenkt die gesamtdeutsche  
Bundesrepublik des Mauerbaues vor 60 Jahren. Die Erinnerung daran mahnt,  
weiterhin sowohl über das mörderische Bauwerk als auch die SED-Diktatur  
als solche aufzuklären.1 Gerade nach den singulären NS-Massenverbrechen gegen  
die Menschlichkeit gilt es, jegliche Menschenrechtsverletzungen zu analysieren  
und zu ächten. Das bleibt bedeutsam. 

Ein „Schutzwall“ nach innen: 
Mit Mauer, Stacheldraht und 
Schießbefehl ging das SED-
Regime in der DDR gegen 
Republikflüchtlinge vor.
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Das Wissen über die SED-Diktatur 
SCHWINDET zunehmend.
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täten kann das politische Urteilsvermö-
gen schärfen und gegen Extremismus 
verschiedener Richtungen immunisie-
ren. Es gilt daher, das Gras, das über die 
SED-Diktatur zu wachsen droht, immer 
wieder zu mähen. Das ist gerade des-
halb wichtig, weil deren Nostalgiker bis 
heute vor allem Halbwahrheiten über 
den SED-Unrechtsstaat verbreiten, die 
oft schwerer zu widerlegen sind als glat-
te Lügen. Gerade SED-Verfechter versu-
chen bis heute, Versagen und Verbre-
chen der Diktaturpartei zu verdrängen, 
zu verharmlosen und vergessen zu ma-
chen. Über SED-Verbrechen wollen sie 
Gras wachsen lassen.

SED betrieb Diktatur und  
Unrechtsstaat

Dass die SED zahlreiche Menschen-
rechtsverletzungen verantwortet und in 
der DDR einen Unrechtsstaat betrieben 
hat, lässt sich kaum bezweifeln. Das zei-
gen diverse Augenzeugenberichte und 
Dokumente, gerichtliche Feststellungen 
in zahlreichen Strafverfahren und fun-
dierte Erkenntnisse der seriösen Ge-
schichtswissenschaft. Obwohl die SED 
weder Millionen Menschen fabrikmä-
ßig ermordet noch einen mörderischen 
Weltkrieg entfesselt hat: Auch sie hat 
Menschenrechte grob missachtet und 
mit Füßen getreten.

1953 ließ die SED, die als Arbeiter-
partei auftrat, auf unschuldige Arbeiter 
schießen – der erste Volksaufstand im 
Ostblock.4 Damals töteten sogenannte 
Antifaschisten wehrlose Menschen, um 
die zweite deutsche Diktatur zu sichern. 
Über 50 Personen, darunter viele Ju-
gendliche, ließ die SED, unterstützt von 
der Sowjetarmee, damals erschießen, 
totprügeln oder von Panzern überrollen. 
Mit dem Ziel, von Ursachen, Verlauf 
und Folgen des 17. Juni 1953 abzulen-

ken, nannte die SED den Aufstand einen 
faschistischen Putsch von Klassenfein-
den aus dem Westen. Damit fungierte 
die antifaschistische Doktrin der Dikta-
turpartei auch 1953 als deren agitato-
risch-propagandistische Vielzweckwaf-
fe und weltliche Staatsreligion.

Acht Jahre später, 1961, errichtete 
die SED die mörderische Mauer.5 Viele 
Republikflüchtlinge ließ sie von hinten 
erschießen. Im Widerspruch zur SED-
Propaganda war die Mauer kein antifa-
schistischer Schutzwall. Denn die Ma-
schinengewehre zielten nach innen auf 
DDR-Bürger. Bis zu ihrem Ende fungier-
te die Mauer primär als Schutzwall für 
die SED und ihre Diktatur des Proletari-
ats, die faktisch eine Diktatur des Polit-
büros über das Proletariat war. Der 

SED-Schießbefehl an Mauer und Sta-
cheldraht basierte auf purer Menschen-
verachtung. Über die Mauer hatte John 
F. Kennedy in seiner berühmten Rede 
1963 in Berlin bemerkt: „Die Demokra-
tie ist nicht perfekt. Aber wir hatten es 
nie nötig, eine Mauer zu bauen, um die 
Menschen an der Abwanderung zu hin-
dern und bei uns zu halten.“ 

1968, weitere sieben Jahre später, 
unterstützte die SED die Niederschla-
gung des Prager Frühlings.6 Den reform-
kommunistischen Aufstand nannte die 
SED eine Konterrevolution. Selbst wäh-
rend der Entspannungszeit ließ die SED 

unschuldige Menschen quälen und er-
morden, obwohl Honecker 1975 die 
KSZE-Schlussakte unterzeichnet hatte. 
Das Dokument garantierte nicht nur 
den damaligen Status quo, sondern ver-
pflichtete die Signatarstaaten, universel-
le „Menschenrechte und Grundfreihei-
ten [...] zu achten“, darunter das Recht 
auf Freizügigkeit und Meinungsfreiheit. 
Während die SED auch nach 1975 wei-
terhin Menschenrechte grob missachte-
te und verletzte, räsonierten und sin-
nierten manche Philosophen und Sozio-
logen im Westen über Legitimations-
probleme des Spätkapitalismus.

Opferschicksale zeigen Charakter 
des SED-Regimes

Wie die SED Menschen unterdrückte 
und terrorisierte, veranschaulichen und 
verdeutlichen konkrete Opferschicksale. 
Zu den SED-Opfern gehört auch Gisela 
Mauritz mit ihrem Sohn.7 Die SED lässt 
sie 1974 verhaften, weil sie mit ihrem 
vierjährigen Sohn die DDR verlassen 
wollte, und steckte sie viereinhalb Jahre 
ins Frauengefängnis Hoheneck, das zu 
den grausamsten der DDR zählte. Wäh-
renddessen wird ihr Sohn von einem lini-
entreuen Ehepaar zwangsadoptiert. 
Trotz aller Einschüchterungsversuche 
sucht Gisela Mauritz nach ihrer Entlas-
sung nach ihrem Kind. Deswegen lässt 
die SED sie zum zweiten Mal verhaften.

Nach ihrer erneuten Entlassung ver-
bietet die SED ihr, die Hauptstadt der 
DDR zu betreten, wo ihr Sohn lebt. Erst 
fünf Jahre später, 1988, gelingt es der 
Bundesregierung, Gisela Mauritz frei-
zukaufen. Zuvor hatte Bundeskanzler 
Kohl den Vorsitzenden der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion zu Honecker ge-
schickt, um unter anderem das Schick-
sal von Mauritz direkt anzusprechen. 
Als Mauritz ihren Sohn später durch das 

Fernsehmagazin Report wiederfindet, 
fehlte dem inzwischen Achtzehnjähri-
gen jede Erinnerung an seine Mutter. 
Die fast fünfzehnjährige Trennung hatte 
beide stark voneinander entfremdet.

SED-Verantwortung für Menschen-
rechtsverletzungen

Insgesamt verantwortet die SED hun-
derte von Toten an Mauer und Stachel-
draht: erschossene und ertrunkene Aus-
reisewillige, die im SED-Jargon Grenz-
brecher hießen. Noch im Februar 1989 
ließ die SED Chris Gueffroy, damals 21 
Jahre alt, an der innerdeutschen Grenze 
erschießen, weil er von Deutschland 
nach Deutschland wollte. Die vier daran 
beteiligten Grenzer erhielten für ihre 
Todesschüsse auch noch Prämien. 

Nach der Niederschlagung des stu-
dentischen Aufstandes in Peking auf 
dem Platz des Himmlischen Friedens 
mit vielen Todesopfern lobte die SED-
Führung im Sommer 1989 demonstrativ 
und drohend die chinesische Parteifüh-
rung, es sei etwas getan worden, um die 
Ordnung wiederherzustellen. Darüber 
hinaus trägt die SED die Verantwortung 
für eine sechsstellige Zahl an politischen 
Gefangenen in der DDR, inklusive Iso-
lationsfolter in dunklen, feuchtkalten 
Haftzellen und anderer Arten von Psy-
choterror. Zu den besonders perfiden 
Methoden des Ministeriums für Staats-
sicherheit (MfS) gehörte es, über einzel-

Die MAUER fungierte als Schutzwall 
der Diktatur in der DDR.

Die SED ist VERANTWORTLICH für 
politische Verfolgung, Menschen-
rechtsverletzung und Tote.
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ne Dissidenten das Gerücht zu verbrei-
ten, sie arbeiteten für die Stasi, um in 
oppositionellen Kreisen Vertrauen zu 
zerstören – nicht immer ohne Erfolg.

In jeweils changierender Intensität 
unterdrückte die SED bis 1989 sowohl 
Meinungsfreiheit und Opposition als 
auch Juden, Christen und Kulturschaf-
fende. Eklatant war auch der geistige 
Mangel, z. B. an westlicher Literatur, die 
es, wenn überhaupt, nur unter der La-
dentheke gab. Auch Wissenschaftsfrei-
heit fehlte vielfach. Z. B. leugneten DDR-
Historiker noch im August 1989 die 
Existenz des geheimen Zusatzprotokolls 
des Hitler-Stalin-Paktes vom 23. August 
1939 zur Besetzung und Unterjochung 
Osteuropas durch NS-Deutschland und 
die Sowjetunion. Bis zum Ende ihrer 
Diktatur kollaborierte die SED bzw. das 
MfS als Komplize obendrein mit gesuch-
ten Terroristen der RAF.8

Nie haben die Menschen mehrheit-
lich für die SED gestimmt. Vielmehr 
schützte das MfS die SED-Diktatur mit 
mörderischen Methoden. Hierbei folgte 
diese Lenins Lehrsatz, wonach jede 
kommunistische Monopolpartei für den 
eigenen Machterhalt, der über allem ran-
giert, vor allem einen terroristischen Ge-
heimdienst benötigt. Über weite Teile 
der DDR-Gesellschaft hatte die Stasi da-
her ein immer dichter geknüpftes Netz 
von über 90.000 hauptamtlichen und 
170.000 inoffiziellen Mitarbeitern ge-
worfen, u. a. über viele Fluchthilfegrup-

pen. Im Kontrast zur marxistischen 
Ideologie starb im DDR-Realsozialismus 
damit eher die Gesellschaft als der Staat. 
Umso höher sind Mut und Widerspruch 
gegen das Regime einzuschätzen, das 
niemals eine demokratische Republik 
war. Vielmehr waren die Menschen in 
der DDR aus SED-Sicht eher Untertanen 
als Bürger. Lediglich Sowjetmacht, Stasi 
und Schießbefehl verhinderten einen hö-
heren Anstieg von Abwanderung und 
Protest („exit and voice“).

SED verantwortlich für Miss-  
und Mangelwirtschaft

Außerdem litt die Mehrheit in der DDR 
unter der Knappheit vieler Güter. Die 
SED sicherte lediglich eine Grundver-
sorgung. Die meisten Leidtragenden der 
SED-Miss- und Mangelwirtschaft wa-
ren Arbeiter.9 Damit unterminierte die 
selbsterklärte Arbeiterpartei ihre soziale 
Rhetorik. Die große Mehrzahl der Men-
schen lebte materiell deutlich schlechter 
als heute in der gesamtdeutschen Demo-
kratie und Sozialen Marktwirtschaft, 
die bei der SED als Kapitalismus fir-
mierten. Letztlich lebten Normalbürger 
in der Bundesrepublik wesentlich weiter 
entfernt von Verelendung im Sinne von 
Marx als die Mehrheit in der DDR. 
Westlichen Wohlstand genossen im 
„Arbeiter- und Bauernparadies“ norma-
lerweise lediglich die SED-Führung und 
DDR-Funktionseliten („Bonzen“). Wer 
Zugang zu knappen Güter erhalten 
wollte, brauchte vor allem gute Bezie-
hungen zur SED.

Im Ergebnis errichtete die SED in 
der DDR eine neue Klassengesellschaft, 
die bei der Zuteilung von Lebenschan-
cen zwischen systemnahen und system-
fernen Menschen unterschied. Wäh-
rend z. B. Kinder von Andersdenkenden 
in vielen Fällen nicht studieren durften, 

war die Linientreue an Hochschulen 
überproportional ausgeprägt. Daher 
beteiligten sich im Vergleich zu anderen 
Ländern auch weniger Akademiker an 
den Protesten gegen das Regime ab 
Sommer 1989. Letztlich hinderte die 
SED zahlreiche Menschen daran, ihre 
Potenziale zu entfalten. Deshalb woll-
ten viele kreative Köpfe das Land ver-
lassen oder verkrochen sich in die inne-
re Emigration. Rund 35.000 missliebige 
Bürger ließ die SED, um Druck aus dem 
Kessel zu nehmen und Kasse zu ma-
chen, gegen harte Währung in den 
Westen ausreisen – ein Gipfel des SED-
Materialismus und der SED-Profitgier.

Soziale SED-Rhetorik zwischen 
Fiktionen und Fakten

Im Widerspruch zu Lobrednern und 
Schönrednern der SED-Diktatur war 
die DDR auch kein soziales Paradies. 
Vielmehr kennzeichnete das SED-Re-
gime eine normalerweise deutlich 
schlechtere Versorgung von Kranken, 
Behinderten und Alten als heute, eben-
so eine niedrigere Lebenserwartung, hö-
here Suizidquoten, höhere Umweltbe-
lastungen, ein geringerer Lebensstan-
dard der meisten sowie jahrelange War-
tezeiten zum Beispiel auf einen Telefon-
anschluss und einen PKW für die Mehr-
heit. Medizinische Spitzenleistungen, 
oft aus dem Westen, gab es gemeinhin 
nur für SED-nahe Bürger. Mit solchen 

und anderen Privilegien honorierte die 
Partei politisches Wohlverhalten.

Zwar waren in der DDR die Mietprei-
se insgesamt deutlich niedriger als heute, 
aber deswegen meist auch die Wohnqua-
lität. Ganze historische Altstädte, etwa 
das heute wunderbar sanierte Erfurter 
Andreasviertel, verfielen nach dem Mot-
to „Ruinen schaffen ohne Waffen“. Letzt-
lich scheiterten die Versuche Honeckers, 
die DDR-Bevölkerung – gerade nach 
dem Trauma vom 17. Juni 1953 – durch 
Sozialleistungen politisch zu sedieren 
oder gar zu saturieren. Das gerade auch 
deshalb, weil die sozialpolitischen Ver-
besserungen in der DDR im Ost-West-
Vergleich marginal schienen und der 
Rückstand zum westdeutschen Konkur-
renzstaat per Saldo stets erheblich blieb.

Bis 1989 verharrten auch die meisten 
DDR-Betriebe in desolatem Zustand, 
mit verschlissenen und veralteten Ma-
schinenparks. Das galt auch für viele 
Bauten und die Verkehrsinfrastruktur. 
Die Produktivität der Betriebe rangierte 
üblicherweise weit unter westdeutschem 
Niveau. Ohne Sanierung schienen die 
meisten DDR-Unternehmen auf dem 
Weltmarkt kaum konkurrenzfähig. Vie-
le mussten nach 1989/90 schließen, da-
runter auch das Trabant- und das Wart-
burgwerk. Deren Produkte fanden im 
Wettbewerb mit westdeutschen Kon-
kurrenten kaum noch Kunden und Käu-
fer. Das Ende vieler DDR-Betriebe grün-
dete damit eher auf stark verändertem 
Kaufverhalten von Konsumenten als der 
Tätigkeit der Treuhand, wie Populisten 
bis heute unterstellen. 

Offiziell existierte in der DDR auch 
keine Arbeitslosigkeit. Tatsächlich aber 
gab es kaum wettbewerbsfähige Arbeits-
plätze. Unter oft widrigen Bedingungen 
erbrachten viele Fachleute in der DDR 
dennoch bemerkenswerte Leistungen, 

Auch in der DDR herrschte de facto 
eine KLASSENGESELLSCHAFT.

Das MfS fungierte als HERRSCHAFTS-
INSTRUMENT der SED.
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darunter viele Frauen. Bei identischen 
Qualifikationen waren sie freilich viel 
seltener in wirtschaftlichen, behördli-
chen oder politischen Führungsgremien 
vertreten als Männer, u. a. im SED-Polit-
büro. Im Widerspruch zu Elogen auf die 
angebliche Frauenemanzipation in der 
DDR arbeiteten viel mehr Frauen als 
Männer im Geringverdienersektor. Vor 
allem mussten gerade Frauen in der DDR 
üblicherweise die Doppellast von Er-
werbs- und Familienarbeit schultern.

Ablenkungsmanöver der SED
Mit dem Ziel, über das von ihr verur-
sachte Versagen hinwegzutäuschen, ar-
beitete die SED, gemäß Lenins Presse-
strategie, mit breit angelegter Agitation 
und Propaganda durch die von ihr ge-
lenkten Medien. Die SED betrieb echte 
Systemmedien. Damit versuchte sie, den 
Lehrsatz von Marx, wonach das Sein 
das Bewusstsein bestimmt, um 180 
Grad umzukehren. Doch scheiterte die 
Partei daran, das wichtigste Medium, 
das Fernsehen, vollständig zu kontrol-
lieren und zu steuern. Tatsächlich nutz-
te ein hoher Anteil der Menschen in der 
DDR eher das West- als das Ost-Fernse-
hen und entzog sich damit der stetigen 
„Rotlicht-Bestrahlung“ durch die SED.

Um nach dem Zusammenbruch ih-
res Unrechtsregimes von ihrem Versa-
gen und ihren Verbrechen abzulenken, 
brauchte die SED nach dem Mauerfall 

Sündenböcke. Daher beschloss die alt-
neue Parteiführung Ende 1989 im klei-
nen Kreis, das MfS öffentlich als Haupt-
schuldigen für die SED-Diktatur darzu-
stellen und zu präsentieren.10 Das Ziel 
war, die Partei möglichst reinzuwaschen 
und ungeniert fortzuführen.

Im Widerspruch dazu fungierte die 
SED aber stets als Auftraggeber des 
MfS, das auch über 12.000 Westdeut-
sche als Inoffizielle Mitarbeiter (IM) 
führte. Das MfS agierte in der SED-Dik-
tatur nicht wie ein Staat im Staate, son-
dern operierte, wie bereits bei Lenin für 
jede kommunistische Partei vorgesehen, 
als Hauptherrschaftsinstrument und 
Befehlsempfänger der SED. Ausdrück-
lich verstand sich und agierte das MfS 
als „Schild und Schwert der Partei“. Ge-
nau das wollen Schönfärber der SED-
Diktatur bis heute vertuschen. Daher 
gilt es, die Perspektiven zu weiten und 
nicht allein oder primär über die Ma-
chenschaften kleiner Stasi-Spitzel zu 
diskutieren, sondern stärker auch die 
Hauptverantwortung der SED für die 
Verbrechen des MfS herauszuarbeiten. 
Das gerade deshalb, weil sich die SED-
Erben natürlich genau davor beharrlich 
drücken.

Mehrheit der DDR-Bürger  
eher Opfer als Täter

Trotz aller Verbrechen weigern sich An-
wälte des SED-Regimes bis heute, die 
zweite deutsche Diktatur, unter dem die 
übergroße Mehrheit der DDR-Normal-
bürger, die nicht SED-Mitglied war, litt, 
einen Unrechtsstaat zu nennen. Gerade 
deshalb befand eine Resolution des 
Deutschen Bundestages bereits 1994: 
„Die politisch-moralische Verurteilung 
der SED-Diktatur bedeutet keine Verur-
teilung der ihr unterworfenen Men-
schen, im Gegenteil. Die Deutschen in 

der SBZ/DDR trugen den schwereren 
Teil der deutschen Nachkriegsgeschich-
te.“ Lediglich ein Fünftel der Erwachse-
nen gehörte als Mitglied zur SED. Nur 
1 % der DDR-Bevölkerung kollaborierte 
mit dem MfS. Mehr als ein Drittel der 
Anwerbungsversuche des MfS scheiter-
te an der Ablehnung der Angesproche-
nen. Besonders ausgeprägt war die Lini-
entreue dagegen unter Lehrern und 
Journalisten als Zuständige für die 
„Volkserziehung“. Von alledem wollen 
SED-Apologeten bis heute ablenken, in-
dem sie Kritik an der SED-Diktatur und 
ihren Funktionseliten als Schmähung 
aller ehemaligen DDR-Bürger grob ver-
zerren, die in ihrer überwältigenden 
Mehrheit eben keine Täter waren.

Heute ist es wichtig, noch stärker zu 
unterscheiden zwischen dem verbreche-
rischen Regime, das die SED mit Hilfe 
der Stasi betrieb, und DDR-Normalbür-
gern, die schlicht versuchten, unter oft 
besonders schwierigen Bedingungen 
durchzukommen und zu leben. Gerade 
deshalb sind differenzierte Darstellun-
gen der DDR wichtig, die es erschweren, 
den perfiden Eindruck zu erwecken, 
Kritik an der SED-Diktatur richte sich 
gegen die Lebensleistungen ehemaliger 
DDR-Bürger. Denn anders als Ideologen 
bis heute behaupten, hielt die Mehrheit 
der Ostdeutschen größtmögliche Dis-
tanz zur Diktaturpartei – im Unter-
schied zu einer SED-nahen Minderheit.

Nicht nur an Jahrestagen bleibt Auf-
klärung wichtig, sondern auch, weil po-
pulistische Rechtsextremisten und natio-
nale Sozialisten die SED-Diktatur mitt-
lerweile mit der Bundesrepublik gleich-
setzen oder die DDR gar als das deut-
schere Deutschland loben, u. a. wegen 
der Juden-, Christen-, Israel- und USA-
Feindlichkeit des Honecker-Regimes 
und der geringeren Migranten- und Ju-

denquote im SED-Staat. Im Vergleich zu 
Anhängern aller anderen Parteien von 
politischer Relevanz bewerten gerade 
rechtspopulistisch-rechtsextremistisch 
orientierte Wahlberechtigte das SED-
Regime laut Allensbach-Umfragen in-
zwischen besonders positiv.11  ///
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Der lange Weg zur gleichwertigen 
politischen Teilhabe

„Weil ich so viel Not gesehen habe“ – 
mit dieser Aussage begründete Maria 
Probst, die 1949 als erste Frau für die 
CSU in den Bundestag einzog, ihre poli-
tische Motivation. Die Parlamentarierin 
setzte sich in Bonn ganz besonders für 
die Witwen und Waisen des Krieges ein 
und versuchte, andere Frauen für die 
politische Mitwirkung zu begeistern. 
Bekannt war sie auch als „Maria Heim-

/// Chancengleichheit ja, Ergebnisgleichheit nein

suchung“, ein erster Hinweis darauf, 
dass ihr Engagement nicht überall auf 
Begeisterung stieß. Doch von Nöten war 
es, denn im Ersten Bundestag waren an-
fangs nur 28 Frauen vertreten, was ei-
nem Anteil von nicht einmal 7 % ent-
spricht. Im Laufe der Jahrzehnte ist der 
Frauenanteil im Bundestag dann suk-
zessive gestiegen und erreichte im 18. 
Bundestag mit 36,5 % seinen Höchst-
stand. Aktuell ist jedoch nur noch jeder 
dritte und in der Unionsfraktion jeder 

ZUR DEBATTE UM EIN PARITÄTSGESETZ

PHILIPP AUSTERMANN / SARAH SCHMID /// Im 21. Jahrhundert sollte eine  
gleichberechtige politische Teilhabe der Geschlechter eigentlich eine Selbstver­
ständlichkeit sein. Aber im Bundestag, dem Herzen der deutschen Demokratie,  
bilden weibliche Abgeordnete die Minderheit. Für die meisten Parteien ist klar:  
Hier besteht noch Handlungsbedarf. Doch ist ein Parité-Gesetz wirklich der  
richtige Weg, um mehr Frauen in die Parlamente zu bringen?

Ist ein Parité-Gesetz der geeignete Weg, um den Frauenanteil im Bundestag zu erhöhen?
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fünfte Volksvertreter weiblich. Dem ge-
genüber steht ein Elektorat, das zu 
51,7 % aus Frauen besteht. Dieser Um-
stand stößt nahezu parteiübergreifend 
auf Kritik und auch in der Union spre-
chen sich Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel und Ministerpräsident Markus 
Söder für eine paritätische Teilhabe von 
Mann und Frau in der Politik aus.

Doch wie dieses Ziel erreicht werden 
kann, darüber gehen die Meinungen 

stark auseinander. So fordern etwa Die 
Linke, Bündnis 90/Die Grünen und die 
SPD ein Parité-Gesetz, mit dem der Ge-
setzgeber Geschlechterquoten für die 
Wahl des Bundestages verbindlich vor-
schreiben würde. Dazu sind aus Sicht 
dieser Parteien sowohl Vorgaben für die 
Landeslisten wie auch für die Nominie-
rung der Direktkandidaten geeignet. 
Sollten sich Parteien weigern, eine sol-
che Quotierung vorzunehmen, so sind 
Sanktionsmechanismen wie Nicht-Zu-
lassung zur Wahl oder Einschnitte im 
Bereich der Parteienfinanzierung vorge-
sehen. 

In der Union schlägt einem solchen 
Parité-Gesetz überwiegend Skepsis bis 
Ablehnung entgegen, nichtsdestoweni-
ger nimmt die Debatte gerade im Kon-
text der Reform des Bundestagswahl-

Der FRAUENANTEIL im Bundestag ist 
bis heute nicht paritätisch.
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rechts an Fahrt auf. So hat der Koaliti-
onsausschuss im August 2020 beschlos-
sen, dass bis 2023 eine Expertenkom-
mission „verfassungsgemäße Maßnah-
men empfehlen [soll], um eine gleich
berechtigte Repräsentanz von Frauen 
und Männern auf den Kandidatenlisten 
und im Bundestag“ zu gewährleisten. 
Diese Kommission wurde mittlerweile 
eingesetzt.

Zur Verfassungskonformität eines 
Parité-Gesetzes

Doch wie ist es eigentlich um die Verfas-
sungskonformität eines solches Parité-
Gesetzes bestellt? Eine erste Annähe-
rung bietet der Blick in das Grundgesetz 
sowie die 16 Landesverfassungen. Diese 
äußern sich nicht ausdrücklich zu der 
Frage, ob die Parteien auf ihren Vor-
schlägen zu Parlamentswahlen in glei-
cher Zahl Frauen und Männer benen-
nen müssen. Die Verfassungen geben 
nur die Grundsätze vor, nach denen eine 
Wahl ablaufen muss: Sie muss allge-
mein, unmittelbar, gleich, frei und ge-
heim sein (vgl. nur Art. 38 Abs. 1 S. 1 
GG). In den Verfassungen finden sich 
auch Vorgaben zum Mindestwahlalter 
(etwa Art. 38 Abs. 2 GG) sowie zum Teil 
auch zum Wahltag oder zum System der 
Sitzverteilung. Die Einzelheiten, „das 
Nähere“, wozu auch die Kandidatenaus-
wahl und -aufstellung gehört, überlas-
sen die Verfassungen aber dem jeweili-
gen Wahlgesetz.

Vor diesem Hintergrund ist wenig 
überraschend, dass sich in den letzten 
Jahren auch die Verfassungsgerichte 
vermehrt mit dem Sachverhalt beschäf-
tigt haben. So hat der Bayerische Verfas-
sungsgerichtshof bereits 2018 entschie-
den, dass das Wahlvolk keinen aus der 
Verfassung begründbaren Anspruch auf 
„geschlechterproportionale“ Wahlvor-

schläge bei Landtags- und Kommunal-
wahlen besitzt. Paritätsgesetze, welche 
die Landtage von Brandenburg und 
Thüringen beschlossen hatten, wurden 
durch das Brandenburgische Verfas-
sungsgericht und durch den Thüringer 
Verfassungsgerichtshof im Jahr 2020 für 
verfassungswidrig erklärt. Das Bundes-
verfassungsgericht hat eine Wahlbe-
schwerde gegen die Bundestagswahl 
2017, die sich auf die vermeintlich man-
gelnde paritätische Kandidatenaufstel-
lung stützte, im Dezember 2020 eben-
falls als unzulässig zurückgewiesen. Die 
Rechtsprechung der Verfassungsgerich-
te spricht in diesem Fall folglich eine 
klare Sprache und weckt Zweifel, ob ein 
Parité-Gesetz überhaupt verfassungs-
konform umgesetzt werden kann. 

Auch in der Rechtswissenschaft sind 
die Ansichten über die Verfassungsmä-
ßigkeit eines Parité-Gesetzes geteilt. 
Eine zwar lautstarke, aber nur von einer 
Minderheit vertretene Auffassung meint, 
das Verfassungsrecht in Bund und Län-
dern verpflichte den Gesetzgeber entwe-
der explizit dazu oder ermögliche es ihm 
zumindest, ein solches Gesetz zu erlas-
sen. Als Grund wird angeführt, dass die 
Abgeordneten Vertreter des Volkes sei-
en. Die Parlamente müssten daher auch 
die Geschlechterverhältnisse im Volk 
abbilden. Außerdem verpflichte die Ver-

fassung den Gesetzgeber dazu, die tat-
sächliche Durchsetzung der Gleichbe-
rechtigung von Frauen und Männern zu 
fördern und auf die Beseitigung beste-
hender Nachteile hinzuwirken (im Bun-
desrecht: Art. 3 Abs. 2 S. 2 GG). 

Das Geschlechterverhältnis in den 
Parlamenten spiegelt aus dieser Sicht 
auch eine strukturelle Benachteiligung 
von Frauen wider, der verschiedene Fak-
toren zugrunde lägen. Dazu zählten 
etwa die fehlende Vereinbarkeit von Fa-
milie und politischem Amt, eine Mehr-
fachbelastung von Frauen im Bereich 
der Care-Arbeit, eine Dominanz von 
männerdominierten Netzwerken in den 
Parteien sowie geschlechtsspezifische 
Stereotypen. Vor diesem Hintergrund 
handele sich bei einem Parité-Gesetz 
um das einzig geeignete Mittel, um be-
stehende Nachteile auszugleichen und 
eine gleichberechtigte politische Teilha-
be von Frauen zu gewährleisten. Darü-
ber hinaus leiste es auch einen Betrag 
zur gesamtgesellschaftlichen Gleichbe-
rechtigung und markiere einen Meilen-
stein der demokratischen Weiterent-
wicklung. 

Parité-Gesetze als unverhältnis­
mäßiger Eingriff in die Rechte  
der Parteien

Doch die weit überwiegende Mehrheit 
der Staatsrechtler teilt diese Perspektive 
nicht – das gilt auch für die Autoren die-
ses Beitrags – und stimmt der Recht-
sprechung klar zu: Paritätsgesetze, die 
starre Geschlechterquoten für Wahlvor-
schläge der Parteien verlangen, sind ver-
fassungswidrig. Denn sie greifen in 
Rechte ein, die die Verfassung den Par-
teien, ihren Mitgliedern sowie den 
Wahlbewerbern einräumt.

Parteien und ihre Mitglieder sind  
– natürlich im Rahmen der freiheitlich-

demokratischen Grundordnung – frei 
darin, wie sie sich organisieren und wel-
che inhaltlichen Ziele sie sich setzen 
(Art. 21 Abs. 1 GG). Die Parteimitglie-
der, welche die Wahlvorschläge bestim-
men, sind ebenso frei darin, welche voll-
jährigen deutschen Staatsbürger sie für 
Wahlen aufstellen. Sie entscheiden, wel-
che Wahlbewerber ihrer Meinung nach 
die besten Chancen haben, Mandate zu 
erringen. Dabei spielen die Beliebtheit 
der Wahlbewerber sowie der Umstand 
eine Rolle, ob die Kandidaten zum Profil 
der Partei und zum Wahlprogramm 
„passen“. Ob die Parteimitglieder mehr 
Frauen oder mehr Männer aufstellen, ist 
ihnen überlassen. Es ist das gute Rechte 
einer Partei, z. B. die Frauenförderung 
auf ihre Fahnen zu schreiben, sodass 
ihre Mitglieder nur oder überwiegend 
Frauen nominieren. Für eine reine Män-
nerliste gilt dasselbe, ebenso für eine 
wechselweise Besetzung einer Parteiliste 
mit Frauen und Männern. Auch andere 
Faktoren wie das Alter, die örtliche Her-
kunft oder die Zugehörigkeit zu einer 
Parteiuntergliederung dürfen die Partei-
mitglieder bei der Kandidatenaufstel-
lung berücksichtigen. Starre Quoten-
vorgaben für Wahlvorschläge, wie sie 
die Paritätsgesetze Brandenburgs und 
Thüringens vorsahen, genügen diesen 
verfassungsrechtlichen Vorgaben nicht. 

Zwingende Geschlechterquoten be-
einträchtigen außerdem das für alle voll-
jährigen Deutschen gemäß Art. 38 Abs. 1 
S. 1 GG gleiche Recht, gewählt werden zu 
können (sog. passive Wahlrechtsgleich-
heit). Jeder Partei und jedem Wahlbewer-
ber müssen grundsätzlich die gleichen 
Möglichkeiten im Wahlkampf und 
Wahlverfahren und damit gleiche Chan-
cen im Wettbewerb um die Wählerstim-
men offenstehen. Starre Quoten be-
schränken dieses Recht zu stark, da sie, 

Ob ein Parité-Gesetz verfassungs-
konform ausgestaltet werden kann,
ist höchst FRAGLICH.
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je nach Listenplatz, Kandidaturen für 
Frauen oder für Männer verbieten. Da 
häufig nur die vorderen Listenplätze den 
Einzug ins Parlament garantieren, wirkt 
sich eine starre Quote direkt auf die 
Wahl- bzw. Mandatschancen aus, was 
die Befürworter einer solchen Quote ja 
gerade beabsichtigen. Sie wollen mit ihrer 
Hilfe ein möglichst gleiches Geschlech-
terverhältnis im Parlament erreichen. 
Schließlich greift eine starre Geschlech-
terquote in die Chancengleichheit vor al-
lem kleinerer Parteien im politischen 
Wettbewerb ein. Für sie kann die Erfül-
lung gesetzlicher Paritätsvorgaben mit 
besonderen Schwierigkeiten verbunden 
oder gar gänzlich unmöglich sein. Denk-
bar ist zudem auch, dass ein staatlich vor-
gegebenes Paritäts-Ziel der Programma-
tik einer Partei fundamental entgegen-
steht, beispielsweise, wenn diese stark li-
bertär geprägt ist. In diesem Fall würde 
sie der Gesetzgeber zwingen, sich entge-
gen ihrer grundlegenden politischen Ziel-
vorstellungen zu positionieren. 

Das Parlament ist kein Spiegelbild 
der Bevölkerung

Gesetzliche Eingriffe in Rechte der Par-
teien, ihrer Mitglieder oder der Kandi-
daten können in besonderen Fällen 
durch die Verfassung gerechtfertigt und 
damit ausnahmsweise zulässig sein. Für 
gesetzliche verankerte starre Geschlech-

terquoten gibt es aber keine solche 
Rechtfertigung. Das populäre Argu-
ment der Paritätsbefürworter, das Parla-
ment müsse ein „Spiegelbild“ der Ge-
sellschaft sein und daher zwingend 
mehr weibliche Abgeordnete enthalten, 
ist möglicherweise sympathisch, es ist 
aber juristisch ohne Bedeutung. Denn 
die Verfassung verlangt gar nicht, dass 
das Parlament das Volk „spiegelt“. Das 
wäre auch gar nicht möglich, da es ja 
verschiedene Gruppen in der Bevölke-
rung gibt. Sie überlagern sich und 
schließen sich teilweise aus. Ein Spiegel-
bild ist immer nur für einen bestimmten 
Aspekt denkbar, z. B. für das Geschlech-
terverhältnis oder das Alter oder die Re-
ligion oder die regionale Herkunft. Wer 
eine Geschlechterquote fordert, könnte 
genauso gut Alters- oder Konfessions-
quoten befürworten. 

Wie beispielsweise die ehemalige 
Bundesverfassungsrichterin Gertrude 
Lübbe-Wolff kritisch zu bedenken gibt, 
existieren darüber hinaus gesellschaftli-
che Gruppen wie etwa Nicht-Akademi-
ker oder Menschen mit Migrationshin-
tergrund, die im Parlament gemessen an 
ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung 
noch stärker unterrepräsentiert sind als 
Frauen. Denkt man die Logik der Parité-
Befürworter konsequent zu Ende, so ist 
zumindest begründungswürdig, warum 
nicht auch für diese und weitere Perso-
nengruppen das Recht auf eine gesicher-
te Repräsentation gelten müsse. Am 
Ende dieses Gedankenspiels stünde 
dann eine komplett spiegelbildliche Ver-
tretung der Bevölkerung im Parlament, 
damit verbunden aber auch eine weitge-
hende Einschränkung der Wahl- und 
Entscheidungsfreiheit des Wählers.

Das deutsche Verfassungsrecht geht 
aber einen ganz anderen, deutlich de-
mokratischeren Weg. Es überlässt den 

Wahlberechtigten aus dem Volk, von 
dem alle Staatsgewalt ausgeht (Art. 20 
Abs. 2 S. 1 GG), die Entscheidung, wer 
im Parlament sitzen soll. 

Doch nicht nur aus verfassungs-
rechtlicher Sicht ist der Wunsch nach 
einer spiegelbildlichen Repräsentation 
problematisch. Er leistet auch einer Es-
senzialisierung von Geschlechtsidenti-
täten Vorschub, indem dem „Frau-Sein“ 
eine alleinig prägende Wirkung auf das 
politische Denken und Handeln attes-
tiert wird, ungeachtet der Tatsache, dass 
politische Sozialisation und Meinungs-
bildung von einem Bündel an Faktoren 
beeinflusst wird. Darunter können ge-
schlechtsspezifische Erfahrungen fal-
len, aber eben auch Alter, Herkunft, so-
ziales Milieu, Bildungsbiografie, Prä-
gung im Familien- und Freundeskreis 
und so weiter. Das „Spiegelbild“-Argu-
ment der Paritätsbefürworter geht also 
an der Verfassung vorbei. 

Parité als verfassungsrechtlicher 
Auftrag?

Dasselbe gilt für das von ihnen vertrete-
ne Argument, Parität im Wahlrecht sei 
nichts anderes als die Umsetzung einer 
Verfassungsvorgabe. Sie verweisen auf 
die Verpflichtung des Gesetzgebers, die 
Gleichberechtigung zu fördern (Art. 3 
Abs. 2 S. 2 GG). Doch auch dieses Argu-
ment geht fehl. Zwar besteht der Verfas-
sungsauftrag (im Bund und in den Län-
dern), die Gleichberechtigung von Frau 
und Mann durchzusetzen. Dieser Auf-
trag erfasst aber nach richtiger Ansicht 
das Wahlrecht gar nicht. Denn das 
Wahlrecht steht allen volljährigen Staats-
bürgern zu. Die Geschlechter sind an der 
Wahlurne bereits gleichberechtigt – und 
das schon seit 1919. Das Gebot, die 
Gleichstellung zu verwirklichen, ist da-
her im Wahlrecht schon erfüllt. 

Außerdem benachteiligt das geltende 
Wahlrecht Frauen auch dann nicht, 
wenn man sie nicht als Wählerinnen, 
sondern als mögliche Kandidatinnen in 
den Blick nimmt. Der Frauenanteil im 
Parlament entspricht im Wesentlichen 
dem Anteil der weiblichen Parteimitglie-
der. In einigen Parteien liegt er sogar da
rüber. Der Frauenanteil in deutschen Par-
lamenten ist daher auch Ausdruck ihres 
geringen Anteils an den Parteimitglie-
dern, innerhalb derer die Rekrutierung 
für politische Führungsämter ja erfolgt. 
Auf diesen Aspekt zielt unter anderem 
auch die Urteilsbegründung des Bundes-
verfassungsgerichts ab, das erst jüngst 
eine entsprechende Wahlprüfungs
beschwerde der Rechtsprofessorin und 
Parité-Vordenkerin Silke Laskowski für 
unzulässig erklärt hatte – eine Bewer-
tung, die im Übrigen fünf Richterinnen 
und drei Richter vorgenommen hatten.

Nicht unerwähnt bleiben soll ein 
weiteres Argument gegen starre Quoten 
für Frauen und Männer. Sie lassen Per-
sonen außer Acht, die sich keinem Ge-
schlecht zuordnen und entfalten da-
durch eine diskriminierende Wirkung. 
Das ist ein weiterer Grund für die Ver-
fassungswidrigkeit solcher Quoten, mit 
dem beispielsweise auch der dortige 
Landesverband der Piraten seine Verfas-
sungsbeschwerde gegen das Parité-Ge-
setz in Brandenburg begründete. 

Das geltende Verfassungsrecht steht 
starren Geschlechterquoten im Wahl-

Zwingende GESCHLECHTERQUOTEN 
beeinträchtigen die Wahlrechts- und 
Chancengleichheit.

Das geltende Wahlrecht ERMÖGLICHT 
die Gleichstellung.
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recht folglich entgegen. Man könnte 
nun auf die Idee kommen, das Grundge-
setz oder die Landesverfassungen zu än-
dern. Doch auch mithilfe einer Verfas-
sungsänderung können starre Ge-
schlechterquoten im Wahlrecht nicht 
eingeführt werden. Die Wahlrechtsvor-
schriften sind Teil des Demokratieprin-
zips (Art. 20 Abs. 1, 2 GG) und damit 
unveränderbar (vgl. die sog. Ewigkeits-
klausel, Art. 79 Abs. 3 GG). Das Wahl-
recht ist ein untrennbarer Bestandteil 
der Volkssouveränität. Es darf gemäß 
Art. 79 Abs. 3 GG nicht angetastet wer-
den, auch nicht durch Geschlechterquo-
ten, die in die Wahlgleichheit aller 
Staatsbürger eingreifen würden. 

Chancengleichheit ja, Ergebnis­
gleichheit nein

Schlussendlich ist also festzuhalten, 
dass aus verfassungsrechtlicher Sicht 
vieles gegen ein Parité-Gesetz spricht. 
Ob ein solches verfassungskonform 
ausgestaltet werden kann, wird im 
rechtswissenschaftlichen Schrifttum 
mehrheitlich verneint. In den Landes-
parlamenten verabschiedete Parité-Ge-
setze haben den „Praxistest“ vor den 
Verfassungsgerichten ebenfalls nicht 
bestanden und wurden für nichtig er-
klärt. Nicht zuletzt hat auch das Bun-
desverfassungsgericht in seiner Begrün-
dung der Unzulässigkeit einer Wahl-
prüfungsbeschwerde deutlich gemacht, 
dass es den grundliegenden Argumen-
tationslinien der Parité-Befürworter 
skeptisch bis ablehnend gegenüber-
steht. Chancengleichheit ja, Ergebnis-
gleichheit nein – so lässt sich der Tenor 
des Urteils am besten auf den Punkt 
bringen. Kurzum: Eine Reform des 
Wahlrechts ist nicht die geeignete Stell-
schraube, um den Frauenanteil im Bun-
destag zu erhöhen.

Was bedeutet das aber für das Ziel, 
mehr Frauen in die Parlamente zu brin-
gen? Zunächst einmal, dass der Ball 
nicht beim Gesetzgeber, sondern bei 
den Parteien liegt. Sofern diese ihre 
weiblichen Mitglieder vermehrt in poli-
tischer Verantwortung sehen möchten, 
müssen sie selbst handeln und geeignete 
Maßnahmen ergreifen. An dieser Stelle 
setzt freilich die nächste Debatte an. 
Denn es besteht keinesfalls ein Konsens 
darüber, welche Maßnahmen geeignet 
sind. 

So fordern beispielsweise in der Uni-
on Parteigliederungen wie die Frauen-
union eine verbindliche quotierte Beset-
zung der Landeslisten. Doch nimmt 
man die Ergebnisse der Bundestagswahl 
2017 als Ausgangspunkt, dann würde 
der Effekt quotierter Landeslisten recht 
gering ausfallen, da CSU und CDU ei-
nen Großteil der Direktmandate gewin-
nen konnten und die Landeslisten daher 
nur eingeschränkt gezogen haben. Auch 
die innerparteiliche Akzeptanz einer 
solchen Quote wäre fraglich. 

Vor diesem Hintergrund fordern an-
dere einen innerparteilichen Kultur-
wandel, um mehr Frauen zu motivieren, 
sich für ein Direktmandat zu bewerben. 
So könne man etwa eine bessere Verein-
barkeit von Familie und politischem 
Amt ermöglichen, wenn Formen der di-

gitalen Teilhabe gestärkt und familien-
freundlichere Tagungszeiten zur Norm 
gemacht würden. Darüber hinaus sei es 
auch sinnvoll, ein breiteres Fundament 
an potenziellen Bewerberinnen zu 
schaffen, etwa indem die Nachwuchs-
förderung über die politischen Jugend-
organisationen weiter gestärkt wird 
oder vermehrt auch Quereinsteigerin-
nen angesprochen werden.

Auch von politischen Spitzenämtern 
geht eine Leuchtturm-Wirkung aus. 
Das macht nicht zuletzt ein Blick ins 
bayerische Kabinett, in dem, zumindest 
seitens der CSU, erstmalig genauso viele 
Frauen wie Männer vertreten sind, deut-
lich. In einigen Bereichen ist die Parität 
schon heute Normalität. Maria Probst 
hätte das sicher gefallen. ///

Die PARTEIEN selber können für 
eine Erhöhung des Frauenanteils 
im Bundestag sorgen.

/// �PROF. DR.PHILIPP AUSTERMANN 
ist Professor für Staats- und Europarecht an 
der Hochschule des Bundes für öffentliche 
Verwaltung in Brühl.

/// DR. SARAH SCHMID 
ist Leiterin des Referats Verfassung, Europäi­
sche Integration und Gesellschaftliche Parti­
zipation der Akademie für Politik und Zeit­
geschehen, Hanns-Seidel-Stiftung, München.
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Einführung
Der ausgewiesene Afrikaforscher Hel-
mut Bley wird von einer Veranstaltung 
in Hannover im Rahmen der „Internati-
onalen Wochen gegen Rassismus“ aus-
geladen, weil eine Antirassismus-Initia-
tive meint, man könne mit ihm nicht 
über Rassismus reden, da er als „alter, 
weißer Mann“ nicht beurteilen könne, 
wie sich schwarze Menschen fühlen.1 
Der Soziologe und Polizist Frank-Holger 
Acker soll nach Meinung des linksge-

/// Cancel Culture als moderner Kulturkampf

richteten Asta keine kriminologisch-so-
ziologische Einführung über Polizei und 
Kriminalität an der Leibniz-Universität 
in Hannover geben, da er angeblich als 
Polizist keine kritische Distanz zur Or-
ganisation Polizei einnehme könne.2 
Diese Beispiele, die sich mühelos erwei-
tern ließen, rücken eine Entwicklung in 
den Mittelpunkt der Auseinanderset-
zung, die sich seit einiger Zeit in 
Deutschland, Europa und den USA bis 
weit in die Mitte der Gesellschaft aus-

LINKE IDENTITÄTSPOLITIK UND 
OFFENE GESELLSCHAFT

UDO BARON /// Wenn wir von Identitären sprechen, denken wir zunächst an die 
rechtsextremistische „Identitäre Bewegung“. Doch mittlerweile gibt es auch im Links-
extremismus eine identitäre Bewegung, für die die ethnische und kulturelle Zuge-
hörigkeit zu speziellen Gruppen und nicht mehr die Werte der Aufklärung im Fokus 
stehen. Der nachfolgende Beitrag versucht, sich diesem Phänomen anzunähern,  
es einzuordnen und die von ihm ausgehenden Gefahren für den demokratischen 
Rechtsstaat aufzuzeigen.

Darf eine weiße Frau den Text einer schwarzen Dichterin übersetzen? Cancel Culture erfasst  
in der Auseinandersetzung um das Gedicht der US-Poetin Amanda Gromann auch diese Frage.
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breitet: eine Identitätspolitik von links, 
auch Cancel Culture („Ausschlusskul-
tur“) genannt. 

Anhand verschiedener Beispiele aus 
dem In- und Ausland wie der Kontro-
verse um die Äußerungen des ehemali-
gen Bundestagspräsidenten Wolfgang 
Thierse oder der Spitzenpolitikerin der 

Partei Die Linke, Sahra Wagenknecht, 
aber auch unter Rückgriff auf internatio-
nale Entwicklungen wie der Herausbil-
dung einer in Frankreich sehr aktiven 
sogenannten „Islam-Linken“ oder der 
Auseinandersetzung um das Gedicht 
der dunkelhäutigen US-Poetin Amanda 
Gromann will der Beitrag folgenden 
Fragen nachgehen und damit zu einer 
politischen Einordnung dieses Phäno-
mens beitragen: Was verbirgt sich hinter 
den Begriffen „linke Identitätspolitik“ 
bzw. „Cancel Culture“? Welche Ziele 
verfolgen Identitätslinke? Wie gehen sie 
vor, um diese zu erreichen? Welche Rol-
le spielt die Sprache für die linke Identi-
tätspolitik? Welche Gefahren entstehen 
durch dieses Phänomen für den demo-

Von links entwickelt sich derzeit 
eine von AUSSCHLUSS gekennzeich-
nete Identitätspolitik.
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kratischen Rechtsstaat? Und welche in-
ternationale Dimension hat diese Ent-
wicklung? 

Linke Identitätspolitik – eine Be-
griffsbestimmung

Identitätspolitik im Allgemeinen stellt 
die Bedürfnisse einer spezifischen Grup-
pe von Menschen nach Anerkennung, 
Verbesserung ihrer gesellschaftlichen 
Position und Stärkung ihres Einflusses 
in den Mittelpunkt. Dahinter steht das 
Konzept einer Politik, die nicht mehr 
primär die soziale, sondern die kulturel-
le Zugehörigkeit zu speziellen Gruppen 
in den Fokus rückt und deren Interessen 
vertritt.3 Vor allem Rechtsextremisten 
betreiben mit ihren völkischen Gedan-
ken und ihrem Gebot der Rassenrein-
heit eine ethnisch-kulturell basierte 
Identitätspolitik. Ihr Ziel ist es, ethnisch 
reine und somit homogene politische 
Gemeinschaften zu schaffen, um mit ih-
nen die Vorherrschaft gegenüber ande-
ren Gruppen und Ethnien anzustreben. 
Ihren Ausdruck findet dieser Ethnoplu-
ralismus vor allem in der Neuen Rech-
ten, an deren Identitätsverständnis die 
rechtsextremistische „Identitäre Bewe-
gung Deutschland“ (IBD) anknüpft.4

Doch es gibt nicht nur eine rechte 
Identitätspolitik, sondern auch eine lin-
ke. Die Identitätslinke zielt auf die 
Gleichstellung und Emanzipation von 
Gruppen, die wegen ihrer geschlechtli-
chen, kulturellen oder religiösen Identi-
tät als benachteiligt gelten. Dazu zählen 
gegenwärtig insbesondere ethnische 
Minderheiten wie People of Color, 
Flüchtlinge, die Afroamerikaner und die 
Hispanics in den USA, religiöse Minder-
heiten (Muslime), genderbezogene 
Gruppen (Frauen, Homosexuelle, 
Trans- und Intersexuelle), ferner Ob-
dachlose und Behinderte. Linke Identi-

tätspolitik zielt im Gegensatz zur klassi-
schen linken Politik nicht mehr primär 
auf die Lösung der sozialen Frage und 
somit der klassischen sozioökonomi-
schen Verteilungskonflikte, sondern 
rückt die jeweilige Gruppenidentität in 
den Mittelpunkt. Aus diesem Grunde 
betrachtet sie Minderheiten pauschal als 
einheitliche Gruppen von diskriminier-
ten Opfern, die von der Mehrheitsgesell-
schaft als Dominanzkultur objektiv be-
nachteiligt werden.5 Nur Mitglieder von 
Opfergruppen dürfen ihrer Ansicht 
nach im Namen diskriminierter Min-
derheiten sprechen. 

Dabei handelt es sich bei der linken 
Identitätspolitik nicht um eine Partei, 
einen Verein, eine Gruppierung, Publi-
kation oder ein konkretes Projekt mit 
einer klaren Ideologie oder einem entwi-
ckelten Programm. Vielmehr versteht 
sich linke Identitätspolitik als ein Dis-
kurskonstrukt, als eine Bezeichnung für 
bestimmte Positionen, die eine öffentli-
che Wirkung entfalten wollen.6 Da Iden-
titäten als homogen betrachtet werden 
und somit nicht teilbar sind, polarisiert 
Identitätspolitik. Zudem argumentiert 
sie moralisch und nicht inhaltlich und 
zeichnet sich durch Kompromisslosig-
keit und Diskriminierung aus, wie die 
Fälle Bley und Acker zeigen. 

In der Praxis bedeutet Cancel Cul-
ture das systematische Ausblenden, 
Ausgrenzen und Diffamieren unliebsa-

mer Positionen und Personen. So wer-
den Letztere beispielsweise gezielt von 
bestimmten Diskursen ausgeschlossen 
und durch Shitstorms über die sozialen 
Netzwerke stigmatisiert. Wer Kritik übt 
und auf Widersprüche hinweist, wird 
als „Nazi“, „Rassist“ oder auch „Sexist“ 
diskreditiert. Linke Identitätspolitik 
übernimmt dabei unter umgekehrten 
Vorzeichen selbst rassistische und sexis-
tische Deutungsmuster. „Weiße“ Män-
ner wie Bley werden, nur weil sie weiß 
und männlich sind, pauschal als struk-
turell rassistisch und sexistisch und da-
mit als ungeeignet für jeglichen Diskurs 
zu Themen wie Rassismus, Kolonialis-
mus etc. betrachtet. Diese Muster wer-
den von den Anhängern linker Identi-
tätspolitik auf alle gesellschaftlichen, 
kulturellen und religiösen Gruppen 
übertragen. In dieser Logik ist auch ein 
Polizist wie Frank-Holger Acker unge-
eignet, kritisch über die Polizei im Rah-
men eines Hochschulseminars zu reden, 
da auch die Polizei als eine homogene 
Einheit (in diesem Falle aber negativ de-
finierte Gruppe) wahrgenommen wird. 

Linke Identitätspolitik findet ihren 
Ausdruck auch in einer gendergerechten 
Sprache. Hatte diese ursprünglich die 
Gleichstellung von Frauen und Män-
nern sowie aller Geschlechter in gespro-
chener und geschriebener Sprache zum 
Ziel, so hat sie sich zunehmend zu ei-
nem Herrschaftsinstrument linker Iden-
titätspolitik entwickelt. Die Stigmatisie-
rung bestimmter Begriffe oder das 
Sternchen hinter dem Wort geben in 
diesem Zusammenhang ebenso wie der 
Unterstrich oder der Doppelpunkt Aus-
kunft über eine bestimmte Denkweise 
und Identität. Linksidentitäre versuchen 
so, die Sprache zu reglementieren und 
zu verordnen. Sprache wird dadurch eli-
tär und kann somit zum Herrschafts-

mittel der Identitätslinken werden, denn 
wer bestimmt, was gesagt und geschrie-
ben werden darf, hat Macht über die 
Gesellschaft. 

Die Debatte um eine linke  
Identitätspolitik 

Die Debatte um eine linke Identitätspo-
litik strahlt mittlerweile bis in die Mitte 
der Gesellschaft. So kritisierte der frü-
here Bundestagspräsident und Sozialde-
mokrat Wolfgang Thierse in einem Na-
mensbeitrag in der Frankfurter Allge-
meinen Zeitung, dass „subjektive Be-
troffenheit“ und „biografische Prägun-
gen“ statt „Vernunftgründen“ und „be-
gründeten Argumenten“ zunehmend 
die gesellschaftlichen Debatten bestim-
men. Für ihn sind die Identitätslinken 
„neue Bilderstürme[r]“, die „die Mühsal 
von Diskussionen“ scheuen und denen 
der „unabdingbare Respekt vor Vielfalt 
und Anderssein“ fehle.7 Statt sich mit 
ihm zu solidarisieren, haben sich die 
SPD-Parteivorsitzende Saskia Esken 
und ihr Stellvertreter Kevin Kühnert 
umgehend von ihrem Parteifreund dis-
tanziert und ihm ein „rückwärtsge-
wandtes Bild“ vorgeworfen.8

Wie heftig umstritten dieses Thema 
auch innerhalb der radikalen Linken ist, 
zeigt die Kontroverse um Sahra Wagen-
knecht. Sie kritisiert in ihrem neuesten 
Buch „Die Selbstgerechten“ die linke 
Identitätspolitik und ihre Vertreter, die 
sie als „Lifestyle-Linke“ charakterisiert, 

Identitätspolitik argumentiert 
moralisch, ist kompromisslos und 
POLARISIERT.

Linksidentitäre benutzen SPRACHE
als Machtmittel.
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scharf. Ihnen wirft sie vor, anderen vor-
schreiben zu wollen, wie sie „zu leben, 
zu denken, zu reden haben“. Statt sich 
für den sozialen Ausgleich zu engagie-
ren, fokussierten sie sich auf Randgrup-
pen, richteten ihr „Augenmerk auf im-
mer kleinere und immer skurilere Min-
derheiten“ und würden so die Linke 
spalten.9

Diese Kontroversen offenbaren ei-
nen zunehmenden Riss innerhalb der 
politischen Linken. Linke, für die die 
soziale Frage und nicht die Frage der 
Identität im Vordergrund steht, grenzen 
sich von der Cancel Culture der Identi-
tätslinken ab und warnen vor ihr. So be-
klagten bereits im Sommer 2020 153 
Intellektuelle aus verschiedenen Län-
dern wie Noam Chomsky, Daniel Kehl-
mann und Salman Rushdie in einem öf-
fentlichen Aufruf zur Toleranz eine mo-
ralische Entrüstung, die die offene De-
batte und Toleranz von Unterschieden 
zugunsten ideologischer Konformität 
schwäche und nach sofortiger Vergel-
tung für als Entgleisung wahrgenomme-
ne Reden und Gedanken verlange.10

In den USA, aber auch in Frankreich 
und Großbritannien ist diese Entwick-
lung insbesondere an den Hochschulen 
schon so weit vorangeschritten, dass sie 
Formen eines modernen Kulturkampfes 
angenommen hat. Lautstarke, sich als 

linksidentitär verstehende Gruppierun-
gen sind mancherorts so stark gewor-
den, dass sie mit jakobinischem Eifer 
Hochschullehrer mit ihrer Cancel Cul-
ture einschüchtern und sie mit verbalen 
Angriffen, vor allem über das Internet, 
überziehen, um dadurch eine kritische 
Auseinandersetzung, z. B. mit Werken 
internationaler Geistesgrößen, zu ver-
hindern. Nicht selten folgen Institutio-
nen wie Universitäten aus Panik diesen 
Rufen mit übertriebenen Maßnahmen. 
So werden beispielsweise die Schriften 
von Platon, Kant, Hegel und selbst von 
Goethe oftmals nicht mehr gelesen, weil 
diesen Denkern unter Ausblendung ih-
res historischen Kontexts von linksiden-
titärer Seite rassistische und sexistische 
Auffassungen unterstellt werden, waren 
sie doch alle „weiße Männer“. 

Cancel Culture trifft aber nicht nur 
„weiße Männer“, sondern auch „weiße 
Frauen“. So gab beispielsweise die nie-
derländische Schriftstellerin Marieke 
Lucas Rinjevid den Auftrag, das Ge-
dicht der dunkelhäutigen US-Poetin 
Amanda Gromann, welches diese bei 
der Amtseinführung von US-Präsident 
Joe Biden vorgetragen hat, ins Nieder-
ländische zu übersetzen, zurück. Ihr 
war vorgehalten worden, als angeblich 
privilegierte „weiße“ Frau könne und 
dürfe sie nicht den Text einer formell be-
nachteiligten „schwarzen“ Dichterin 
übersetzen.11

In Frankreich findet diese Entwick-
lung ihren Ausdruck u. a. in einer zu-
nehmenden Zusammenarbeit zwischen 
Islamisten und radikalen Linken, soge-
nannten „Islam-Linken“ (frz. „Islamo-
Gauchisme“). Dahinter verbirgt sich 
eine Bündnisbereitschaft von Linken 
gegenüber Islamisten bis hin zu gemein-
samen Aktionen, z. B. gegen Israel und 
die USA. Migranten, vor allem aber 

Muslime, haben bei diesen Identitätslin-
ken mittlerweile den Arbeiter als revolu-
tionäres Subjekt in den Hintergrund ge-
drängt. So protestieren in Frankreich 
immer wieder Studenten der extremen 
Linken gemeinsam mit militanten Isla-
misten gegen Verfechter einer universa-
listischen, feministischen und säkula-
ren Linken. Kritik am Islam, selbst seine 
Analyse, wird von ihnen mit Gottesläs-
terung gleichgesetzt. In den Sozialwis-
senschaften soll die „Islam-Linke“ 
schon so dominant geworden sein, dass 
sie jeglichen Diskurs, der ihrer Meinung 
widerspricht, unmöglich macht.12 90 
Professoren und Forscher forderten des-
halb jüngst in einem offenen Brief in  
der französischen Tageszeitung „Le 
Monde“, dieser Entwicklung Einhalt zu 
gebieten.13

Linke Identitätspolitik und  
wehrhafte Demokratie

Was im Mittelalter die Konfession war 
und im 20. Jahrhundert die Ideologien, 
ist heutzutage die Identität. Die Befrei-
ung des Individuums aus den Fesseln 
des Kollektivs, eine der zentralen Errun-
genschaften seit der Französischen Re-
volution von 1789, würde durch den 
antiindividualistischen Kollektivismus 
der Identitätslinken aufgehoben, denn 
der Einzelne müsste wieder zugunsten 
der homogenen Gemeinschaft in den 
Hintergrund treten. Gäbe unsere Ge-
sellschaft widerstandslos dieser Ent-
wicklung nach, wären die Folgen linker 
Identitätspolitik für unseren freiheitli-
chen Rechtsstaat und seine Bürger gra-
vierend. Vor allem die individuellen 
Menschenrechte und somit die grund-
gesetzlich geschützte Würde des Men-
schen, die Meinungs- und Religionsfrei-
heit sowie die Wissenschaftsfreiheit, 
aber auch jede Form von Gemeinsinn 

und Zusammenhalt einer demokrati-
schen Gesellschaft würden in Frage ge-
stellt werden. Kollektive Gruppenidenti-
täten würden über individuelle Men-
schenrechte gestellt. 

Ein Menschenrechtsrelativismus wäre 
die Folge.14 Nicht mehr Qualität und 
Vernunft eines Arguments, sondern Ge-
schlecht, Hautfarbe und Religion wür-
den dann die Diskussionen prägen. Nur 
noch Personen aus homogenen Grup-
pen dürften sich zu Fragen und Proble-
men dieser Gruppen in der von ihnen 
vorgegebenen Sprache äußern. Die Be-
findlichkeiten einzelner gesellschaftli-
cher Gruppen und Minderheiten und 
nicht mehr der Inhalt stünden im Vor-
dergrund. Verteidigt würde dann je-
mand, weil er einer aus der homogenen 
Gruppe, also einer „von uns“ ist, und 
nicht, weil er richtig argumentiert oder 
gehandelt hat. Nicht mehr der freie Aus-
tausch unterschiedlicher Positionen und 
Ansätze würde den Diskurs bestimmen, 
sondern ein dichotomes Weltbild homo-
gener Gruppen, dass die Welt schema-
tisch in „Gut“ und „Böse“ einteilt. 

Die Selbstzensur, die berühmte 
„Schere im Kopf“, würde wieder wie in 
vormodernen Zeiten die Diskussionen 
prägen und jeglichen wissenschaftli-
chen Diskurs faktisch aushebeln. Ein 

Die Debatte um die Cancel Culture 
SPALTET zunehmend die politische 
Linke.

Der antiindividualistische 
Kollektivismus der Identitätslinken 
BEDROHT die demokratische 
Gesellschaft.
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Rückschritt in voraufklärerische Zeiten 
wäre vorprogrammiert. Eine Verschär-
fung der Polarisierung und Zersplitte-
rung der Gesellschaft entlang ethni-
scher, religiöser und genderbezogener 
Trennlinien wäre die Folge. Die fort-
schreitende moralische Aufladung der 
Politik durch linksidentitäre Positionen 
würde eine rationale Gestaltung zentra-
ler Politikfelder wie Zuwanderung, In-
tegration und innere Sicherheit nicht 
nur verhindern, sondern unmöglich 
machen. Eine (Un-)kultur aus Angst, 
Scheinheiligkeit und Heuchelei wäre 
die Folge. 

Nutznießer dieser Entwicklung wä-
ren am Ende vor allem rechtspopulisti-
sche und rechtsextremistische Formati-
onen, die sich schon jetzt als Wahrer der 
Interessen der „kleinen Leute“ gegen 
eine linksgerichtete Political Correct-
ness geschickt in Stellung bringen, um 
verunsicherte Bürger auf ihre Seite zu 
ziehen. In Frankreich, aber auch in 
Großbritannien und den USA ist dieses 
Phänomen bereits mit Händen zu grei-
fen, und es wäre naiv zu glauben, 
Deutschland bliebe davon weitgehend 
verschont. 

Ausblick
Im Ergebnis stellen linksidentitäre Be-
strebungen eine hochgradig intolerante 
Strömung der extremen Linken mit Aus-
wirkungen bis weit in die Mitte der Ge-

sellschaft dar. In Gestalt von Cancel 
Culture brandmarken sie politisch miss-
liebige Personen und Positionen und ver-
weigern sich dem vernunftgeleiteten kri-
tischen Diskurs. Linksidentitäre höhlen 
durch eine ideologisch ausgerichtete 
Sprachzensur die Meinungsfreiheit aus 
und bedrohen so auch die Freiheit von 
Forschung und Lehre an den Hochschu-
len. Durch ihre einseitige Fixierung auf 
Identitäten wie Ethnie, Religion oder 
Gender blenden sie die soziale Frage aus 
und erweitern so die Trennlinien in der 
Gesellschaft. Die von ihnen erzeugte Po-
larisierung kann dadurch zu einer weite-
ren Verunsicherung der westlichen Ge-
sellschaften führen und somit zu einem 
Erstarken rechtsextremer Kräfte.

Um keine Missverständnisse auf-
kommen zu lassen: Ein Engagement für 
gesellschaftliche Minderheiten ist rich-
tig und wichtig. Diskriminierung und 
Alltagsrassismus haben in demokrati-
schen Gesellschaften nichts zu suchen. 
Ebenso gehört die Geschichte des Kolo-
nialismus und der Sklaverei aufgearbei-
tet. Doch wo dieser Einsatz zur Diskri-
minierung anderer und zur Stigmatisie-
rung von Mehrheiten durch Minderhei-
ten führt, verstößt er gegen die Würde 
des Einzelnen und somit gegen grund-
legende Menschenrechte bzw. grundge-
setzlich geschützte Bürgerechte. 

Wohin die Forderungen nach homo-
genen Gemeinschaften führen können, 
haben wir in der deutschen Geschichte 
auf grausame Art und Weise erleben 
müssen. Allein aus diesem Grunde gilt 
es, sowohl Rechts-, aber auch Linksi-
dentitäre mit allen Mitteln des demo-
kratischen Rechtsstaates zu bekämp-
fen. An dieser Stelle ist auch die wehr-
hafte Demokratie gefordert, die in der 
freiheitlichen-demokratischen Grund-
ordnung formulierten grundlegenden 

Cancel Cuture spielt den RECHTS-
EXTREMEN Kräften in die Hände.

Werte wie Menschenrechte, Meinungs-, 
Presse-, Wissenschafts- und Religions-
freiheit und somit die unantastbare 
Würde eines jeden Menschen gegen 
ihre Feinde zu verteidigen. 

Die Extremismusprävention muss 
sich des Themas Identitätslinke ver-
stärkt annehmen und der von ihr ausge-
henden freiheitsfeindlichen Zielrich-
tung durch Information und Aufklä-
rung aktiv entgegenwirken. Es ist trau-
rig, dass man im 21. Jahrhundert noch 
einmal ausdrücklich an die Werte der 
Aufklärung, der Französischen Revolu-
tion und der freiheitlichen-demokrati-
schen Grundordnung erinnern muss. 
Aber die offene Gesellschaft und mit ihr 
die Freiheit des geschriebenen und ge-
sprochenen Wortes müssen täglich neu 
von allen Demokraten gegen ihre Fein-
de verteidigt werden. ///

/// �DR. UDO BARON 
ist Politikwissenschaftler und Extremismus-
forscher. Im Niedersächsischen Ministerium 
für Inneres und Sport, Hannover, ist er für 
den Bereich Linksextremismus zuständig.
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/// Die Bedeutung der Nation für das kulturelle und gesellschaftliche Zusammenleben

WAS MACHT UNS AUS?

Assmann, Aleida: Die Wiedererfindung  
der Nation. München: C.H. Beck-Verlag 2020, 
332 Seiten, € 18,00.

Weltweit stellen sich derzeit Nationen 
so öffentlich wie selten zuvor die Frage: 
Was macht uns als Gesellschaft aus? 
Man denke an die Debatten über die 
Zukunft der Europäischen Union, den 
kontroversen Diskurs über „Cancel Cul-
ture“ oder die immer dringlicher er-
scheinende Frage nach Aufarbeitung der 
europäischen Kolonialgeschichte. Die 
emeritierte Professorin für Anglistik 

und Allgemeine Literaturwissenschaft 
Aleida Assmann hat mit „Die Wiederer-
findung der Nation“ ein informatives 
und informiertes, gut lesbares Buch da-
rüber verfasst, welche Bedeutung die 
Nation für unser kulturelles und gesell-
schaftliches Zusammenleben hat. 

Anders als etwa Ulrike Guérot, die 
eine europäische Republik fordert, plä-
diert Assmann für den Erhalt und die 

Weiterentwicklung der Nationalstaa-
ten, „[d]enn Denationalisierung […] 
heißt automatisch auch Abbau von Kul-
tur, Geschichte und Gedächtnis.“ 
(S. 45) Die Literaturwissenschaftlerin 
sieht die Nationen als Garanten für 
Menschenrechte und funktionierende 
Demokratien, schließlich seien diese 
Entwicklungen der Zivilisation auch in 
Nationen entstanden. Dabei betont sie 
auch: „Die Kritik und Sorge um den 
Nationalstaat als gefräßigen Leviathan, 
der gezähmt werden muss, teile ich  
absolut, doch sehe ich auch die Mög-
lichkeit, ihn zu zähmen, ohne ihn  
gleich abzuschaffen. Denationalisie-
rung scheint mir ein spezifisch deut-
scher Traum zu sein, der auf den spezi-
fisch deutschen Albtraum des National-
sozialismus antwortet.“ (S. 46)

Die Autorin erklärt, warum es wich-
tig ist, bestimmte Begriffe nicht pau-
schal pejorativ zu verwenden: „Wir 
brauchen in der globalisierten Welt ei-
nen neutralen Begriff von Ideologie, der 
mit der Verpflichtung zur selbstkriti-
schen Beschränkung der eigenen Positi-
on einhergeht und die kognitive Fähig-
keit zur Umperspektivierung und Aner-
kennung anderer Denkweisen ein-
schließt.“ (S. 90) Dies ist einer der Kern-
sätze des Buchs: Es geht um Selbstrefle-
xion und Wertschätzung des Gegen-
übers, aber eben auch darum, die eigene 
Kultur in der eigenen Nation ausleben 
zu können. 

Für Assmann hat vor allem der Kul-
turbegriff in den vergangenen Jahren 
einen Wandel erfahren: „Das analyti-
sche Interesse richtet sich neben Sym-
bolen und Diskursen auch zunehmend 
auf die Bedeutung von Inszenierungen 
und Performanzen sowie den Kampf 
um Aufmerksamkeit und Anerkennung 
in der Gesellschaft.“ (S. 73) Denkt man 

an die Debatten in den Feuilletons, 
möchte man hier kaum widersprechen. 
Und dabei ist die Kultur, gerade wenn 
es um die Frage geht, was eine Nation 
ausmacht, ein wichtiger Begriff. Ein rei-
ner Verfassungspatriotismus reicht 
nicht aus, um einen gemeinsamen, posi-
tiven Thymos zu generieren. Für die 
Autorin spielt vor allem die Geschichte 
der Nation eine große Rolle: „Erinnert 
wird, was die Identität der Gruppe 
stärkt, und die Identität der Gruppe be-
festigt die Erinnerungen. Mit anderen 
Worten: Das Verhältnis von Erinnerun-
gen und Identität ist zirkulär. […] Ange-
sichts einer schuldhaften oder trauma-
tischen Vergangenheit gibt es üblicher-
weise überhaupt nur drei sanktionierte 
Rollen, die das nationale Gedächtnis 
akzeptieren kann: die des Siegers, der 
das Böse überwunden hat, die des Wi-
derstandskämpfers und Märtyrers, der 
gegen das Böse gekämpft hat, und die 
des Opfers, das das Böse passiv erlitten 
hat. Was jenseits dieser Positionen und 
ihrer Perspektiven liegt, kann gar nicht 
oder nur sehr schwer zum Gegenstand 
eines akzeptierten Narrativs werden 
und wird deshalb auf der offiziellen 
Ebene ‚vergessen‘.“ (S. 140)

Deutschland stellt im Hinblick auf 
die Erinnerungskultur durch den „Zivi-
lisationsbruch“ (S. 156) durch den Na-
tionalsozialismus eine Besonderheit 
dar. Die Frage danach, ob man stolz ist, 
Deutscher zu sein, wird hierzulande 
wohl ausweichender beantwortet, als es 
in anderen Ländern der Fall ist. Ja, Fuß-
ballerfolge lassen viele Deutsche mit der 
Deutschlandfahne wedeln. Und: „Wir 
feiern gerade Beethovenjahr, letztes 
Jahr haben wir den Entdecker Alexan-
der von Humboldt gefeiert und so wei-
ter. Positive Impulse wie der Stolz auf 
solche Geistesgrößen und ihre Vereh-
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rung sind ein zentraler Bestandteil 
deutscher Kulturpolitik […].“ (S. 266) 
Ein lineares deutsches Narrativ, eine 
stringente Entwicklung einer Leitkultur 
gibt es aber aufgrund mehrerer Brüche 
– auch in der jüngsten Vergangenheit – 
nicht. Dazu zählt Assmann die Wieder-
vereinigung, die Debatte darüber, ob 
wir eine Einwanderungsgesellschaft 
sind, und das Aufkommen einer neuen, 
nationalistischen Partei, der AfD. 

Assmann ist überzeugt: „Die Tabui-
sierung der Nation unter wohlmeinen-
den Linken und der Mangel an gesell-
schaftlicher Verständigung über dieses 
Thema hat […] nicht nur zu einem allge-
meinen Desinteresse, sondern auch zu 
einem Mangel an Information, Aufklä-
rung und Orientierung über den Begriff 
der Nation geführt.“ (S. 283) In „Die 
Wiedererfindung der Nation“ plädiert 
sie deshalb dafür, sich intensiv mit den 
Nationen- und Kulturbegriffen zu be-
fassen. Die Nation ist eine geografische 
und gesellschaftliche Einheit, die für 
viele weitaus näher, zugänglicher und 
überschaubarer ist als der Staatenver-
bund EU. Wichtig ist dabei, so betont 
es Assmann, dass sich die Gesellschaft 
selbst fragt, was sie ausmachen soll. 
Blickt man auf die aktuellen Debatten 
in der deutschen Bevölkerung, erscheint 
unsere Nation gerade mitten in einem 
– teilweise sehr weitschweifenden – 
Selbstfindungsprozess.  

THOMAS M. KLOTZ,
HANNS-SEIDEL-STIFTUNG, MÜNCHEN

Wer waren die Nationalsozialisten? Die-
ser Frage geht der bekannte Zeithistori-
ker Ulrich Herbert in elf Aufsätzen 
nach, die nun in einem Band gesammelt 
erschienen sind. Die Beiträge stammen 
aus den Jahren 1995 bis 2020 und spie-
geln damit auch die Entwicklung der 
historischen Forschung in den letzten 
25 Jahren wider. 

Es wird ein breites Themenspek
trum abgedeckt: Der erste Aufsatz 
nimmt die Titelfrage auf, sodann er-
gründet Herbert, was die Nationalsozi-
alisten aus dem Ersten Weltkrieg ge-
lernt haben und woher der Judenhass 
stammt. Herbert beschreibt das 20. 
Jahrhundert als das „Jahrhundert der 
Lager“, widmet sich dem „deutschen 
Professor im Dritten Reich“ als Typus 
und vergleicht die nationalsozialisti-
sche und stalinistische Herrschaft. An-
schließend folgen Beiträge über „Deut-
sches Europa und Großgermanisches 
Reich“, den Krieg gegen die Sowjetuni-
on („Barbarossa“), den Weg zur Ermor-
dung der europäischen Juden, Nach-
klänge der „Volksgemeinschaft“ und 
das Schicksal der NS-Eliten in der Bun-
desrepublik. Ein umfangreicher An-
hang beschließt den Band. 

Als besonders instruktiv erweist sich 
der titelgebende erste Aufsatz. Herbert 
zeigt, dass „die Nationalsozialisten“ ge-
rade nicht nur randständige Kriminelle 
waren, wie es vor allem in den Jahren 
nach dem Zweiten Weltkrieg behauptet 
wurde. Vielmehr erreichten sie die breite 
Mehrheit der Gesellschaft. Die Nieder-
lage im Ersten Weltkrieg beglaubigte für 
viele Deutsche die in rechten und rechts-
radikalen Kreisen schon im Kaiserreich 
propagierten Anti-Vorstellungen. Die 
Niederlage und auch die anschließen-
den wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
erschienen erklärbar, wenn man sie auf 
den angeblich negativen Einfluss westli-
cher liberaler Ideen, der Moderne, „der 
Juden“ oder „der Bolschewisten“ schob. 
Im Gegensatz zu Deutschland oder Ös-
terreich blieb hingegen rechtsextremes 
Gedankengut in den Siegerstaaten des 
Ersten Weltkrieges erfolglos. 

Die Frage, woher der Judenhass rühr-
te, beantwortet Herbert ausführlicher in 
einem anderen überzeugenden Aufsatz. 
Die Wirtschaftskrise und damit verbun-
dene Abstiegsängste erhöhten die Stim-
mengewinne der NSDAP. Nach der 
Machtübernahme Hitlers stieg die Zu-
stimmung, vor allem wegen außenpoliti-
scher Erfolge, weiter an. Im Krieg er-
schien dann vielen die Stützung des Staa-
tes zunächst als Bürgerpflicht, bis dann 
die Niederlage unausweichlich war. 

Der Beitrag mit dem Titel „Der deut-
sche Professor im Dritten Reich“ be-
schreibt das Selbstverständnis und die 
Verstrickungen des Personenkreises, der 
wie kein zweiter für die Kombination 
aus Bildung, gesellschaftlichem Anse-
hen und Selbstbewusstsein steht. Das 
Urteil über diesen Berufsstand fällt 
nicht positiv aus. Schon während der 
Weimarer Zeit waren, wie der Autor 
zeigt, rund zwei Drittel der ca. 2.000 

REZENSIONEN

Herbert, Ulrich: Wer waren 
die Nationalsozialisten? 

München: C.H. Beck-Verlag 
2021, 303 Seiten, € 24,00.
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REZENSIONEN

Professoren sowie ein noch größerer Teil 
der außerplanmäßigen Professoren und 
Privatdozenten deutschnational einge-
stellt. Sie verachteten die Weimarer De-
mokratie, die sie als Ergebnis einer 
durch einen „Dolchstoß“ verursachten 
Kriegsniederlage ansahen. Viele Wis-
senschaftler begrüßten die neuen 
Machthaber zunächst. Sie glaubten, ihre 
antidemokratischen Vorstellungen wür-
den nun verwirklicht. Durch die Entlas-
sung rund eines Drittels aller Wissen-
schaftler wurde der Weg für willfährige 
Professoren frei. Viele lehrten und 
forschten im Sinne des Regimes. Mit 
fortschreitender Zeit und vor allem 
während des Krieges wandten sich dann 
viele Hochschullehrer (jedenfalls inner-
lich) vom NS-Regime ab. Doch nur we-
nige wie Gerhard Ritter fanden den Weg 
zum Widerstand. 

Im Vergleich zwischen Nationalsozi-
alismus und Stalinismus erkennt Her-
bert eine Gemeinsamkeit etwa in der 
Herausbildung eines gewalterfahrenen 
und gewaltaffinen Führungsnachwuch-
ses aus den Geburtsjahrgängen um 
1900. Dieser fiel auf beiden Seiten durch 
die besondere Brutalität auf, die er an 
den Tag legte, um die politischen Ziele 
durchzusetzen, die als wissenschaftlich 
belegt galten. Dies traf insbesondere für 
die jeweilige Vernichtungspolitik gegen-
über den als „Feinden“ betrachteten 
Gruppen zu. Auch sahen sich beide Re-
gimes bei der Umsetzung ihrer Ziele un-
ter Zeitdruck, was sie leichter zu Mas-
senverbrechen übergehen ließ. Der Au-
tor benennt auch viele Unterschiede 
zwischen dem Nationalsozialismus und 
Stalinismus, z. B. die staatliche Organi-
sationsdichte, die Zustimmung des Vol-
kes zum Regime sowie die Stoßrichtung 
von Terror und Verbrechen. Er be-
schreibt, dass sich der NS-Terror vor al-

lem nach außen richtete und die NS-
Opfer zu rund 95 % nicht aus Deutsch-
land kamen (eine Zahl, die vielen nicht 
geläufig sein dürfte). 

Im letzten Beitrag geht Herbert dem 
Schicksal der NS-Eliten (aus Angehöri-
gen der Staats- und Parteispitze, aus der 
Führungsebene der Sonder- und Besat-
zungsbehörden, der Gauleitungen und 
Parteiorganisation sowie der SS) in der 
Bundesrepublik nach. Nachdem viele 
Personen aus dieser Gruppe zunächst 
von den Alliierten inhaftiert und zum 
Teil auch bestraft wurden, erlahmte der 
Entnazifizierungsansatz bereits ab dem 
Ende der 1940er-Jahre wieder. In der 
frühen Bundesrepublik wurde er sogar 
eher konterkariert. Viele überlebende 
Angehörige der NS-Elite konnten sich in 
das Berufsleben und häufig auch in den 
Öffentlichen Dienst integrieren. Zwar 
fasste der Nationalsozialismus in 
Deutschland politisch nicht mehr Fuß 
und an rechtsextremen Parteien betei-
ligten sich die meisten Angehörigen der 
NS-Elite nicht. Sie waren eher bemüht, 
ihre Vergangenheit „abzutarnen“ und 
nicht weiter aufzufallen. Aber trotz der 
in den 1960er-Jahren verstärkten Er-
mittlungsbemühungen blieben die meis-
ten NS-Täter letztlich ohne Strafe oder 
wurden eher symbolisch sanktioniert, 
was ein fortwährendes Ärgernis bleibt. 

Herberts Aufsatz-Band lehrt uns 
eine Menge über den Nationalsozialis-
mus. Er sei jedem geschichtlich und  
politisch Interessierten sehr ans Herz 
gelegt.

PROF. DR. PHILIPP AUSTERMANN,
BRÜHL

Wie Deutschland sich immer wieder 
neu erfindet – mit dem Untertitel des 
Werkes ist der Ton in Reinhard Müllers 
neustem Debattenbeitrag bereits ge-
setzt. Der Autor arbeitet in seinem le-
senswerten Buch auf gut zweihundert 
Seiten heraus, auf welchem Fundament 
die Stabilität und Innovationskraft 
Deutschlands fußt. Grundlage des Wer-
kes bilden essayistische Beiträge, die er 
als Leitender Politikredakteur der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung ver-
fasst hat. In ihrer Summe verdichten sie 
sich zu einem gelungenen Gesamtpano-
rama der inneren und äußeren Verfasst-
heit eines wiedervereinigten Deutsch-
lands in Europa. 

Müller setzt mit seiner Betrachtung 
bei der Deutschen Einheit ein – für ihn 
eine Erfolgsgeschichte, die illustriert, 
dass Freiheit sich auf Dauer nicht unter-
drücken lässt. Gleichzeitig identifiziert 
er aber auch Hypotheken der Wiederver-
einigung, aufgrund derer es in den neuen 
Bundesländern an Investoren und Eigen-
tümern fehle. Dazu zählt für ihn bei-
spielsweise auch die fehlende Rücknah-
me der Bodenrechtsreform, mit der vor 
1949 in der Sowjetischen Besatzungszo-
ne 11.000 Landwirte zwangsweise ent-
eignet worden sind, nach der Wende. 

Müller, Reinhard: Schwarz 
Rot Gut. Wie Deutschland 

sich immer wieder neu 
erfindet. Frankfurt am Main: 
Frankfurter Allgemeine Buch 

2020, 208 Seiten, € 20,00. 

Die Berliner Republik betrachtet 
Müller auch im Kontext der europäi-
schen Integration und der internationa-
len Beziehungen. Staatliche Souveräni-
tät sei kein „Panzer“ mehr, sondern wer-
de „nicht aufgegeben, aber geteilt und 
neu in die Zeit gestellt“ (S. 58) stellt er 
fest. Auf der anderen Seite bilde der Na-
tionalstaat für die meisten Menschen 
weiterhin die natürliche politische Be-
zugsgröße und den präferierten Ord-
nungsrahmen. Vor diesem Hintergrund 
sieht er die Europäische Union als Er-
folgsgeschichte „im Grunde ohne Wenn 
und Aber“ (S. 62), will aber eine Letzt-
kontrolle durch die Mitgliedsstaaten 
und insbesondere deren Verfassungsge-
richte nicht missen. 

An dieser Stelle klingt auch ein Mo-
tiv an, das sich durch das gesamte Werk 
zieht: Die Betonung des Rechtsstaates 
als konstitutives Fundament unseres 
Gemeinwesens. Eindringlich warnt er 
vor der Erosion rechtsstaatlicher Stan-
dards in den „illiberalen Demokratien“ 
der EU. Dem deutschen Rechtsstaat 
stellt er hingegen ein gutes Zeugnis aus. 
In der Corona-Krise sei er seinem Kon
trollauftrag nachgekommen und habe, 
sofern dies in wenigen Fällen erforder-
lich gewesen sei, als Korrektiv gewirkt.

Auch für den deutschen Föderalis-
mus und im besonderen Maße für die 
Kommunalpolitik bricht Müller eine 
Lanze. Anstelle eines – medial oft be-
klagten – inkohärenten „Flickentep-
pichs“ sieht er „den urdemokratischen 
Gedanken eines Staatsaufbaus von un-
ten“ (S. 87) verwirklicht. Für ihn ist 
klar: Starke Städte und Gemeinden, tat-
kräftige Landräte und eine gute medizi-
nische Grundversorgung in der Fläche 
haben zum guten Gelingen des Krisen-
managements während der ersten Welle 
der Corona-Pandemie entscheidend bei-
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getragen. Vor diesem Hintergrund über-
rascht auch nicht, dass Müller sich für 
eine föderale Kompetenzverlagerung 
hin zum Bund nur wenig erwärmen 
kann. 

Mit prononcierten und durchaus 
streitbaren Beiträgen zu den gesell-
schaftlichen „heißen Eisen“ wie der 
Sterbehilfe, der Öffnung der Ehe, des 
Werbeverbots für Abtreibungen oder 
dem Verhältnis zwischen Religion und 
Staat nimmt sich Müller auch aktueller 
rechtlicher Debatte an und schließt mit 
einer Reflexion über die Meinungsfrei-
heit. Das im Grundgesetz angelegte Ver-
trauen in die „Kraft der freien Auseinan-
dersetzung“ (S. 106) verknüpft er mit 
einem Appell zur Ambiguitätstoleranz, 
sprich der Bereitschaft des Bürgers, im 
demokratischen Diskurs auch „Kon-
frontationen und Provokationen“ zu ak-
zeptieren und ihnen mit „bürgerlichem 
Engagement“ (S. 163) zu begegnen. Die-
se Freiheiten fänden jedoch freilich ihre 
Grenzen, sobald die Ebene des Diskur-
ses verlassen und konkrete Anstrengun-
gen zur Überwindung der freiheitlich-
demokratischen Grundordnung unter-
nommen werden würden.

Sein Fazit: Demokratische und 
rechtstaatliche Institutionen haben kei-
ne natürliche Bestandsgarantie, egal wie 
lange sie schon existieren. Gleichwohl 
endet das Werk auf einer positiven Note, 
wenn Müller dem deutschen Rechts-
staat Beständigkeit bescheinigt und 
feststellt, dass „das Fundament so sicher 
und elastisch zugleich [ist], dass sich das 
Land immer wieder neu erfinden kann“ 
(S. 197). 

Innovation und gleichzeitig eine Be-
wahrung des Bewährten; Anpassung an 
veränderte Rahmenbedingungen, aber 
kein Hinterherlaufen des Zeitgeistes. 
Betrachtet man die Leitmotive des vor-

liegenden Buches, so kann dieses durch-
aus auch als Plädoyer für einen Konser-
vatismus, der auf Subsidiarität und Frei-
heit in Selbstverantwortung fußt, gele-
sen werden. In diesem Sinne hat der 
FAZ-Journalist und Jurist einen sehr le-
senswerten Debattenbeitrag abgeliefert, 
bei dem nur ein kleines Desiderat bleibt: 
Müller verweist zwar en passant immer 
wieder auf Megatrends wie Digitalisie-
rung, Künstliche Intelligenz und Auto-
matisierung sowie den damit verbunde-
nen Strukturwandel. Wie aber eine 
Neuerfindung „Deutschland 4.0“ in 
diesem Kontext aussehen könnte, bleibt 
eine Aufgabe für einen weiteren Essay 
aus seiner Feder.

DR. SARAH SCHMID,
HANNS-SEIDEL-STIFTUNG, MÜNCHEN

Ein Mutmachbuch für Pflege, das am 
Berufsstolz ansetzt. Der Titel weckt in 
der Tat die Ambivalenz der pflegeri-
schen Selbstwahrnehmung und soll 
wohl auch auf diese hinweisen. Die Dis-
kussion um die Zukunft und auch die 
Attraktivität des Pflegeberufs besetzt 
mannigfältige Diskussionen. Fachkräf-
temangel, Überforderung und die Frage, 
wer sich künftig noch für den Beruf der 
Pflege begeistern lassen kann, füllen 
wissenschaftliche Aufsätze und Bücher 
genauso wie unzählige redaktionelle 
Formate. German Quernheim und An-
gelika Zegelin wollen in ihrem Mut-
machbuch daher, das in fünf themati-
sche Felder (Teile) gegliedert ist, sowohl 
den professionell Pflegenden einen 
(mutmachenden) Spiegel vorhalten als 
auch ein Kaleidoskop für notwendige 
Entwicklungstendenzen anbieten. In 
der Selbstbeschreibung sollen mit die-
sem Buch Pflegepraktiker wie auch Aus-
zubildende und Pflegestudierende ange-
sprochen werden, was sich beispielswei-
se durch kontinuierliche Lernimpulse, 
exemplarische Aufgabenstellungen in 
ausgewählten Kapiteln sowie Fallstudi-
en und -berichten und Hinweisen zu ak-
tuellen öffentlichkeitswirksamen De-
batten dokumentiert. 

Quernheim, German /  
Zegelin, Angelika: 

Berufsstolz in der Pflege. 
Das Mutmachbuch, Bern: 

Hogrefe-Verlag 2021,  
344 Seiten, € 39,95.

Die verschiedenen Teile, die mit ei-
ner unterschiedlichen Anzahl an Kapi-
teln verknüpft sind – insgesamt können 
42 Kapitel gelesen werden – versuchen 
zunächst, an der Professionalitätswahr-
nehmung und den Anforderungen an 
den professionellen Akteur in der Pflege 
anzusetzen. Beginnend mit dem Teil I 
„Berufsstolz“ werden zwar einerseits 
fast zu erwartende Bezugnahmen auf 
Florance Nightingale, Edith Cavell und 
Cicely Saunders herangezogen, doch 
nehmen andererseits sowohl der Teil I 
als auch Teil II „Pflege als Beruf“ nicht 
nur eine Rückschau ein, sondern greifen 
zumindest implizit die besondere Be-
deutung von Pflege als Interaktions- 
und Sorgebeziehung1 auf. Symbolisch 
lässt sich dies etwa in der Diskussion 
um Berufs- und Pflegestolz (S. 27) fest-
machen, wo mit dem Terminus Pflege-
stolz die besondere Bezugnahme auf 
diesen gegenüber der Sorgebeziehung 
deutlich wird.

Der zweite Teil verknüpft Kapitel zur 
Ausbildung und zum professionellen 
Anforderungsniveau an die Pflegearbeit, 
und nimmt auch die Diskussion um die 
Akademisierung und einhergehende 
formale Veränderungen der Kompen-
tenzzuschreibungen an den Pflegeberuf 
auf. Gleichwohl greifen die Kapitel acht 
bis elf des zweiten Teils zwar grundsätz-
liche Herausforderungen etwa von 
Technologien in der Pflege oder Refe-
renzdiskussionen zu anderen Organisa-
tionsmodellen im Ausland auf, bleiben 
aber weitgehend in einer Reihung von 
deskriptiven Beschreibungen haften. 
Auch wenn es im vorliegenden Band um 
ein Mutmachbuch für die Pflegepraxis 
geht, hätten vertiefendere Diskussionen 
um Entwicklungen von Pflegenden in 
unterschiedlichen veränderten Organi-
sationsmodellen oder Verknüpfungen 
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von Settings – Stichwort: Überleitungs-
herausforderungen – noch deutlicher 
interessante Entwicklungstendenzen 
unterstreichen können. 

Es ist aber festzuhalten, dass das 
Buch weitgehend aus akteursbezogener 
Sicht geschrieben wurde und organisa-
torische oder institutionelle Verände-
rungen daher eher als externe Verände-
rungsgrößen zu interpretieren sind. Je-
doch gilt es, diesen Hinweis mit dem 
Label zu versehen, dass hier ein „Au-
ßenstehender“ den Blick auf das Buch 
wirft. Gerade im Teil III, versehen mit 
der Überschrift „Belastende Arbeitsbe-
dingungen“, der als Brücke zu den ab-
schließenden Teilen IV und V steht, 
wird das Erleben der Pflegekräfte deut-
lich, exemplarisch durch immer wieder 
eingestreute Fallstudien aus der Praxis. 
Die wissenschaftlichen Referenzen, die 
am Ende jedes Teils stehen, verbinden 
wieder Fallstudien mit grundsätzlichen 
Ergebnissen aus der Pflegeforschung, 
sollen jedoch nicht davon ablenken, 
dass das Buch, vor allem in ausgesuch-
ten Teilen der Abschlusskapitel, mit 
deutlich wahrnehmbarer Positionierung 
der Autoren verknüpft ist. Gerade in den 
Teilen IV und V liegt ein äußerst anspre-
chend und gelungen geschriebenes 
Werk aus dem Blickwinkel von Pflege-
kundigen vor, das Position bezieht. Das 
Kapitel 23 „Aus der Stille die Stimme 
erheben“ steht etwa exemplarisch für 
dieses Ansinnen. 

Darüber hinaus kommt ein Buch zur 
Pflege, das in der Corona-Zeit veröffent-
licht wurde, nicht umhin, auch einen 
Bezug zu Stellung und Wahrnehmung 
von Pflege aufzugreifen. Dass es hier 
nicht um wohlfeilen Applaus gehen soll, 
sondern um Gestaltung von Arbeitsbe-
dingungen und Arbeitsperspektiven, 
bestärkt die gesamte rote Linie des Mut-

machbuches. Dieses ist gemäß der Ziel-
setzung in der Tat Pflegepraktikern und 
Pflegewissenschaftlern zu empfehlen, 
aber durchaus auch gesundheitspoliti-
schen Entscheidern und mit der Ein-
schränkung, dass teilweise eine Fachex-
pertise bei einzelnen Kapitel sehr hilf-
reich für das Verstehen ist, jedem inter-
essierten Bürger. Die beiden Autoren 
haben durchaus recht, wenn sie in der 
Schlussbemerkung festhalten, dass 
„Pflege[qualität] als gesellschaftliche 
Aufgabe [anzusehen ist]“ (S. 311). 

PROF. DR. JÜRGEN ZERTH, 
LEITER DES FORSCHUNGSINSTITUTS IDC, 
SRH WILHELM LÖHE HOCHSCHULE FÜRTH

Anmerkung
1 �Vgl. Böhle, Fritz: Interaktionsarbeit als wichtige 

Arbeitstätigkeit im Dienstleistungssektor, in: WSI 
Mitteilungen 9/2011, S. 456-461.
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/// Im Zeitgespräch: Gerald Spyra zum Datenschutz – S. 6

/// Winfried Bausback: Trump-Anhänger und Querdenker – S. 44

/// Erwin Fellner / Thorsten Winkelmann: Die Mehrheit entscheidet – wie lange noch? – S. 52

Brauchen wir mehr oder weniger 
Datenschutz? – Ein Gespräch zwischen
Karl Heinz Keil und Gerald Spyra

Ich gratuliere Ihnen, Herrn Keil und 
Herrn Spyra zu diesem Zeitgespräch. 
Der Beitrag behandelt genau die Fragen, 
die bei der Anwendung der IT in Fir-
men, Vereinen und auch im Privatleben 
auftreten. Sehr oft habe auch ich in Ge-
sprächen die sogenannte kognitive Dis-
sonanz, oft auch eine gewisse Ahnungs-
losigkeit, beobachtet.

Meiner Ansicht nach sollte, vielleicht 
in weiteren Beiträgen zu dem Thema, 
konkret auf folgende Teilfragen einge-
gangen werden:

•	� Worin genau liegen die Risiken bei 
der Anwendung der Dienste Face-
book, Instagram, Twitter, Whatsapp, 
Skype …? Die Antworten sind sicher 
heikel, weil Firmennamen genannt 
werden müssen.

•	� Wo liegen die Kosten und wie hoch 
sind sie bei der Nutzung der „kosten-
losen“ Nutzung der Kommunikati-
onsmöglichkeiten? 

•	� Was bedeutet Kommerzialisierung 
der Daten konkret?

•	� Sehr aktuell und sicher bleibend in 
der Zukunft sind die „kostenlosen“ 
Videokonferenzsysteme, in die Un-
ternehmen und Vereine getrieben 
werden. Wo liegen die wahren Kos-
ten und worin bestehen sie?

Den Antworten auf der letzten Seite im 
Zeitgespräch stimme ich voll zu: Man 
sollte sich wirklich schnell überlegen, 
wie man IT entwickeln kann, die den 
Menschen respektiert. Warum gibt es 
keine europäische Software, die die be-
kannten Versionen ersetzt? Neuent-
wicklungen könnten vielleicht durchaus 
einen digitalen Minimalismus aufwei-
sen und weniger anfällig gegen Fehler 
und Angriffe sein. Mehr Menschen 
könnten sie nutzen, ohne Nachteile be-
fürchten zu müssen. 

PROF. F. WIZNEROWICZ, HANNOVER
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/// Handlungsbedarfe für die NATO 

Geopolitische Rivalität im Weltraum 
 
 
Andrea Rotter /// Moderne Streitkräfte sind heutzutage erheblich von weltraumgestützten 
Applikationen abhängig. Allerdings entwickelt sich der Weltraum zunehmend zum Austra-
gungsort geopolitischer Rivalität – ein Umstand, dessen sich die NATO annehmen muss. Wäh-
rend das Bündnis erste wichtige Weichen gestellt hat, müssen nun weitere Schritte folgen. 
 
♦ Die Charakteristika der Dimension Weltraum haben sich gewandelt: Eine höhere Ab-

hängigkeit moderner Armeen geht mit einer größeren Verwundbarkeit einher. Die Zahl 
der Akteure und Satellitensysteme im Weltraum steigt rapide, während der völker-
rechtliche Rahmen ungenügend geregelt ist. 

♦ Im Kontext der geopolitischen Rivalität gewinnt der Weltraum als Mittel der Machtpro-
jektion und potenzieller Austragungsort von Konflikten an strategischer Relevanz, wes-
halb viele Staaten ihre militärischen Weltraumprogramme modernisieren und Antisa-
tellitenwaffen entwickeln. 

♦ Handlungsbedarf für die NATO besteht vor allem mit Blick auf  

◊ strategische Fragestellungen,  

◊ Kooperation und Informationsaustausch unter den Mitgliedsstaaten,  

◊ Integration des Weltraums in die Planungsprozesse und militärischen Einsätze sowie  

◊ in der Einbindung ziviler und kommerzieller Akteure. 
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